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Vorwort 



Bei dem Wettbewerb um einen an der Wiener Universität aus- 
geschriebenen Stiftungspreis wurde das vom Unterzeichneten ein- 
gereichte Thema: Staatliche Arbeiterpolitik im Zeitalter des 
aufgeklärten Absolutismus. Dargestellt an den Verhält- 
nissen der Gmundner Saline, durch Zuerkennung des vollen 
Preises von Seite der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät 
ausgezeichnet. 

Dies ermutigt den Verfasser seinen Erstlingsversuch in wesent- 
lich erweiterter Form hiemit der Oeflfentlichkeit zu übergeben, und 
er unternimmt diesen Schritt um so lieber, als der hier behandelte 
Gegenstand durch unmittelbares Studium archivalischer Quellen 
gewonnen, eine Erörterung in der bisherigen Literatur noch nicht 
gefunden hat. 

Das Material, auf welchem die Darstellung fusst, sind die Ver- 
waltungsakten der Ministerial-Banko-Deputation und der Hofkammer 
in Münz- und Bergwesen aus der Regierungszeit Maria Theresias 
und Josefs II. — enthalten in den Faszikeln „Oesterreich" und 
„Bankale Gmunden I und 11" des Wiener Hofkammerarchives — 
sowie Aufzeichnungen verschiedenartigen Charakters in einem „Salinen- 
wesen " bezeichneten Konvolute der Bibliothek des k. k. österreichi- 
schen Finanzministeriums. 

Eine angenehme Pflicht ist es derer zu gedenken, die mir mit 
Rat und That bei meinem Unternehmen behilflich waren. In erster 
Linie statte ich wärmsten Dank ab meinem hochverehrten Lehrer, 
Herrn Professor v. Philippovich, für die mir gewordene ausser- 
ordentlich freundliche Förderung, sowie den Herrn Professoren 
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alten Eechtsformen, an Schlendrian, technischer und kaufmännischer 
Unfähigkeit zu Grunde. 

Dieser Werdegang trat bei den grösseren Salinen Deutschlands 
mit einer Allgemeinheit auf, die ihren Grund nicht in äusseren 
Umständen, sondern nur in den wesentlich gleich gearteten Pro- 
duktionsbedingungen haben konnte. 

Der Betrieb aller dieser Salinen hatte dieselbe natürliche Voraus- 
setzung: die so gut wie unbeschränkt zur Verfügung stehende Soole 
eines grösseren Salzbrunnens. Es war dies ein Moment, das die 
Errichtung zahlreicher kleiner Pfannen gestattete und damit jene 
Zersplitterung des Produktionsprozesses und der Eigentumsverhält- 
nisse herbeiführte, die das charakteristische Merkmal der Pfänner- 
schaftsverfassung bildete. 

Ganz anders lagen die Verhältnisse im Gmundner Salzkammer- 
gute. Dort war man durch das natürliche Vorkommen des Salzes 
von allem Anfang an gezwungen, die Soole auf künstliche Weise 
durch Anlegung kostspieliger Bauten im Innern der Salzberge zu 
erzeugen, daher auch keineswegs leicht geneigt, durch Sieden in 
einer Unzahl kleiner Siedehäuschen einen nicht unbeträchtlichen Teil 
der kostbaren Soole nutzlos zu verschwenden. 

In der That hat auch das Salzkammergut, wie im folgenden 
gezeigt werden soll, eine Pfannerschaftsverfassung niemals gesehen 
und war daher auch imstande gewesen, eine ganz eigenartige Ver- 
fassung auszubilden und in jenen Zeiten auf den Höhepunkt der 
Entwicklung zu bringen, in denen die alten Pfännerschaftsverfassungen 
schon längst den Todeskampf kämpften. 

Erreicht wurde dieser Höhepunkt im 18. Jahrhundert. Er be- 
deutete in öffentlich-rechtlicher Beziehung nichts weniger als die 
Sonderstellung eines nicht unbedeutenden Territoriums auf fast allen 
Gebieten der Verwaltung. 

Damit war aber auch das Schicksal der Salzkammerguts- 
verfassung erfüllt; denn ihre alten mit ihren historischen Wurzeln 
bis ins 14. Jahrhundert zurückreichenden Institutionen gerieten 
nunmehr in den Kampf mit dem aufgeklärten Absolutismus, dem 
sie am Ende des 18. Jahrhunderts vollständig erlagen. 

Die Darstellung der Politik, durch welche man die Salzkammer- 
gutsverfassung ihrer historischen Formen entkleidete und nach den 
Ideen des vorigen Jahrhunderts umgestaltete, ist die Aufgabe der 
folgenden Abhandlung ^ 



^ Die Arbeit von K. Kramär, Die staatliche Lohnpolitik und die Lage 
der Arbeiter in den Salinen des Salzkammergutes bis zum Jahre 1748, Jahr- 
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So wie die Salzkammergutsverfassung unter gegenseitiger Durch- 
dringung der wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnisse entstanden 
war, so war auch die Umbildung derselben unter Maria Theresia 
und Josef II. nicht anders als unter steter Rücksichtnahme auf den 
innigen Zusammenhang möglich, der von alters her zwischen Rechts- 
und Wirtschaftsverfassung im Salzkammergute bestand. 

Daher kann die Darstellung des dortigen Salinenbetriebes, seiner 
Organisation und seiner Arbeitsverhältnisse einer Betrachtung über 
Inhalt und Geschichte der verfassungsmässigen Sonderstellung des 
Salzkammergutes nicht entraten. 



bücher für Nationalökonomie und Statistik, III. Folge, XI S. 321 ff., berührt 
ausschliesslich die Frage der dortigen Arbeiterpolitik im siebzehnten und zu 
Anfang des achtzehnten Jahrhunderts, ohne auf die Verfassung des Salzkammer- 
gutes und die dortigen Arbeitsverhältnisse des näheren einzugehen. 



1* 
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I. 

Die Verfassung und die Verwaltungsorganisation des 
Salzkammergutes im 18. Jahrhundert. 

1. Der Ursprung und die Entwicklung des Gmundner 

Salzkammergutes. 

Der Beginn des Gmundner Salinenbetriebes und der damit ver- 
bundenen Bergarbeiten in der Nähe des späteren Hallstatt reicht 
einige Jahre vor 1311 zurück. Denn in diesem Jahre war die Sa- 
line schon vollständig im Betriebe, wie aus der ältesten das Salz- 
kammergut betreffenden Urkunde vom 21. Januar 1311 hervorgeht, 
in welcher Elisabeth, die Witwe des 1308 ermordeten deutschen 
Königs Albrecht I., 12 „Pfannhausstätten" nebst den „Burglehen" 
beim „neuen Sieden zu Hallstatt, das sie mit ihrem Gute von wil- 
dem Gebirge und grünen Wasen gebaut und gestiftet habe", verlieh. 
Auch die Arbeitsstätten im Berge hatten in Form echter Lehen 
16 Eisenhäuer als „Berglehen" erblich inne. Diese hatten die Ar- 
beit in eigener Person vorzunehmen, mit Haus und Hof an der 
„Haalstätte" ansässig zu bleiben und erhielten für jede ausgeschlagene 
Klafter 10 Schilling 'Wiener Pfennige, denen nach Befund der dor- 
tigen Amtleute ein verhältnismässiger Betrag zugelegt oder abgezogen 
wurde, je nachdem das Gestein, in welchem sie gearbeitet hatten, 
über oder unter dem Normalen hart gewesen war. Die mit den 
Pfannhausstätten belehnten „Pfannhauser", welche ebenso wie die 
„Erbeisenhäuer" in Hallstatt behaust sein mussten, erhielten für sich 
und ihre Erben das Becht, in der auf Kosten der Königin erbauten 
Pfanne die Sülze ^ zu Salz zu versieden und das aus der Pfanne ge- 
wonnene Salz zu „Fudern"^ umzuarbeiten. Für diese auf eigene 



^ So hiess die im Berge hergestellte und von dort in die Pfanne geleitete 
wässerige Salzlösung (Soole). 

* Das frisch aus der Pfanne gewonnene Salz wurde in noch feuchtem Zu- 
stande in hölzerne Gefässe von der Form eines an der Spitze abgestumpften 
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Rechnung unternommene Arbeit konnten sie sich jedes siebente der 
von ihnen erzeugten Fuder behalten und verkaufen. 

Sieben unter diesen 12 Pfannhausern waren noch besonders 
durch das Recht privilegiert, die Arbeit an der Pfanne durch ge- 
mietete Personen verrichten zu lassen. Es hing dies damit zu- 
sammen, dass sie neben der Berechtigung an der Pfanne auch noch 
Träger der „Burglehen" waren, welche ihnen die Verpflichtung auf- 
erlegten, in Verein mit den dortigen Amtsleuten für die Sicherheit 
des Ortes und des Salztransportes Sorge zu tragen. Dazu hatte sich 
jeder dieser „Burgleute" ein eigenes Pferd zu halten, um den Hall- 
stätter Pfleger auf Verlangen geharnischt begleiten zu können. 

Man überliess ihnen dafür jede Woche 60 Puder Salz, die sie 
vom Pfannhaus in die ihnen gehörigen Pfiesseln zu schaff'en und da- 
selbst abzudörren hatten. Eines dieser gedörrten Fuder konnten 
sie sich dann als Entlohnung für das Dörren neben der wöchent- 
lichen Bezahlung von 45 Pfennigen behalten und sammt dem vom 
Sieden gewonnenen nach Belieben verführen und verkaufen, wobei 
sie aber weder Korn, Wein oder andere Kaufmannsgüter über den 
eigenen Bedarf einhandeln und weiterverkaufen durften, da der Handel 
mit diesen ausschliesslich denjenigen vorbehalten blieb, in deren Hände 
der Verschleiss des zu Hallstatt gewonnenen Salzes gelegt worden 
war. Um diesen möglichst zu fördern, verlieh Elisabeth der An- 
siedlung an der Haalstätte die Marktfreiheit und 12 weiteren zu 
Hallstatt ansässigen Personen und ihren Erben das sogenannte 
„Burgerrecht". Die Inhaber desselben, die „Burger", erhielten wie 
die 7 Burgleute jede Woche, wenn in der Pfanne gesotten wurde, je 
60 Fuder nassen Salzes aus derselben zum Abdörren in ihren Pfiesseln 
mit dem gleichen Entgelt von einem Fuder und 45 Pfennigen. Dieses 
Burgerrecht enthielt aber auch noch weiter die ausschliessliche Be- 
fugnis, das gesammte in den Pfiesseln fertiggestellte Salz, soweit es 
nicht in das Eigentum der an dem Produktionsprozess Beteiligten ge- 
fallen war, den Amtsleuten um einen bestimmten Preis abzukaufen und 
auf eigene Gefahr nach freiem Ermessen zu verschleissen. Um den 
Burgern den Transport des Salzes möglichst zu verbilligen, erhielten 
sie überdies noch das ausschliessliche Vorrecht mit Lebensmitteln 
und Kaufmannswaren für den Hallstätter Markt Handel zu treiben. 



Kegels (Kufe) gepresst und nach erfolgter Trocknung herausgenommen. Ein 
solcher konisch geformter Salzstock war das Fuder. Da dasselbe wegen mangelnder 
Konsistenz in diesem Stadium noch nicht transportfähig war, so brachte man 
es zunächst noch in die „Pfiesseln", Häuser, in welchen es durch Dörren über 
Feuer die erforderliche Festigkeit bekam. 
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Fassen wir das Gesagte zusammen^ so ergiebt sich, dass der 
gesamte Froduktions- und Distributionsprozess, angefangen mit 
dem Bau im Innern des Berges bis zum endgiltigen Verkauf des 
Salzes an die Konsumenten mit eigentümlicher Benützung der 
Formen des Lehens und zwar mit dem Eechte der Vererbung durch 
verschiedene von einander vollständig unabhängige Gruppen aus- 
geführt wurde. 

In den wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnissen zur Zeit 
der Erschliessung der Saline vollkommen begründet, erhielt sich 
diese Organisation des Betriebes bis ans Ende des 15. Jahrhunderts. 
Im Jahre 1466 bestätigte Kaiser Friedrich III. die von seinem Bruder 
Albrecht VI. den Hallstättern ausgestellte grosse Urkunde^ im ganzen 
Umfange, obwohl sie ihre innere Existenzberechtigung schon längst 
verloren hatte. 

Dem zähen Festhalten an den durch wiederholte Konfirmationen 
in ihrem Bestand gesicherten Rechten gegenüber nahm man es mit 
der Erfüllung der übernommenen Pflichten nicht zu genau. Die 
Berechtigungen gelangten ganz oder teilweise in die Hände von 
Fremden, welche die Arbeit gemieteten Personen überliessen. Diese 
fortgesetzte Zersplitterung des Produktionsprozesses und das damit 
verbundene Verschwinden des ursprünglichen Gewinnes, der zahl- 
reichen Privaten zufiel, brachte die Landesfürsten im Laufe der Zeit 
fast ganz um ihren Gewinnanteil. Um sich diesen auf indirektem 
Wege zu sichern, vei'fiel man auf das Auskunftsmittel der Besteuerung 
des fertigen Produktes, indem man alles traunabwärts geführte Salz 
einer landesfürstlichen Maut zu Gmunden unterwarf. Wie sehr 
sich der "finanzielle Schwerpunkt vom Hofschreiberamt zu Hallstatt, 
dem die Leitung des Berg- und Sudwesens zukam, nach der Gmundner 
Maut verschoben hatte, geht daraus hervor, dass der Amtssitz des 
Salzamtmannes, der bald nach Eröffnung der Saline mit der obersten 



^ Konfirmationsurkunde Herzog Albrechts VI. Linz, 13. Juni 1459. Ori- 
ginal im Hallstätter Museum. In derselben werden die Privilegien der Königin 
Elisabeth, betreffend die Pfannhausstätten, Burglehen und Burgerrechte, sowie 
die Konfirmationsurkunde Königs Ladislaus über die 16 Erbeisenhäuerrechte 
wörtlich angeführt und vollinhaltlich bestätigt. Abgedruckt sind die einzelnen 
Privilegien im Urkundenbuch des Landes Oesterreich o. d. E. Bd. V, S. 36: 
Die Königin Elisabeth verleiht sieben Arbeitsstellen beim Pfannhaus zu Hall- 
statt. Brück im Aargau, 21. Januar 1311; S. 38: Die Königin fügt den sieben 
Belehnten am nämlichen Tag noch fünf andere bei; S. 39: Am nämlichen Tage 
erteilt Elisabeth den Bürgern zu Hallstatt Marktrecht. Bd. VI, S. 561 : Herzog 
Albrecht von Oesterreich bestätigt die sechzehn Berglehen zu Hallstatt und 
verleiht die erledigten Plätze. "Wien, 11. Oktober 1346. 
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Leitung der Saline betraut worden war, nicht nach Hallstatt, son- 
dern nach Gmunden zur Maut gelegt wurde. 

Kaiser Maximilian I. bestätigte zwar 1493 der Hallstätter Saline 
das von Elisabeth verliehene und von deren Nachfolgern konfirmierte 
Privileg mit Ausnahme der inzwischen inhaltlich bedeutungslos ge- 
wordenen Burglehen. Aber in richtiger Erkenntnis der finanziellen 
Tragweite einer zeitgemässen Betriebsorganisation des Kammergutes 
für den landesfürstlichen Haushalt löste er 1514, nachdem er sich 
1504 persönlich^ und 1508 und 1509 durch zwei üntersuchungs- 
kommissionen über den Stand der Dinge orientiert hatte, alle be- 
stehenden Gerechtigkeiten an der Pfanne um je 300 fl. Rh. ab^. 

Erst der ausschliessliche Besitz der Pfanne, die zwar mehrmals 
mit der ganzen Saline an Dritte verpfändet^, aber niemals aus dem 
landesfürstlichen Eigentum gekommen war, machte die Landesfürsten 
zu thatsächlichen Herren ihres Kammergutes, das sich nunmehr ihrer 
aufmerksamsten Fürsorge zu erfreuen hatte. Mit der Regelung des 
sich ungemein rasch erweiternden Betriebes, zu dessen Schutz das 
Einfuhrverbot alles fremden, namentlich des nachbarlichen erzbischöf- 
lich Halleiner Salzes nach Oesterreich und Böhmen diente, und mit 
dem Anwachsen der Hallstätter Produktion steht die Erlassung der 
ersten Ordnung Ferdinands I. im Jahre 1524 in Zusammenhang, 
der sodann 1563 die zweite „reformierte Ordnung des Salzwesens 
zu Gmunden und Hallstatt" folgte. 

Letztere wurde 1654 durch das von Leopold I. am 2. Januar 1659 
bestätigte dritte Reformationslibell* ersetzt, nachdem sich die Ver- 
hältnisse durch die von den Landesfürsten inzwischen in grossem 
Umfang erfolgte Aufnahme des Salzbergbaues am Ischler Berge ^ sowie 



^ Laut SteiniDschrift beim Salzberge am 5. Januar 1504. 

^ Ausgenommen war hiervon das sog. Junkhermrecht des Klosters Neu- 
berg zu Steiermark. Dieses von Herzog Otto am 13. August 1327 demselben 
verliehene Recht war ein in diesem Jahre ledig gewordenes Burglehen, dem 
noch einige andere Berechtigungen beigefügt waren. Es wurde erst im Jahre 
1563 sammt dem dazu gehörigen Gebäude zu Hallstatt gelegentlich der Errich- 
tung des zweiten ,,Reformationslibelles'' um eine Geldsumme sowie das Recht 
des jährlichen Bezuges einer bestimmten Salzmenge abgelöst. 

8 Chmel, Regesten Friedrichs III., Bd. I Nr. 2608. Wien, 5. Februar 
1450. Kaiser Friedrich löst die um 10000 Goldgulden an den Grafen Johann 
von Schaumburg verpfändeten Salzwerke zu Gmunden und Hallstatt ein. 

* Im folgenden als Reformationslibell III bezeichnet. 

^ Die ersten Versuche geschahen durch Eröffnung des Mitterbergstollens am 
25. Juli 1563; s. hierüber v. Buchholtz, Geschichte der Regierung Ferdinands I., 
Bd. Vm S. 204. 
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durch die Errichtung von Pfannen dort und in Ebensee wesenthch 
geändert hatten. 

Diese drei Reformationslibelle regelten aber nicht nur alle 
einzelnen in das Salinenwesen einschlägigen Verhältnisse, wie Berg- 
bau, Sudwesen, Waldwesen, Transport und Verschleiss des Salzes, 
sie enthielten auch alle Privilegien, durch welche das Salzkammer- 
gut eine eigenartige Organisation im Innern sowie zahlreiche Ex- 
emptionen nach Aussen erhielt. 

Wesen und Form derselben zu Beginn des 18. Jahrhunderts 
sollen im nachfolgenden erläutert werden. 



2. Die Organisation der Behörden. 

Das Salzkammergut Gmunden hatte seit der Eröffnung des Be- 
triebes in Ischl und Ebensee nicht nur territorial seine genau be- 
stimmte Begrenzung erhalten, sondern es war im Laufe des 16. und 
17. Jahrhunderts durch die Ausbildung einer dem Salinenbetrieb 
aufs engste angepassten Verfassung auch ein politisches Gebilde 
von ganz spezifischem Charakter geworden. 

Seine Form und Grösse entsprachen im allgemeinen dem Ein- 
zugsgebiet desjenigen Abschnittes der Traun, der vom Einfluss in 
den Hallstätter See bis zum Beginn des Gmundner Sees herab- 
reicht ^ Dadurch hatte es im Norden das Erzherzogtum Oesterreich 
ob der Enns, im Osten und Süden das Herzogtum Steiermark zu 
Nachbarn, während es westwärts an das Erzbistum Salzburg stiess. 

Orographisch stellte es sich als ein von Norden nach Süden 
verlaufendes Querthal dar mit äusserst schmaler Sohle und sehr 
steil und teilweise auch sehr hoch aufsteigenden Hängen, welche 
mit tief herabreichenden Wäldern bestockt waren. Der übrige von 
Wald nicht bedeckte Boden war bei seiner schlechten Beschaffenheit 
und bei der durch die Höhenlage bedingten Rauheit des Klimas zum 
weitaus grössten Teil nur als Wiese oder Weide verwendbar, so dass 
der dem Ackerbau gewidmete Bruchteil gegenüber einer Bevölkerung 
von etwas über 13 000 Seelen^ gar nicht in Betracht kommen konnte. 

Alle diese hier kurz skizzierten Verhältnisse der Lage, Be- 
schaffenheit, Grösse und Bevölkerungsziffer des Salzkammergutes 
waren, wie wir im weiteren Verlaufe noch im einzelnen sehen wer- 
den, von bestimmender oder wenigstens tief eingreifender Bedeutung 



* Vgl. die Karte des Salzkammergutes im Anhange. 

^ Nach der Conscription vom Jahre 1787 13 496 Seelen. 
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für die Gestaltung und den fast 500jährigen isolierten Bestand der 
Verfassung dieses Landes geworden. 

An der Spitze des Salzkammergutes stand ein Salzamtmann ^^ 
welcher unmittelbar der Hofkammer in Wien unterstellt war. Im 
Jahre 1724 kam jedoch die oberste Leitung dieses Kammergutes 
aus der Hand der Hofkammer an die Ministerial-Banko- Deputation, 
da die Gmundner Saline in diesem Jahre dem Wiener Stadt-Banko 
verpfändet worden war^. 

Diese unmittelbare Unterordnung unter die Wiener Hofstelle 
ist insofern bemerkenswert, als dadurch der Salzamtmann nicht nur 
der Jurisdiktion des Vizedoms des Landes Oesterreich ob der Enns, 
als des obersten Verwalters des dortigen landesfürstlichen Kammer- 
gutes, vollständig entzogen, sondern auch das Salzkammergut selbst 
von der allgemeinen Kammergutsverwaltung eximiert war^. 

Der Salzamtmann war der erste Beamte des Salzoberamtes zu 
Gmunden, dem überdies noch mehrere Salzoberamtsräte für die ver- 
schiedenen Zweige des Salinenwesens und der übrigen Verwaltung 
angehörten. Dem Salzoberamte unterstanden einerseits die Verwes- 
ämter zu Ischl und Ebensee sowie das Hofschreiberamt zu Hallstatt*, 
andererseits die Pfleg- und Herrschaft Wildenstein ^ sowie die Markt- 



^ Keformationslibell III S. 519. Salzamtmannsinstruktion: n^it dieser 
Salzamtmannsinstruktion wird nun die vorbeschriebene reformierte Ordnung 
beschlossen und kann ihm, dem Salzamtmann, keine sonderbare oder andere 
vollkommene Instruktion gegeben werden, als was die ganze Ordnung an ihr 
selbst vermag, die er zu mehrmalen mit gutem Bedacht zu überlesen und ihm 
einbilden solle, was zu jederzeit zu handeln und zu vollziehen verordnet und er 
Salzamtmann als ein Vorgeher und Haushalter des ganzen Wesens anschaffen, 
antreiben und, ob und wie ein jedes dem Anschaffen gemäss geschehen, auf- und 
nachsehen und gegen den Ungehorsamen mit Strafe vorgehen solle." 

=^ V. Mensi, Die Finanzen Oesterreichs von 1701 — 1740, S. 592. 

^ In diesem Sinne nennt schon die Schatzkammerordnung von 1498 den 
Salzamtmann in Gmunden einen exemten Amtmann. Adler, Die Organisation 
der Centralverwaltung unter Kaiser Maximilian I., S. 205. 

^ Reformationslibell III S. 222. Die Verweser sollen den Salzamtmann 
fiir ihre vorgesetzte Obrigkeit erkennen und ihren Respekt auf ihn haben: 
Alle Verweser seien dem Salzamtmann unterworfen, dem sollen sie als ihrem 
vorgesetzten Oberamtmann nach der Kaiserl. Maiestät und der Hofkammer in 
allen und jeden, w^as er amtshalber in billigen Dingen mit ihnen schafft und 
gebeut, unweigerlichen Gehorsam leisten und in allem was ihnen vorfallet, darin 
sie Bescheids bedürfen, ihren Respekt auf ihn Salzamtmann haben, welcher dann 
darauf gebührliche Verabschiedung zu thuen oder aber, wo es etwas ansehn- 
liches antreffe, an bemelte Hof- oder Nied. 0. Kammer oder gar an Ihre Kaiserl. 
Maiestät um derselben Resolution gelangen zu lassen würdet wissen. 

^ Reformationslibell III S. 229. Pfleg- und Herrschaft Wildenstein be- 
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gerichte der drei „Kammergutsmärkte" Hallstatt, Lauffen und 
Ischl \ 

Die Verwesämter und das Hofschreiberamt zu Hallstatt, welches 
trotz seiner abweichenden rein historisch begründeten Bezeichnung 
dieselbe Stellung mit den gleichen Befugnissen wie die beiden ersteren 
Aemter innehatte, bestanden aus mehreren kaiserlichen Beamten mit 
einem Verweser bezw. Hofschreiber an der Spitze, und waren zunächst 
als Organe der Salinenverwaltung mit der Leitung und Beaufsichti- 
gung des gesammten Salinenbetriebes am Orte ihres Sitzes betraut^* 



treffend: Wiewohl die Rom. Kaiserl. Maiestät das ürbareinkommen und 
anderen Genuss solcher Herrschaft sonderbaren Personen bisher aus Gnaden 
erfolgen haben lassen, so seien aber so viele erhebliche Ursachen vorgefallen^ 
dass Ihre Kaiser!. Maiestät gnädigst verursacht sein worden, bemelte Herr- 
schaft und Pfleg Wildenstein, um mehrer Hilf und Handhabung willen de& 
Salzwesens , zu welchem dann solche Herrschaft Wildenstein je und alleweg 
samt derselben Gütern Wäldern Wässern uad ünterthanen gewidmet und ver- 
meint gewesen, an sich als ohnedies ihrer Maiestät Eigenthum zu bringen und 
dem Salzamt zu Gmunden ohne Mittel für ein Partikularstück bemelten Salz- 
siedens einzuverleiben, und hinfüro jederzeit also dabei bleiben und handeln zu 
lassen. Hierauf wollen Ihre Maiestät, dass nun hinfüro ein Salzamtmann die 
Oberhand und Handlung derselben Pfleg von ihrer Maiestät wegen haben und 
nicht mehr als ein Unterpfleger auf dem Schloss Wildenstein gehalten werden 
soll, dazu dann jetzt N. verordnet und bestellt worden. 

^ Reformation slibell III S. 305. Polizeiordnung des Marktes Ischl. 
Marktraittung, Steueranschlag, "ViTaisenbuch : Wir ordnen ferner fürs änderte 
und wollen, dass der Markt Ischl seine Gerichts-, Cammertäg-, Steuer-, Maut- 
und dergleichen Raittungen zu Ausgang jeden Jahres Unserem Salzamtmann ad 
revidendum et ratiflcandum fürbringen und anhändigen solle, damit von Unseret- 
wegen derselbige völliges Wissen bekomme, ob und wie der gemeine Nutz be- 
fördert und wie viel jedes Jahr ein und anderen Orts die Gefillle samt dem 
Urfahr- und Burger Geld ertragen, wohin und mit was Nutzen dieselbe angelegt 
und verwendet und wie sonsten jedes Orts durchgehend sowohl mit der Wacht 
und Steueranschlägen als auch mit denen Strafen- Waisen- und Pupillen-Geldern 
gehauset worden; wobei dann Unser Salzamtmann in allweg dahin zu sehen und 
darob zu halten hat, auf dass allerseits gute Wirtschaften angestellt, vorderist 
Witibben und Waisen geschützt und bei dem Ihrigen gehandhabt, der Markt 
in Wohlstand und Aufnehmen gebracht und weder in der Einnahm und Ausgab 
nichts Unverantwortliches passiert noch Jemands bevorab die armen Kammer- 
gutsarbeiter mit ungebührlichen Exaktionen belegt oder in anderweg wider 
Recht, Billigkeit und altes Herkommen beschwert werden. Sollten aber bei 
Aufnahm der Raittungen sich solche Unwirtschaften, Ungehorsam oder Miss- 
verständ ereignen, um deren willen Unser Salzamtmann der Ratifikation halber 
erhebliche Bedenken hätte oder die Abstellung nicht stattfinden thäte, so wird 
er auch auf solchen Fall die Notdurft an Unsere Regierung und Kammer um- 
ständlich gelangen zu lassen und Bescheids zu erwarten haben. 

^ Reformationslibell III S. 198. Hofschreiberarat betreffend: Nachdem 
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Daneben kamen ihnen aber auch, wie wir weiter unter sehen 
werden, Funktionen öffentlich-rechtlicher Natur zu, wodurch sie den 
Charakter von Obrigkeiten mit ganz eigenartiger Kompetenz über 
die dortigen Insassen erhielten. 

Als solche waren sie den übrigen Kammergutsobrigkeiten zwar 
nicht direkt als höhere Instanzen vorgesetzt, übten aber dennoch 
in der dortigen Verwaltung den entscheidenden Einfluss aus, dem- 
gegenüber die anderen Verwaltungsorgane eine nur untergeordnete 
Rolle spielten^ Es kam dies daher, dass sowohl dem Hofschreiber- 
amt zu Hallstatt als auch dem Ischler Verwesamt nach Inhalt der 
Salzkammergutsverfassung auf vielen Gebieten, auf denen die Markt- 
gerichte sonst ganz ausschliesslich und unabhängig über ihre Unter- 
thanen verfügten, mit Rücksicht auf den Salinenbetrieb eine ex- 
klusive oder doch konkurrierende Kompetenz eingeräumt worden 
war, ganz abgesehen von dem thatsächhchen Einfluss, den diese 
Aemter auch innerhalb der autonomen Marktverwaltung infolge der 
eigentümlichen Gestaltung der dortigen Marktverfassungen auszuüben 
imstande waren. 

Um diese zu verstehen müssen wir auf das Jahr 1524 zurück- 
gehen. 

Damals wurden nämlich die 1311 bei Begründung der Saline 
verliehenen Burgerrechte von Ferdinand I. aufgehoben. Die Träger 
derselben waren, wie erwähnt, mit dem Verschleiss und Transport des 
in Hallstatt erzeugten Salzes gegen Erteilung einer privilegierten 
Handelsstellung betraut worden. Aus dieser ihrer Stellung auf dem 
Markte zu Hallstatt zogen sie und ihre Erben zwar grossen Gewinn, 
ohne jedoch der damit verbundenen Verpflichtung, das in der Pfanne 
zu Hallstatt gewonnene Salz nach erfolgter Dörrung in den 
Pfiesseln den dortigen Amtsleuten abzukaufen, mit Passierung der 



der Rom. Kaiserl. Maiestät an ordentlicher Handlung des Wesens zu Hallst att 
bei dem Stock mit fleissigem Haushalten und Zusehen zu Berg, Wald und 
Pfannhaus, auch zeitlicher Vorratschaflfung an Eisen und anderem, desgleichen 
mit der wöchentlichen Ablehnung auf das ganze Wesen, darüber dann des Jahrs 
eine merkliche Summa Gelds geht, hoch und viel gelegen, so ist Ihre Kaiserl. 
Maiestät gnädigst entschlossen, jederzeit einen tapferen ansehnlichen Mann zu 
einem Hofschreiber bei bemelten Salzwesen zu verordnen und zu halten, dem 
ein solch ansehnlich Wesen vertraut, welcher auch mit Hilf und Rat der 
anderen seiner Mit -Offizieren die Mannschaft, was dem Salzsieden zugethan, 
nachdem einestheils viel ungezähmtes rohes Gesündt darunter, in billicher 
Furcht und Straf halten, sie auch hinwiderum in allen Zufällen nach dem Salz- 
amtmann bei ihm so viel als billig sein wird Hilf und Trost suchen und haben 
mögen. 
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Gmundner Maut donauabwärts zu führen und zu verkaufen, in vollem 
Umfange nachzukommen. Kaiser Maximilian I. glaubte den Uebel- 
ständen, die sich daraus für den Verschleiss des Salzes ergaben, da- 
durch abhelfen zu können, dass er zwölf neue Burgerrechte neben 
den schon bestehenden zwölf alten verlieh. Aber auch diese Mass- 
regel hatte nicht den erwünschten Erfolg. Denn die Inhaber der 
neuen Burgerrechte vermieteten trotz Verpflichtung zu eigenem Be- 
triebe nach Ablauf einiger Zeit so wie die früheren Burger die Aus- 
übung ihres Rechtes an Dritte, die infolge des an die Vermieter zu 
zahlenden Zinses nun allerdings bald nicht mehr in der Lage waren, 
unter den festgestellten Modalitäten, wie Ankaufspreis des Salzes in 
Hallstatt, Maut in Gmunden und Verkaufspreis an die Konsumenten, 
den Salzverschleiss mit auskömmlichem Gewinn zu betreiben. 

Dies führte, wie erwähnt, unter dem Nachfolger Maximilians I. 
zur Einziehung der Burgerrechte überhaupt und zur üebertragung 
des gesammten Verschleisses und Transportes an einzelne durch 
ihre Kapitalkraft hiezu geeignete Einwohner der drei Kammerguts- 
märkte (Fertinger) in einer insofern modifizierten Form, als nun- 
mehr das Dörren des aus der Pfanne gewonnenen nassen Salzes 
nicht mehr wie früher von Privaten besorgt wurde, sondern aus- 
schliesslich in amthchen Pfiesseln erfolgte. 

Diese Aenderung in der Organisation des Produktionsprozesses im 
Verein mit der zehn Jahre vorher (1514) erfolgten Betriebsübernahme 
der Pfanne durch den Landesfürsten machte es nun erst dem Salz- 
amtmann möglich auf Einhaltung der Verpflichtungen derjenigen zu 
sehen, die von ihm mit einer „Fertigung"^ betraut worden waren. 
Früher reichte die thatsächliche Macht des Salzamtmannes über die 
. Inhaber der Burgerrechte nur so weit als es deren guter Wille zuliess. 
Denn im Besitz eines Teils der Produktionsmittel (Pfiesseln) waren 
sie jederzeit imstande, durch Einstellung ihres Betriebes einen Schaden 
anzurichten, dessen Umfang bei dem notwendigen Ineinandergreifen 
der Wasserwirtschaft im Berge mit den Arbeiten im Pfannhause eine 
ganz unverhältnisraässige Grösse erreichen konnte. Jetzt war das 
Verhältnis gerade umgekehrt. Die Fertinger, deren Aufgabe sich 
auf Verpacken und Transport des Salzes beschränkte, wurden mit 
ihrer Unternehmung von den Salinenämtern vollständig abhängig. 
Letztere bekamen in der Auswahl jener Personen, denen sie das in 
eigenem Betriebe gedörrte und damit haltbar gemachte Fudersalz 
zum Verschleiss überlassen wollten, freie Hand. 



^ Die nähere Organisation dieses Betriebes siehe spater. 
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Nachdem auf diese Art durch Aenderung der Betriebsorgani- 
sation der neuen Gerechtigkeit ein Inhalt gegeben worden war, welcher 
eine Wiederholung der durch die verfehlte Konstruktion der Burger- 
rechte bedingten üebelstände so gut wie ausschloss, hatte man 
auch keinen Grrund, den Eertingern und ihren Erben das mit dem 
ehemaligen Burgerrecht verbundene Privileg des ausschliesslichen 
Handels und Verkaufs von Wein und Kaufmannsgütern sowie die 
Stellung der Inhaber des früheren Eechtes in der Marktverfassung 
zu verweigern. 

Die üebertragung der rechtlichen Stellung der ehemaligen Burger 
in Handel und Marktverfassung an die Fertinger war für diese von 
um so grösserer Bedeutung, als alle anderen Gerechtigkeiten, mit 
denen die Bürgerstellung verbunden gewesen, durch Nichtbestätigung 
oder durch Einlösung von Seite des Landesfürsten beseitigt waren. 
Daher kam es, dass nunmehr das erbliche Bürgerrecht nur noch den 
Eertingern zustand, ohne dass es den übrigen Marktinsassen im Laufe 
der Zeit gelungen wäre, den Eintritt in den Kreis der „Ratsbürger" zu 
erlangen. Denn die Fertinger hielten nicht nur als Arbeitgeber die 
Arbeiter, sondern auch, indem sie ausschliesslich Kaufleute und 
Wirte des Marktes waren, die gesammten Handwerker von sich in 
Abhängigkeit. Dazu kam noch, dass auch das Salzoberamt die 
privilegierte Stellung der Fertinger im Interesse des Salzwesens 
schützen zu müssen glaubtet 

In Hallstatt gehörten von den in 221 Häusern wohnhaften 120 
Familien mit 512 Ortsinsassen nur 9 Familien mit 80 Mitgliedern 
zur Ratsbürgerschaft ^. 



^ Reformation slibell III S. 312. Polizeiordnung des Marktes Ischl. 
Handwerker sollen keine Fertigung wie auch keine andere bürgerliche Gewerbe 
treiben: Zum achtzohnten: auf dass ein gebührlicher Unterschied zwischen der 
bürgerlichen und Handwerksnahrung gehalten und sie die Handwerker um so 
viel mehr Anreizung und Ursach haben, ihren Handwerken desto fleissiger und 
emsiger auszuwarten und sich vieler anderer Händel wider ihren Beruf mit 
ihrem unter zeiten selbst Verderben zu unterfangen, dass auch die Bürger so 
kein Handwerk können sich neben ihnen um so viel mehr erhalten mögen, so 
solle ihnen denen Handwerkern nicht gestattet werden, einige Handtierung 
weder mit der Salzfertigung, Wein oder anderem Burgersgewerb neben der 
anderen Burgerschaft und zu Abbruch derselben einig habende Nahrung zu 
treiben, es wäre denn Sach, dass sich einer des Handwerks gar abthuen und 
sich denen anderen Bürgern gleich nähren und halten wollte, alsdann mag ihm 
dergleichen Handtierung wie andern Bürgern zu treiben, wo er änderst eigen 
Haus und Hof zu Ischl hätte, zugelassen sein, wollte er sich aber wiederum auf das 
Handwerk begeben, so solle diese Freiheit wiederum von ihm aufgehoben werden. 

* S. hierüber die Tabelle in Beilage 1. 
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In Lauflfen mit 37 Häusern stellte sich das Verhältnis der 
Eatsbürger zu der Gemeinde auf 56 Personen in 7 Familien gegen 
185 in 36. 

Zu der Gemeinde, deren Mitglieder weder aktives noch passives 
Wahlrecht bei Richter- und Ratswahl hatten, gehörten einerseits 
die Handwerker, andererseits die im Orte wohnhaften Salinenarbeiter. 

Die Obrigkeit dieser kaiserlichen Kammergutsmärkte waren die 
kaiserlichen Marktgerichte, gebildet aus Richter und Rat, welche 
durch Wahl der aus Kauf leuten und Wirten bestehenden Ratsbürger 
aus denselben hervorgiengen. 

Diese Wahl, welche behufs möglichst scharfer Kontrolle der 
Amtsgebahrung auf dem Gebiete der Gemeindefinanzen jedes zweite 
Jahr vorgenommen werden musste ^, war allerdings eine freie. 
Allein der jeweilig gewählte Richter bedurfte zur Ausübung seiner 
Amtsfunktionen der Bestätigung des Salzamtmannes, eine Einrichtung, 
deren man im Hinblick auf die in den Märkten wohnenden Arbeiter 
sowie im Interesse des gesammten Salinenbetriebes nicht entbehren 
zu können glaubte^. 



* Reformationslibell III S. 304. Polizeiordnung des Marktes Ischl. 
Richteramt soll veränderlich sein: Wir wollen ferner auch dieses beobachtet 
haben, dass ein Richter (wie etwa zuvor missbräuchig geschehen) nicht etliche 
Jahre aneinander sondern allein ein oder zwei Jahre lang im Amt gelassen, 
nach Verscheinung selbiger Jahre aber ein anderer erwählt werde, damit die 
Gericht nicht in etlicher weniger Händen zu ihrer Bereicherung und Genuss 
für und für verbleiben, sondern dass die jungen Bürger mittlerweile in Gerichts- 
sachen gleichfalls hergeziegelt werden und man beneben auch wissen möge, wie 
einer vor dem anderen in seinem Richteramte hausgehalten. S. Beilage 1. 

' ReformationsUbell III S. 303. Polizeiordnung des Marktes Ischl. 
Richter- und Rathswahl betreffend: Und zwar was erstlich die Richter- und 
Rathswahlen bei Unserem Markte Ischl betrifft, weil Uns und Unseren Nach- 
kommen Erzherzogen zu Oesterreich an selbigem wie Unsern anderen ob's 
Traunsee liegenden eigentümlichen Salzkammergutsfiecken und an Administration 
und Handhabung des Richter amtes um der daselbst wohnenden Unterthanen 
als sämtlichen Kammergutsarbeitern und Beförderern willen merklich, ja meh- 
reres als anderen in Unserem Salzkammergut nicht situierten Orten gelegen, 
und also eine sonderbare Notdurft sein will, dass jedesmal, wenn mit dem 
Richteramt ein und anderen Orts zu wechseln von nöten solche Personen 
dazu gewählt und furgenommen werden, welche zu Haltung guter heilsamer 
Polizei, Ehrbarkeit und Mannszucht an Geschicklichkeit und Verstand gewachsen 
und genugsam qualificiert, vornehmlich aber zur Beförderung der Ehre Gottes, 
der h. Katholischen Religion und Unseres Kammerguts Nutzen geneigt und 
tauglich sein, bei welchen sich auch Unsere Amtleute wirklicher Hilf und 
«onsten in allen vorfallenden Notdurften, was das sein mag, schuldiger, schleu- 
niger Ausrichtung und Beistands, wo sie dessen von Nöten, getrösten mögen 



j 
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War die Bestätigung erfolgt, so geschah die Bestellung in der 
Weise, dass zunächst der neu gewählte Richter dem Salzamtmann 
oder dessen Vertreter das Handgelübde leistete, worauf dieser ihm 
das Marktsiegel und den Gerichtsstab mit der Ermahnung ein- 
händigte: „mit Zuziehung des B;ates und des Marktschreibers auf 
eine gute Polizei und Mannszucht festiglich zu halten, die un- 
schuldigen zu verteidigen, die Schuldigen zu bestrafen und sich 
solchergestalten zu halten, damit die Untergebenen wider Ihn einige 
Beschwerde zu führen nicht verursacht werden"^. 

Die Salinenarbeiter, welche als Insassen der Märkte zwar den 
Hauptbestandteil der dortigen Gemeinden bildeten, waren aber nur 
ein geringer Bruchteil der Gesammtarbeiterschaft im Salzkammer- 
gute. Die überwiegende Mehrheit der Arbeiter war zerstreut oder 
in kleineren Gruppen (Obertraun, Goisern) als Bauern auf eigenem, 
allerdings minimalem Grunde angesiedelt. 

Hatten die ersteren das betreffende Marktgericht als ihre 
Obrigkeit über sich, so waren die letzteren insgesammt Unter- 
thanen des bei Ischl gelegenen Pfleggerichtes Wildenstein, dessen 
territoriale Kompetenz sich mit den Grenzen des Salzkammergutes 
deckte ^. 



und welche den eigenen dem gemeinen Nutzen nicht vorziehen. So sollen 
-demnach die Richter auf berührten Salzkammergutsmärkten und Flecken hin- 
füro mit Vorwissen und Willen und in Gegenwart eines Salzamtmanns zu 
Gmunden, als zu Aufnehmung der E-ichterwahlen von alters her deputierten 
ordinarii Commissarii, oder, da derselbe irgend anderer wichtiger Amtsgeschäften 
lialber persönlich nicht abkommen könnte, in Beisein des Verwesers daselbst 
auf Mass und Weis, wie es für sich selbst Recht ist, die Beförderung Unseres 
Xammerguts Interesse erheischt und der Markt habende Freiheiten (so weit 
sich deren buchstäblicher Inhalt erstreckt) vermögen, durch jedes Orts zu- 
gelassene Wahlen erkhüst und gewählt und nach beschehener ordentlicher 
Wahl samt denen neu erwählten Rathspersonen wie auch dem ürfahrmeister 
ihme dem Salzamtmann vorgestellt und wofern von Unsertwegen Er der Salz- 
amtmann wider ein oder anderen kein erhebliches Bedenken hätte, in die 
wirkliche Eidspflicht an- und aufgenommen werden mit dem Vorhalt, dass sie 
ihm Salzamtmann in allen das Kammergut betreffenden Sachen, wo es die 
Notdurft sein und begehret wurde, ungesäumt und ohne einige Weigerung 
^schuldigen Gehorsam leisten und hilf und räthlich sein und in allweg neben 
des Kais. Kammerguts auch den gemeinen Nutzen und die heilsame Polizei 
und Mannszucht nach allem Vermögen pflanzen und befördern sollen. 

^ Aus einem Bericht des Salzamtmannes an die Miuisterial-Banko-Depu- 
tation vom 9. Juli 1743. 

^ Reformationslibell III S. 230. Wie sich der Unterpfleger mit Ein- 
nehmung und Verraittung der Gefäll halten soll : Derselbe und ein Jeder 
nachkommende Unterpfleger soll erstlich die Dienst, Zins, Robat, Vogthabern, 
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3. Die Justizverfassung. 

Die rechtliche Grundlage der ganz eigenartigen mit der Ogani- 
sation des gesammten Salinenbetriebes aufs innigste verflochtenen 
Justizverfassung des Salzkammergutes lag in den Reformations- 
libellen, welche ^die Natur und unmittelbare Eigenschaft allerhöchst 
landesfürstlichen Gesetzes in sich hatten" ^ 

Durch die innerhalb des gesammten Justizwesens gemachte 
Unterscheidung zwischen Judicialia und Criminalia war auch in der 
Organisation der Gerichte eine darauf bezügliche Trennung und 
Verschiedenheit herbeigeführt worden. 

Die Einwohner des Salzamtsdistriktes waren, wie erwähnt, ent- 
weder Unterthanen der Herrschaft Wildenstein oder als Insassen 
der drei Kammergutsmärkte den dortigen Marktgerichten unter- 
worfen. 

Die Herrschaft Wildenstein hatte einen doppelten Charakter^ 
sie war einerseits Landgericht, andererseits Pfleggericht. Während 
sich ihre Jurisdiktion als Landgericht auf sämmtliche Kammerguts- 
insassen erstreckte, war ihre Gerichtsbarkeit in allen denjenigen 
Fällen, welche nicht als „landgerichtsmässige Malefizsachen" an- 
gesehen wurden, auf ihre Grundunterthanen beschränkt. 

Auf diese Weise teilten sich also der Pfleger zu Wildenstein 
und die drei Marktrichter ^ in die Civiljurisdiktion erster Instanz 
derart, dass als massgebendes Kriterium für den Gerichtsstand die 
Zugehörigkeit zur Obrigkeit angesehen wurde. 



Nutz und Gült und andere Herrnforderungen, nichts ausgenommen, jährlich nach 
einem neu reformierten Amtsurbar, so ihm verfertigter zugestellt werden soll 
von den Unterthanen und Vogtholden voUkomblich ohne einigen Abgang ein-^ 
bringen, folgend alle Jahre samt Beschliessung und Thuung ordentlicher treuer 
Raittung in das Salzamt zu Gmunden zu Händen des Salzamtmanns daselbst 
überantworten und durchaus von solcher Herrnforderung weder wenig oder viel 
nicht entziehen oder versitzen lassen, doch auch entgegen niemanden wider alt 
Herkommen und mehreres, als das Urbar, vermag nicht anfordern oder be- 
schweren. 

* Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko- Deputation vom 

20. Juli 1757. 

* Reformationslibell III S. 206. Hofschreibers und Richter zu Hallstatt 
Handlung betreffend: Richter zu Hallstatt soll die Marktgerichtsachen ohne 
den Hofschreiber abzuhandeln befugt sein. Gleichermassen solle auch ein Markt- 
richter mit den Parteien, so dem Marktgericht unterworfen, handeln und thuen 
und die Marktgerichtssachen, so das Salzwesen oder Kammergut nicht be- 
rühren, für sich selbst zu verabschieden haben. 
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Neben diesen Obrigkeiten fungierten die Salinenämter zu Ischl 
und Hallstatt ^ als Civilgerichte erster Instanz. Ihre Civiljurisdiktion, 
beschränkt auf alle jene Fälle, welche „die Arbeit und daher rüh- 
rende Zufälle*'^ betrafen, war bei dem umstände, als der grösste 
Teil der Bewohner in kaiserlichen Diensten, oder doch als Arbeiter 
der Fertinger im Betrieb der Saline beschäftigt war, eine sehr aus- 
gebreitete. In noch höherem Grade tritt uns der Einfluss des 
Salinenbetriebes auf die Gerichtsverfassung in der Stellung des Salz- 
oberamtes ^ entgegen. Zweite Instanz für sämmtliche Civilgerichte, 
war es erste Instanz* in allen kriminellen Fällen, in denen der 
Salzamtmann als Oberpfleger des Landgerichtes Wildenstein ent- 
schied. 



^ Reformationslibell III S. 306. Polizeiordnung des Marktes Ischl, 
Verweser in Kammergutssachen allein zu schaffen und zu strafen: Zum 
vierten: so solle ein Verweser zu Ischl in allen desselben Wesens und Siedens 
Notdurften mit allen denjenigen Personen, so bei Unserem Salzwesen allda zu 
Ischl arbeiten, solches Kammergut hantieren und verführen, es seien nun Bürger, 
Fertinger, ürfahrmeister oder andere Inwohner und Personen, wie sie genannt 
werden oder Namen haben möchten, niemand ausgenommen, sie seien dem 
Markt Ischl verpflichtet, gelübdt, geschworen oder nicht, in allerlei vorfallenden 
Sachen soweit dieselben Unser Kammergut, dessen Verschleiss, Verführ- und 
Beförderung betreffen, jederzeit für sich selbst ohne Beisein oder Vorwissen 
eines Richters zu handeln, zu schaffen und gebieten, auch einem jeden um aller- 
lei Ungehorsam und Verbrechung willen, die von ein oder anderem in Kammer- 
gutssachen geübet und gebraucht wurden (davon niemand, wie vorgemeldet 
exempt und ausgeschlossen sein solle) vermittelst des Marktrichters allda für 
sich zu erfordern und den oder dieselbe ihrem Verdienen nach in Gegenwart 
seines ihm zugeordneten Gegenschreibers ohne einiger des Marktrichters Einred, 
Widersprechen, Irrung oder Verhindernus zu strafen vollkommen Gewalt und 
Macht haben. 

* Bericht des Salzoberamtes an die Hofkammer vom 17. April 1673. 

^ Reformationslibell III S. 308. Polizeiordnung des Marktes Ischl. Die 
Appellation an den Salzamtmann vorbehalten: Und etwa der Beklagte sich 
wider des Verwesers oder auch Marktgerichtes ergangene Verabscheidung 
beschwert befinden würde, so solle dem beschwerten Teil die Appellation für 
Unseren Salzamtmann und von dannen an unsere Regierung und Kammer 
bevorstehen. — Sowie Kaiserl. Wildensteinische Pfleginstruktion vom 16. April 
1714, § 5: So solle derowegen zur Abschneidung derlei Beschwerden und 
Schädlichkeiten der Pfleger in alleweg dem Reformationslibell von fol. 229 bis 
243 gemäss auf Unseren Salzamtmann in Gmunden sein Aufsehen haben und 
wie alle anderen Amtleute bei dem Salzwesen mit Gehorsam und Respekt unter- 
geben sein. 

* Reformationslibell III S. 235. Landgerichtssachen und Strafen be- 
treffend. Salzamtmann soll die Zustand massigen: Er Pfleger soll auch 
neben solcher Pfleg das Laudrichteramt in bemelter Herrschaft Wildenstein 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. 2 
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Dieses Landgericht war besonders privilegiert, wie aus folgen- 
dem (Reformationslibell III S. 235) erhellt: 

„Wenn sich nun dergleichen landgerichtsmässige und Malefiz 
Sachen im Bezirk des Wildensteinischen Landgerichtes zutragen und 
sonderlich was über das Blut zu richten antrifft, in dem soll der 
Unterpffeger für sich nichts schliessliches zu handeln haben, sondern 
soll solches jederzeit dem Salzamtmann als Oberpfleger fürbringen, 
der wird hierinnen vermöge der neu aufgerichteten Landgerichts- 
ordnung mit wohlbedachtem Bat und Begründung aller Umstände 
der Sachen, wie es diesfalls gehalten solle werden, Verordnung zu 
thuen wissen und fürnemlich auch mit einer solchen Mass und Be- 
scheidenheit, dass dem Landgericht an seinen Rechten und Her- 
kommen nichts vergeben oder durch andere entzogen werde." 

Das Landgericht gehörte somit zu den nur ganz ausnahmsweise 
vorkommenden „freien Landgerichten", dessen Inhaber, der jeweilige 
Salzamtmann, Blut und Bann vollständig unabhängig innehatte und 
ausübte. 

Die übrigen freien Landgerichte, von denen es sich auch äusser- 
lich durch Umfang und Geschlossenheit seines Gebietes auszeichnete, 
verloren nun insgesammt im Laufe der Zeit ihre unabhängige Stel- 
lung an das oberösterreichische Landrecht, so dass sie sich in vor- 
kommenden Blutsachen an den Linzer „Paanrichter" wenden mussten, 
welcher mit den Delinquenten das in der oberösterreichischen Land- 
gerichtsordnung vorgeschriebene „unparteiische Rechtsgeding" vor- 
zunehmen hatte. 

Die Unbeschränktheit bei Ausübung der Gerichtsgewalt über 
sämmtliche Kammergutsinsassen, die dem Salzamtmann noch im 
18. Jahrhundert erhalten geblieben war, tritt in voller Klarheit her- 
vor, wenn wir uns die Stellung vergegenwärtigen, welche die Markt- 
gerichte im Salzkammergute einnahmen. Bezüglich der Art ihrer 
Besetzung zwar autonom, unterlag die Wahl des Richters und Rates, 
wie wir sahen, doch der Bestätigung des Salzamtmannes, der über- 



verseheu, und wann etwa landg^ericbtsmässige oder malefizische Personen 
erkundigt, denselben jederzeit zusamt den Gerichtsdienern und, wo es an denen 
nicht genug, auch etlichen der Herrschaft Unterthanen, denen er jederzeit in 
solchen Fällen bei Tag und Nacht aufzugebieten Macht haben soll, mit emsigen 
Fleiss nachsetzen und zu Gefängnis bringen. Darum dann er Pfleger jederzeit 
ein eigen Koss darauf halten und entgegen alle rechtliche Zustand, die einem 
Landrichter von Amtswegen und von alters her bei dieser Herrschaft gebührt 
haben, doch nicht anders als mit Yorwissen und Mässigung des Salzamtmannes 
zu empfahen und zu geniessen haben solle. 
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dies die Wahl dadurch zu beeinflussen vermochte, dass die wahl- 
berechtigten Personen als Salzfertinger vom Salzoberamte wirtschaft- 
lich abhängig waren. 

Wenn überdies das Reformationslibell bestimmte S dass „auf 
unseres Verwesers Begehren der Marktrichter jederzeit zu ihm zu 
erscheinen und was zu Beförderung Unseres Kammergutes von nöten 
sein würde, ihm allen billigen und gebührlichen Gehorsam zu leisten 
schuldig sein solle", dann waren bei einer mit Absicht in so all- 
gemeinen Ausdrücken vorgenommenen Kompetenzbegrenzung nicht 
nur die Arbeiter, sondern nach Gutdünken der Verwesbeamten auch 
alle übrigen Markteinwohner selbst in Civilsachen, die mit dem 
Salinenbetrieb thatsächlich nichts zu thun hatten, schon in erster 
Instanz der salzämtlichen Jurisdiktion unterworfen. 

Die Abhängigkeit der dortigen Einwohner vom Salzoberamte 
wurde durch den weiteren Instanzenzug zu einer fast vollständigen. 

Dieser ging von Gmunden direkt nach Wien an die Regierung 
und Kammer der niederösterreichischen Lande bezw. seit 1724 mit 
der Verpfändung des Salzkammergutes an die Justiz-Banko-Depu- 
tation. 

Damit war aber die Appellation vom Salzöberamte für die 
Kammergutseinwohner so gut wie abgeschnitten, da in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle den beschwerten Parteien weder die 
Zeit zur persönlichen Betreibung ihrer Sache in Wien, noch auch 
das entsprechende Geld zum schriftlichen Appellationsprozesse zur 
Verfügung stand. 

Dieser üebelstand war aber nicht nur für die Kammerguts- 
insassen sehr drückend, er sollte auch für die Verfassung des Salz- 
kammergutes verhängnisvoll werden. Denn hier auf dem Gebiete 
des Gerichtswesens geschah der erste Schritt, mit welchem in 
vollem Bewusstsein des direkt widersprechenden Wortlautes der 
Reformationslibelle von dem Bestehenden abgewichen und eine neue 
Ordnung der Verhältnisse eingeführt wurde. 

Die oberösterreichischen Stände, später die Landeshauptmann- 
schaft in Linz, denen die völlige Unabhängigkeit des Salzkammer- 
gutes vom Lande Oesterreich ob der Enns aus begreiflichen Gründen 
schon lange ein Dorn im Auge war, hatten nämlich nach vielen 
vorhergegangenen Versuchen erfolgloser Natur endlich 1757 inso- 
fern einen grossen Erfolg dem Salzkammergute gegenüber errungen, 



^ Reformationslibell III S. 306: Polizeiordnung des Marktes Ischl. Markt- 
richter hat dem Verweser in Kammergutssachen Gehorsam zu leisten. 

2* 
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als in diesem Jahre das Prinzip der Unabhängigkeit dieses Gebietes 
von Oesterreich ob der Enns durchbrochen und damit der Anfang 
jenes Prozesses gemacht wurde, dem schliessHch die gesammte Ver- 
fassung des Salzkammergutes zum Opfer fiel. 

Als damals in Wien die BankoJustizstelle aufgehoben wurde^ 
benützte dies die oberösterreichische Eepräsentation und Kammer zu 
einer Anfrage an das Direktorium in Publicis et Cameralibus, ob e» 
nunmehr nicht zweckmässiger wäre, die Appellation von den drei 
Marktgerichten des Salzkammergutes, conform der Gestaltung der 
Verhältnisse bei den oberösterreichischen Gerichten erster Instanz 
an die Repräsentation in Judicialibus in Oesterreich ob der Enns 
gehen zu lassen und damit den vielen Beschwerden der Kammerguts- 
einwohner wegen Rechtsverweigerung von Seite des Salzoberamtes 
Abhilfe zu schaffen. 

Die Ministerial-Banko-Deputation von dem Direktorium zur 
Aeusserung darüber ersucht, forderte zunächst Bericht und Gutachten 
über diese Frage vom Gmundner Salzoberamte. 

Von letzterem^ wird zunächst auf die Bestimmungen der Reforma- 
tionslibelle hingewiesen, sowie deren Nothwendigkeit damit begründet, 
dass „falls nun doch das Salzoberamt von der Repräsentation und 
Kammer und Landeshauptmannschaft tamquam judice ad quem per 
viam appellatoriam abhängig werden sollte, so würde derlei introdu- 
zierende Neuerung denen diesortigen salzoberämtlichen auch erspriess- 
lichsten operationibus zu ungemeinem Abbruch des allerhöchsten 
Dienstes und Aerarii Nutzens üble Folger- und Verwirrungen zumal in 
dem zuziehen in Einsicht, dass derzeit die landeshauptmannschaftliche 
Verwaltung und das Praesidium Repraesentationis et Camerae in 
uno Exellenti capite beruht. Jenes, was von Repraesentations und 
Kammer wegen nicht aufgetragen werden könnte, gleichwohl ex 
praetextu fori appellatorii aut ex titulo introductae querelae an- 
zubefehlen gesuchet, andererseits aber auch andurch den ohnedies 
zum Streiten geneigten Kammergutsunterthanen, wo sie das Appella- 
tionsgericht allzunahe an der Hand hätten, zu beständig kostbarem 
Prozessieren veranlasst, sofort nicht minder von dem schuldigen 
Respekt und Gehorsam gegen das Salzoberamt nicht ohne merklichen 
Nachstand des Publice abgezogen werden dürften". 

Hören wir, was man in Wien darauf antwortete!^ 



^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
20. Juli 1757. 

* Resolution der Ministerial-Banko-Deputation vom 2. August 1757. 
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„Das zugeführte Motivum zur Beibehaltung des im Reformations- 
iibell angeordneten sei um so weniger mit der Gerechtigkeit und der 
allermildesten Absicht Ihro k. k. Majestät zu vereinigen, da aller- 
höchst dieselbe eben von darummen die Appellationes aus dem 
Land ob der Enns von der niederösterreichischen Regierung in 
Justizsachen hinweggenommen und an die Repräsentation in Judi- 
cialibus resp. landesfürstliche Recht zu Linz übertragen haben, damit 
die Parteien das Appellationsgericht nahe bei der Hand haben und 
wegen der Reise oder Korrespondenz anhero nach Wien nicht in 
so grosse Unkosten und Versäumnis gebracht werden möchten. 

Wann dann von Seiten des Oberamtes denen in Rechtsstreitig- 
keiten verfangenen Parteien die schleunige und gute Justiz admini- 
strieret werden wird, werden selbe keine Ursache haben sich ad appella- 
tionem zu wenden oder werden von dem Appellationsgericht abge- 
wiesen resp. die Urteile erster Listanz bestättiget werden, welches ihm 
Oberamt mehreren Respekt und Gehorsam zuziehen wird, als wenn man 
den Parteien wider die Gerechtigkeit und allerhöchste Intention allen 
weiteren recurs abschneiden oder allzu beschwerlich machen sollte. 

Wessenthalben also die Verordnung ergehet: dass die bei ihm 
Oberamt interponierenden Appellationes jedesmal an die Ober-Ennsi- 
sche Repraesentation und Kammer in Judicialibus wie ehevor an 
die Justiz-Banko-Deputation dirigiert werden. Uebrigens aber die 
Appellationes von den Salzkammergutsmärkten oder anderen Ge- 
richten nach Massgebung des Kaiserl. Reformationslibelles und der 
uralten Observanz ihm Salzoberamt vorbehalten bleiben solle.*' 

Schärfer wie hier in den beiden Schreiben kann wohl kaum 
der Wechsel zum Ausdruck kommen, der sich unter dem Einfluss 
der grossen Kaiserin in den den Staatsorganismus beherrschenden 
Ideen zu vollziehen begann. 

In Gmunden allerdings huldigte man noch der alten Anschau- 
ung, welche in der Justizpflege nur ein Mittel der übrigen Ver- 
waltung sah und sie demzufolge in deren Dienste ausübte. Man hatte 
nicht einmal eine Ahnung, dass in Wien schon eine neue Zeit mit 
neuen Anschauungen angebrochen war, sonst hätte man sich wohl 
gehütet, den oben erwähnten Bericht zu verfassen. 

Diese Aenderung in der Gerichtsverfassung des Salzkammer- 
gutes, durch welche dasselbe in Civilsachen der oberösterreichischen 
Repräsentation und Kammer untergeordnet wurde, zeigt abgesehen 
von der ethischen Natur der hiebei wirkenden Motive auch noch 
die zweite für die theresianischen Reformen so charakteristische Seite 
auf formellem Gebiete. Man hob zwar diejenigen Bestimmungen 
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alter Zeit, welche mit den neuen Grundsätzen unvereinbar schienen^ 
auf, jedoch nur Stück für Stück, wie sich gerade das Bedürfnis 
im Laufe der Zeit geltend machte, ohne hiebei die rechtliche Grund- 
lage des teilweise Abgeänderten in ihrem Bestände in Frage zu stellen 
oder aufzuheben. 

Dem entsprechend anerkannte zwar Maria Theresia das Befor- 
mationslibell vom Jahre 1656 ausdrückhch „als das Grundgesatz^ 
ihres Salzkammergutes^, ohne sich aber damit irgendwie durch dessen 
Inhalt binden zu lassen, wie die nunmehr auf den verschiedensten 
Gebieten der Salzkammergutsverfassung sich rasch folgenden Re- 
formen beweisen. 

Den Anstoss zur nächsten auf dem Gebiete des Gerichtswesens 
gab wieder die Landeshauptmannschaft zu Linz. 

Schon im Jahre 1755 hatte sie versucht, die Stellung des freien 
Landgerichts Wildenstein dadurch zu erschüttern, dass sie dem 
Pfleger der Herrschaft im Kammergute die Einsendung der sog. 
„Arrestantenschemata^ nach Linz mittelst landeshauptmannschaft- 
liehen Dekretes anbefohlen hatte. Damals war nämlich allen Länder- 
iustizstellen angeordnet worden, die Kriminalprozesse möglichst ab- 
zukürzen und zur diesbezüglichen Kontrolle vierteljährige Cönsig- 
nationen über die Zahl der bei den verschiedenen Landgerichten in- 
liegenden Delinquenten sowie den Stand des mit ihnen abgeführten 
Kriminalprozesses abzufassen. 

Auf eine vom Salzoberamte an die Ministerial-Banko-Deputation 
gerichtete Beschwerde, diesen Eingriff in „die Inpendenz des 
Kammergutes von der Landesstelle in peinlichen Sachen^ nicht 
zulassen zu wollen, erfolgte von Wien aus die Entscheidung^, 
das Salzoberamt habe die Arrestantenschemata direkt an die 
Ministerial-Banko-Deputation als die ihm nächste Instanz einzu- 
senden, „nachdem die in Sachen angezogenen verschiedenen Fälle 
von so geraumen Jahren her bezeigen, dass die Kriminalprozesse 
bei der Herrschaft Wildenstein jederzeit ohne dortländiger Landes- 
hauptmannschaftlicher Erkenntnis verführt und exequiert worden 
seien". 

Genau denselben Versuch unternahm die Landeshauptmann- 
schaft im Jahre 1776. 

Wieder wandte sich das Salzoberamt unter Hinweis auf die 
Besolution vom 24. März 1755 an die Ministerial-Banko-Deputation 

^ Resolution vom 27. August 1757 an die Repräsentation und Kammer in 
Oesterreich ob der Enns. 

* Resolution der Ministerial-Banko-Deputation vom 24. März 1755. 
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mit einer Beschwerde, welche von letzterer an die oberste Justiz- 
stelle zu gutachtlicher Aeusserung weitergegeben wurde. 

Hatte man vor 20 Jahren aus prinzipiellen Gründen der ganz 
identischen Beschwerde des Salzoberamtes mit vollem Rechte Folge 
gegeben, so konnte jetzt von diesen keine Rede mehr sein, da in 
der Zwischenzeit die Landeshauptmannschaft nicht nur, wie bereits 
gezeigt; in Civilsachen, sondern auch noch in anderen Fällen^ dem 
Salzoberamte als Oberbehörde vorgesetzt worden war. 

Daraus erklärt sich auch; dass nunmehr die Ministerial-Banko- 
Deputation^ der Note^ der obersten Justizstelle entsprechend das 
Salzoberamt anwies, dem landeshauptmannschaftlichen Dekrete un- 
weigerlich Folge zu leisten und dementsprechend die Arrestanten- 
schemata nicht mehr nach Wien, sondern nach Linz einzuschicken. 

Damit waren die Reformen auf dem Gebiete des Gerichtswesens 
im Salzkammergute unter Maria Theresia abgeschlossen. Sie waren 
zwar für die Stellung des Salzkammergutes dem Lande Oesterreich 
ob der Enns gegenüber von prinzipieller Bedeutung gewesen, be- 
schränkten sich aber im wesentlichen nur auf die Beseitigung der 
aus der exceptionellen Gestaltung der dortigen Verhältnisse ent- 
sprungenen Missstände, ohne an der Ausnahmsstellung der salz- 
oberämtlichen Gerichtsbarkeit etwas zu ändern. 

Ganz anders wurde dies unter der Regierung Kaiser Josefs II. 

1 Vgl. unten S. 38. 

* Resolution der Minis terial-Banko-Deputation vom 13. Juli 1776. 

* „Nach dem allgemeinen Kriminalsystem ist ganz richtig, dass die freien 
Halsgerichte in gemeinen Malefizfällen die Prozesse abführen, Urteil und Recht 
sprechen und vollziehen können und insoweit gedenkt auch die Landeshaupt- 
mannschaft, wie sie in ihrem anher abgeforderten Berichte versichert, die Wilden- 
steinische Kriminalgerichtsbarkeit auf keine Weise zu beirren. Soweit aber das 
Gesetz der Landgerichtsordnung alle, auch freie Halsgerichte, mit dem Ober- 
gerichte verbindet, kann das Landgericht Wildenstein ebensowenig als kein 
anderes sich von dieser Verbindung gegen die Landeshauptmannschaft entledigen, 
indem nur sie Landeshauptmannschaft allein das Kriminalobergericht dort Landes 
ist. Eben unter diese Verbindung gehören die Kriminaltabellen, welche die 
Landesgerichtsordnung Art. 18, § 14 allen Halsgerichten ohne Unterschied alle 
Quartal an das Obergericht einzusenden anbefiehlt und wozu sie ihnen ein all- 
gemeines Formular vorschreibt. Diese Entsendung ist auch an sich Selbsten um so 
notwendiger, als auf der einen Seite in dem für die gemeine Sicherheit so wich- 
tigen Kriminalgeschäfte dem Obergerichte zuverlässig bekannt sein muss, ob auch 
überall schleunig und ordentlich vorgeschritten werde, und auf der anderen Seite 
das Obergericht selbst nicht imstande sein würde, die jährlichen Haupttabellen 
nach gleichmässiger Vorschrift der Landesgerichtsordnung Art. 22, § 9 an die 
oberste Justizstelle einzureichen, wann es hier unter den einzelnen Halsgerichten 
gehemmt sein sollte." (Dieser Note der obersten Justizstelle fehlt die Datierung.) 
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Ihm war in einem Vortrage, welchen der Präsident der Com- 
pilationshofkommission am 14. August 1781 über die Regulierung 
des Instanzenzuges in Oberösterreich erstattet hatte, die Gerichts- 
barkeit des Salzoberamtes in Gmunden aufgefallen. In Erledigung 
des Vortrages gab er daher der Compilajiionskommission den Be- 
fehl, sich über diese Gerichtsbarkeit mit der Ministerial-Banko- 
Deputation ins Einvernehmen zu setzen. 

Letztere von der kaiserlichen Entschliessung durch die Com- 
pilationskommission verständigt, trug am 22. Oktober d. J. dem 
Salzoberamt auf, „binnen acht Tagen a recepto über die Frage, 
ob nicht die Aufhebung der Gerichtsbarkeit dieses k. k. Salzober- 
amtes in Ansehung seines Personale und dessen Pariformierung mit 
den übrigen Landen und sohinige Anweisung des Amtspersonale an 
die allgemeine Justizbehörde nach Unterschied des jeden Beamten 
eigenen oder nicht eigenen Adels thunlich wäre, sich kurz und 
grundhältig zu äussern". 

Diese Resolution der Ministerial-Banko-Deputation ist nach 
mehrfacher Richtung für ihre Zeit charakteristisch. Sie zeigt einer- 
seits, mit welcher Schnelligkeit im Vergleich zu früherer Zeit nunmehr 
in der Staatsverwaltung gearbeitet wurde, wie sehr aber auch die 
Gründlichkeit des dabei Geleisteten litt, wenn die Ministerial Banko- 
Deputation als die dem Salzkammergute unmittelbar vorgesetzte Be- 
hörde nicht mehr weiss, dass nicht nur die Beamten und Arbeiter, 
sondern überhaupt die gesammten Einwohner des Salzamtsdistriktes 
in Landgerichtssachen in erster und in Fällen civiler Justiz in 
zweiter Instanz dem Salzoberamte unterstanden. 

Ebenso interessant ist auch die Antwort, welche das Gmundner 
Salzoberamt auf die gestellte Frage erteilte, denn sie zeigt uns aufs 
klarste die Motive, welche die Verknüpfung der Justizpflege mit der 
Salinenverwaltuug herbeigeführt und erhalten hatten. 

„Die Salzarbeiter" — Bericht vom 29. Oktober 1781 — „haben 
also mit ihren Personen, Weibern und Kindern, Arbeiten, Häusern 
und Gründen ganz von dem Salzoberamt dependiert, wo sie hin- 
gegen nach dessen aufgehobener Gerichtsbarkeit nur mit ihrer Arbeit 
von demselben abzuhängen hätten. Wiemehr aber der Untergebene 
weiss, dass sein und der seinigen Glück ganz in den Händen der 
Vorgesetzten stehet, desto mehr ist er verbunden ihm Gehorsam zu 
leisten und nichts zu thuen oder zu lassen, als was selben gefällig 
ist. Die Triebfedern der Folgsamkeit und Beeiferung für die salz- 
oberämtlichen Befehle in Salzmanipulationssachen würden also nach 
Aufhebung der diesseitigen Gerichtsbarkeit grösstenteils aufhören 
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und so hin die Arbeiten in den Salzbergen, Pfannhäusem und Wal- 
dungen lauer geschehen als sie bisher vollzogen wurden. 

Das Salzoberamt ist nach aufgehobener Gerichtsbarkeit ohne 
Macht, ohne Gewalt. Die zur Beförderung des ihm anvertrauten 
Salzgefälles dienlichen Mittel werden in den Ausführungen gehemmt 
und vielmals nach der Hand gar unanwendbar gemacht werden. Der 
Rekurs an das betreffende Kreisamt oder an die Landesstelle wird 
ohne vorläufige Untersuchung nie wirksam sein, weil sie die Mani- 
pulationen des Salzwesens ebensowenig wie die niederen Gerichte ver- 
stehen und der Rekurs an hohe Hofstelle macht die zu erwarten habende 
Hilfe in Gegenständen, wo Gefahr auf dem Verzug haftet, zu auf- 
haltend, verschiebend und eben deswegen vielmals ganz ohne alle Kraft. 

Jetzt hat der arme Arbeiter in allen sowohl Justiz- als Polizei- 
kränkungen zu dem k. k. Salzoberamt seine Zuflucht genommen 
und Hilfe gefunden. Nach Aufhebung der salzoberämtlichen Juris- 
diktion aber müsste er zu dem betreffenden Kreisamt reisen, sohin 
seine Arbeit versäumen, Zährungsgelder auslegen, wo indessen seine 
Familie zu Hause ohne Nahrung zu bleiben hätte. 

Wir bekennen zwar selbst, dass die Exemptionen sowohl in 
geistlich als weltlichen Rechten verhasst und in vielen Rücksichten 
nachteilig sind. 

Allein das diesländige Salzkammergut ist ohnehin nicht in- 
katastriert und kann also in dieser Rücksicht gleichsam für ab- 
gesondert betrachtet werden. Es hat sein eigenes Gesetzbuch, näm- 
lich die Reformationslibelle, mithin scheint nicht ungereimt zu sein, 
dieses k. k. Salzoberamt für das Obergericht, dann das Pfleggericht 
Wildenstein und die drei Marktgerichte Ischl, Lauffen und Hall- 
statt als niedere Gerichte über diesen Bezirk anzusehen; oder mir 
Salzamtmann über den Salzkammergutsdistrikt das Amt eines Kreis- 
hauptmannes nach der gegenwärtigen allerhöchsten Gesinnung aller- 
gnädigst anzuvertrauen, mithin in Publicis, PoHticis et Judicialibus 
zu eben jenen Obliegenheiten in Ansehung des Kammergutes mich 
zu verbinden, zu welchen die übrigen Herren Kreishauptleute dieses 
Landes allerweisest verpflichtet werden." 

Die Ministerial-Banko-Deputation schloss sich diesen Ausfüh- 
rungen des Gmundner Amtes vollinhaltlich an, indem sie in einer 
Note vom 12. November 1781 an den Compilationskommissions- 
präsidenten die vom Salzoberamte zu gunsten der Aufrechterhaltung 
seiner Gerichtsbarkeit angeführten Gründe darlegte und folgende 
gutachtliche Aeusserung beifügte: „In Erwägung all vorerwähnter 
Gründe und der schon von mehreren Jahrhunderten bestehenden 
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und so oft von den allerhöchsten Landesfürsten selbst für nützlich 
anerkannten und bestätigten Anordnung der dem Salzoberamt über 
das ganze von der übrigen Landesverfassung stets abgesonderte 
Salzkammergut eingeräumten Gerichtsbarkeit, kann von selten der 
Ministerial-Banko-Deputation ohne vorsehentlichen Schaden und Nach- 
teil des für den Staat so wichtigen Salzgefalles zu der vorhabenden 
neuen Jurisdiktionseinteilung in dem Salzkammergut nicht eingeraten 
werden, sondern man sieht sich vielmehr bewogen, in Freundschaft 
zu ersuchen, besagtem Salzkammergute wie es von Jahrhunderten 
her und noch bis jetzt von dem übrigen Landeskataster eximiniert 
geblieben und seine Gerichtsbarkeit ausgeübt hat, noch ferner zu 
belassen, und zwar umsomehr, als das Salzoberamt ein Judicium 
formatum ausmacht, auch zu genauer rechtsbeständiger Ausübung 
mit einem von der Landesstelle geprüften rechtsgelehrten Ober- 
amtsrat nebst den übrigen Mitgliedern versehen ist.*^ 

Auf diese Note der Ministerial-Banko-Deputation antwortete^ 
die Compilationskommission, dass sie keineswegs ermangeln werde, 
mit derselben zu einer gemeinsamen Beratung bezüglich der Ge- 
richtsbarkeit im Salzkammergute zusammenzutreten. „Damit aber 
einer löbl. k. k. Ministerial-Banko-Deputation die eigentliche Be- 
schaffenheit bekannt sei, worauf sich dieses Geschäft zurückzieht, 
so hat man die Ehre, in Freundschaft zu eröffnen, dass bei der 
von Seiner Maiestät des Kaisers anbefohlenen Regulierung der Justiz- 
plätze in höchst derselben gesammten Erbländern drei Hauptgrund- 
sätze zur Richtchnur bestimmt werden: 

a) dass jedermann drei Instanzen habe; 

b) dass der Unterschied des der Partei eigenen oder nicht eigenen 
Adels allein die Gerichtsbarkeit gründen und auf Bedienstung 
oder sonstigen Charakter keine Rücksicht genommen, folglich 
die Gerichtsbarkeit nur zwischen dem foro nobilium und dem 
Magistrate geteilt; 

c) däss alle fora excepta aber aufgehoben erklärt werden sollen. 
Diese Grundsätze hat man sogar bei dem Montanistiko, dessen 

wichtiger Einfluss einer löbl. k. k. Ministerial-Banko-Deputation 
gründlichen Einsicht nicht entgeht, über gepflogenes Einverständnis 
der k. k. Hofkammer in Münz- und Bergwesen mit erfolgter aus- 
drücklicher Bestätigung, soweit möglich in Vollzug gesetzt ^ 

^ Note der Hofcompilationskommission an die Ministerial-Banko-Deputation 
Vom 28. November 1781. 

* Patent Josefs 11. vom 1. November 1781. Gesetze Josefs IL, Bd. IV S. 19 : 
Euch (Unterthanen) ist in dem Gesetze vom 1. Mai dieses Jahres, mittelst 
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Eine einförmige gleiche Behandlung dürfte dem Geiste der 

allgemeinen Gesetzgebung und den Gesinnungen Seiner Maiestät des 
Kaisers ganz angemessen sein. 



welchem Wir die allgemeine Gerichtsordnuug kundgemacht haben, bedeutet 
worden, dass Wir die Berggerichte von derselben Beobachtung derzeit enthoben 
haben wollten, und hierüber Unsere Entschliessung seinerzeit erfolgen werde. 
Nun eröffnen Wir euch sowohl über die eigentliche Gerichtsbarkeit der 
Berggerichtsbehörden als auch über die bei selben zu beobachtende Gerichts- 
ordnung Unseren landesfürstlichen Befehl mit folgendem. 

§ 1- 

Es sollen auch künftig eigene Berggerichte bestehen und Wir werden uns 
ihre Bestellung auf eine der reinen Justizpflege angemessene Art gegenwärtig 

halten. 

§2. 
Zu den Berggerichten sollen alle Streitigkeiten verwiesen sein, so den Berg- 
bau und was dahin gehörig betreffen, als wenn über Bergwerksbelehnung, Feld- 
grubenmassen . . . und über andere Dinge Streitigkeiten vorfallen, die zu dem 
Bergbau gehören, davon herkommen oder aber auch vorhin dazu gehört haben 
und etwa wieder in das Freie gefallen sind. 

§ 3. 
Desgleichen wollen Wir der Gerichtsbarkeit der Berggerichte jene Streitig- 
keiten zuweisen, so die zum Bergbau vorbehalteuen Waldungen betreffen und 
auf derselben Einsicht, auf die Regulierung der Holz- und Kohlgehaue, die 
Kohlungen, die Bestimmung des Holz- und Kohlpreises, die Untersuchung und 
Bestrafung der Waldexzesse, das Erzt-, Kohl-, Holz- und Förderungs-Fuhrwesen 

Einfluss haben. 

§4. 

Nicht minder räumen Wir diesen Berggerichten alle jene gerichtlichen 
Vorschreitungen ein, welche auf eine Entität des Bergbaues eine unmittelbare Be- 
ziehung haben als da sind die Sperr, Inventar- Schätzung, Feilbietung, Vormerkung, 
Einantwortung, Augenscheine und dergleichen. 

§5. 
Auch sollen vor diesen Berggerichten jene Angelegenheiten verhandelt 

werden, welche mit dem Dienste der wirklichen Bergbeamten, Bergarbeiter und 
anderen Bergwerksverwandten in unmittelbarer Verbindung stehen und eigent- 
lich die Disziplin betreffen, wogegen dann die Streitigkeiten, so zwischen Berg- 
beamten, Bergarbeitern oder Bergwerks verwandten unter sich ob zugefügter 
Beschimpfungen oder Thätigkeiten entstehen, ebenfalls vor dem Berggericht zu 
verhandeln sind. 

§6- 
Wenn endlich wider einen wirklichen Bergbeamten, Bergarbeiter oder 

Bergwerksverwandten ein Arrest erkannt würde, so solle die Fürnehmung des- 
selben dem Berggerichte allein gebühren. 

§7. 
In allen übrigen Angelegenheiten, die in obigen Paragraphen nicht begriffen 

sind, haben sich die Berggerichte in die Ausübung einer Gerichtsbarkeit nicht 
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Gleichwie aber eine löbl. k. k. Ministerial-Banko- Deputation 
hieraus ersieht, dass einerseits von der Gerichtsbarkeit in jenen 
Geschäften, die auf die Manipulation und die innere Verfassung 
des Salzwesens Beziehung nehmen, wenn doch deren einige Fälle 
existieren sollten, keine Rede sei, dass anderseits alles, was auf die 
Polizei und die DiszipUn der Beamten Einfluss hat, schon bei dem 
Montanistiko vorbehalten, andurch aber die amtliche Autorität in 
aller Art aufrecht erhalten worden, also dürfte nur annoch die Be- 
merkung diensam sein, dass einige in der freundschaftlichen Note 
eingeflossenen Betrachtungen sich durch folgende aus dem Regulie- 
rungssystem fliessende Sätze auflösen, dass, soweit dem Salzkammer- 
gute in der Eigenschaft eines Dominii eine Gerichtsbarkeit derzeit 
eigen gewesen, von Aufhebung derselben keine Frage sei und dass 
ob der durch das neue Regulierungssystem besorgenden mehreren 
Beschwerlichkeiten der Taxen umso minder eine Ursache einer Bei- 
sorge einschreite, als die bereits begenehmigte neue Taxordnung den 
Streitenden alle mögliche Erleichterung verschafi't hat, wie man dem 
Herrn Repräsentanten vorzulegen nicht anstehen wird." 

Die Oompilationskommission hatte also die Absicht, dem 
Gmundner Salzoberamte nur jene Jurisdiktion zu lassen, wie sie in 
den §§ 1 — 8 des Patents vom 2. November 1781 eben erst für die 
Berggerichte bestimmt worden war und die Civiljurisdiktion im Salz- 
kammergute dann derart einzurichten, dass auch für die Einwohner 
dieses Landes das Prinzip der drei von einander unterschiedenen 
Instanzen durch Bildung eines forum ordinarii, appellationis und 
revisionis realisiert werde. 

Die Ministerial-Banko- Deputation wollte jedoch von einer Ent- 
kleidung des Salzoberamtes von der Jurisdiktion über das Salz- 
kammergut nichts wissen ; man könne aus der Thatsache, dass allen 
übrigen Bergwerken jede Civiljurisdiktion benommen worden sei, 
nicht auch die Notwendigkeit des gleichen Vorgehens dem Salz- 



einzumengen, sondern es unterstehen auch die Bergbeamten, Bergarbeiter und 
Bergwerksverwandten nach Unterschied des ihnen eigenen oder nicht eigenen 
Adels jenem Richter, welchem die übrigen sich am nemlichen Orte aufhaltenden 
Personen untergeben sind. Daher zu diesem allgemeinen Richter auch die Ver- 
lassenschaftsabhandlungen der Bergbeamten, Bergarbeiter und Bergwerks- 
verwandten, dann die Führung der Exekution wider dieselben gehört. 

§8. 
In die Angelegenheiten, welche die bei den Bergbeamten, Bergarbeitern 
und Bergwerksverwandten angestellten Dienstleute betreffen, haben sich die 
Berggerichte in keiner Art einzumengen. 
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kammergute gegenüber ableiten^ „da das ein eigenes Gebiet aus- 
machende Kammergut ein stets uniert bleibendes corpus sei, wo 
dagegen die Berggerichtsbarkeit der Lokalveränderung unterliege 
und nach Verschrottung der Klüfte und Gänge bald in jenem bald 
in einem anderen Ort, Stadt oder Markt ihre Jurisdiktion auf- 
schlagen und exerzieren müsse, welches der allgemeinen Gerichts- 
ordnung mehrere und öftere Abänderungen und Vermischungen ver- 
ursachen würde". 

Man einigte sich schliesslich dahin, sowohl dem Salzoberamt 
die Jurisdiktion in früherem Umfange zu belassen, als auch dem 
Prinzip der drei Instanzen bezüglich des Kammergutes Genüge zu thun. 

Diesem Compromisse entsprach auch die allerhöchste Ent- 
schliessung^, durch welche die Gerichtsbarkeit der drei Markt- 
gerichte sowie des Pfleggerichts Wildenstein aufgehoben und derart 
das Salzoberamt für alle Kammergutsinsassen forum ordinarii in 
Civilsachen wurde. Der Instanzenzug vom Salzoberamt ging dann 
wie bei den übrigen oberösterreichischen Gerichten erster Instanz 
an das für Oesterreich ob und unter der Enns errichtete Appellations- 
gericht und von da im Falle abweichender Entscheidung zur Revision 
an die oberste Justizstelle. Gleichzeitig wurde auch die Anwendung 
der allgemeinen Gerichts- und der neuen Taxordnung bei den Ver- 
handlungen im Salzkammergute anbefohlen. 

Diese Neugestaltung der Gerichtsverfassung, welche man in 
Wien auf dem Wege des Compromisses zwischen zwei prinzipiell 
verschiedenen Anschauungen ohne nähere Orts- und Sachkenntnis 
vornehmen zu können glaubte, war die denkbar unglücklichste. 

Sie war für das Kammergutpublikum äusserst lästig, da dieses 
nunmehr gezwungen war, in allen Streitsachen sich nach Gmunden 
zum Salzoberamte zu begeben, dem diese nach Zahl der zu er- 



^ Vom 15. Mai 1782: Von nun an solle das Salzoberamt niclit wie 
bisher erste und zugleich eine zweite Instanz in Anbetracht der bei den Orts- 
gerichten vorfallenden Geschäften vorstellen, sondern bei dem Oberamte die 
Gerichtsbarkeit erster Instanz über alle in dem Bezirk des Salzkammergutes 
und der dazu gehörigen Herrschaften befindlichen Unterthanen, Grundholden 
und Insassen, desgleichen über die bei dem Salzkammergute angestellten nicht 
adeligen Beamten, massen die adeligen unter die Ob der Ennsischen Landschaft 
als das allgemeine forum nobilium gehören, fortan nur dagegen ausüben solle, 
dass auch bei dem Salzkammergute die allgemeine Gerichtsordnung in Verhand- 
lung der Geschäfte genau beobachtet, von selbem der Appellationszug und 
respektive Rekours an das allgemeine für das Land Niederösterreich und ob 
der Enns bestimmte Appellationsgericht und nur bei verschiedenen Urteilen 
der Bevisionszug an die oberste Justizstelle genommen werden solle. 
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ledigenden Fälle nunmehr bedeutend erweiterte Jurisdiktionsthätig- 
keit nicht minder schwer fallen musste. Es hatte zwar zu beider- 
seitiger Erleichterung in den drei Kammergutsmärkten an Stelle 
der früheren Marktrichter Justizkommissäre eingesetzt^ welche im 
Namen des Salzoberamts mit den dortigen Insassen alle Abhand- 
lungen des nichtstreitigen Verfahrens vornahmen und die diesbezüg- 
lich verfassten Urkunden nach erfolgter Ratifikation oder Revision 
von Seiten des Salzoberamtes den Parteien auszufolgen hatten. Das 
alles war jedoch nur ein Notbehelf, durch welchen die einem for- 
mellen Prinzip zuliebe nunmehr noch abnormer als früher gestalteten 
Verhältnisse in ihren schädlichen Folgen gemildert; aber keineswegs 
aufgehoben werden konnten. 

Die Vorstellungen darüber, welche von Seite der dortigen 
Einwohner nicht lange auf sich warten Hessen, wurden vom Salz- 
oberamte durch Einführung weiterer Erleichterungen beantwortet, 
indem es z. B. gestattete, dass diejenigen Kammergutseinwohner, 
welche in Gmunden bei Gericht persönHch zu erscheinen hatten, in 
der allwöchentlich von Hallstatt dorthin und zurück auf dem Wasser 
verkehrenden ärarischeu Marktfuhr unentgeltlich mitreisen durften. 

Man wusste nämlich in Gmunden sehr wohl, dass, wenn nun- 
mehr eine Aenderung in der Gerichtsverfassung eintreten würde, 
dieselbe in nichts anderem als in der Trennung der Civiljurisdiktion 
von der Salinenverwaltung bestehen würde. Daher hütete man sich, 
die Klagen der dortigen Bevölkerung nach Wien gelangen zu lassen, 
was dort den Glauben an die Zweckmässigkeit des Angeordneten 
derart bestärkte, dass es schliesslich auch seinen gesetzlichen Aus- 
druck im § 23 des Jurisdiktionsnormales für das Land Oesterreich 
ob der Enns' erhielt. 



* Patent vom 24. Mai 1784. Gesetze Josefs IL, Bd. IV S. 470: 

§ 22. 

Die Gerichtsbarkeit teilt sich in Oesterreich ob der Enns zwischen unserem 
obderennsischen Landrecht und den Ortsgerichten, das ist: dem in jedem Orte 
bestehenden Magistrat oder Grundgerichte. Ausser diesen Gerichten von dem 
oben §§ 4 und 5 angeführten Merkantil- und Wechsel-, dann Berggerichte und 
den in dem folgenden § 23 benannten Gerichtsständen, sind in Oesterreich ob 
der Enns alle Justizinstanzien und Gerichtsbehörden mit 1. Juni 1784 für auf- 
gehoben erklärt und ausser Wirksamkeit gesetzt. 

§ 23. 
Die als Ausnahme des vorhergehenden Grundsatzes noch femers bei- 
zubehaltenden Gerichtsstände sind: die Gerichtsbarkeit unserer Militärjustiz- 
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So blieb es bis zum Tode KLaiser Josefs. 

Man hatte sich zwar schon früher in Wien von der Unhaltbar- 
keit des neugeschaffenen Zustandes überzeugt ^ da sich schliesslich 
das Salzoberamt doch gezwungen sah, die Beschwerden der dortigen 
Einwohner an die Hofkammer in Münz- und Bergwesen^ gelangen 
zu lassen. 

Als nun auch noch das Salzoberamt wegen Ueberhäufung mit 
Geschäften genötigt worden war, um die Anstellung eines eigenen 
Gerichtsaktuars beim Gmundner Amte anzusuchen, war dies für 
die Hofkammer in Münz- und Bergwesen die Veranlassung, sich an 
die oberste Justizstelle mit der Aeusserung zu wenden, „dass man 
es zur Beförderung des allerhöchsten Dienstes in mehrfacher Be- 
ziehung viel rätlicher finde, dass dieses Oberamt von der ihm seit 
einigen Jahren zugeteilten Civilgerichtsbarkeit über das im Salz- 
kammergutsbezirke befindliche unadelige Publikum enthoben werde, 
da die Erfahrung bestätige, dass dieses Amt so vielen und ver- 
schiedenen Geschäften ohne Nachstand des einen oder anderen in 
die Länge nicht genüge leisten könne" ^. 

Diesen Gründen verwaltungstechnischer Natur stand nunmehr 
infolge der schon früher erfolgten Aufhebung^ der Reformations- 
libelle auch kein formelles Bedenken mehr im Wege, so dass am 
1. November 1791 der letzte Rest der alten Verfassung des Salz- 
kammergutes beseitigt wurde*. 

Das Salzoberamt bekam die im Patent vom 1. November 1781 
normierte Stellung eines Berggerichts mit der in den §§ 2 — 8 fest- 
gesetzten Jurisdiktion; die Einwohner des Salzkammergutes kamen 



behorden nach unserer dermaligen Militärverfassung, dann die Grerichtsbarkeit 
unseres Salzoberamtes zu Gmunden, die sich über alle in dem Bezirk des Salz- 
kammergutes gelegenen Unterthanen, Grundholden, unadeligen Insassen, wie auch 
über die bei dem Salzkammergut angestellten unadeligen Beamten erstreckt. 

^ Dieselbe hatte inzwischen die Leitung der dortigen Saline an Stelle der 
Ministerial-Banko-Deputation übernommen. 

' Note der Hofkammer in Münz- und Bergwesen an die oberste Justizstelle 
vom 30. Mai 1791. 

3 Vgl. unten S. 71. 

* Allerhöchste Entschliessung vom 12. Juli 1791 : Seine Maj. hat dem 
Salzoberamt Gmunden neben denen ihm obliegenden Montanistischen Geschäften 
nur jene Justizverwaltung noch femers zu belassen befunden, welche gemäss der 
im Mittel liegenden höchsten Anordnungen allen Berggerichtsbehörden eingeräumt 
ist, wo dagegen alle anderweite mit der Berggerichtsbarkeit in keiner Verbindung 
stehende Justizverwaltung sowohl in Streitsachen als in Geschäften des adeligen 
Richteramtes mit 1. November 1791 an den Magistrat zu Gmunden gegen Ueber- 
lassung der davon fliessenden gesetzmässigen Taxe übertragen sein soll. 
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gemäss § 22 des Patents vom 24. Mai 1784 unter die Civilgerichts- 
barkeit des Magistrats der Stadt Gmunden. 



4. Die Polizeiverfassiing. 

Der früheren Zeit lag die begriffliche Trennung der beiden Ge- 
walten, Justiz und Polizei, vollkommen fern. Doch auch die in- 
zwischen erfolgte Aenderung in der Anschauung hob bei der Gemein- 
samkeit der zu ihrer Handhabung berufenen Organe diese innige 
Verknüpfung nicht auf. 

Dennoch bleibt eine gesonderte Darstellung der Polizeiverfassung 
aus folgenden Gründen nötig. 

Einmal vollzogen sich die Aenderungen auf dem Gebiete der 
Polizeiorganisation ganz unabhängig und zeitlich verschieden von 
denen auf dem Gebiete der Justizverfassung, und dann veränderte 
sich der Begriff Polizei im Laufe des 18. Jahrhunderts derart nach 
Inhalt und Umfang, dass ein unsicheres Schwanken der mit der 
Polizei betrauten Behörden über die Grenzen ihrer Corapetenz un- 
vermeidlich wurde. 

Zweifellos führte noch im ersten Viertel des 18. Jahrhunderts 
der Salzamtmann im Salzkammergute unabhängig von der ober- 
österreichischen Landeshauptmannschaft die gesammte Verwaltung 
öffentlicher Natur. 

Seine Unabhängigkeit war zwar vielfach von letzterer an- 
gefochten worden, immer aber war es der Hofkammer ^ bezw. 
Ministerial-Banko-Deputation ^ gelungen, auch auf dem Gebiete der 



^ Resolution der Hofkammer an den Salzamtmaun vom 7. September 1714: 
Welchergestalten es nachgehends gar dahin komme, dass wegen aufgetragener 
Bestrafung eines Viertelraanns und noch dreier anderer aus der unter das 
Kaiserl. Salzamt gehörigen Goiserer Pfarre durch wiederholten Befehl gedachter 
Landeshauptmannschaft, diese per expressum die Jurisdiktion über das Salzamt 
cum annexis und deren Vorsteher sich anzueignen vermeinet, da doch (ausser 
in Keligions-Keformationssachen und was derselben Oberinspektion lediglich 
konzemieret) das Salzoberamt vermög alten Herkommens und vielfältig er- 
gangenen Kaiserl. Resolutionen und Ordnungen anbei vermittelst der ersessenen 
und bisher ruhig exerzierten ersten Instanz sowohl in Cameralibus und Personal- 
justiz als Civilibus und Polizeisachen niemals gedachter Landeshauptmannschaft, 
ob selbe es zwar zu verschiedenen malen attentieret, einige Jurisdiktion zu- 
gestanden habe. 

^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
2. Februar 1732: Demnach bei dasigem Salzkammergute alle schädlichen Neue- 
rungen, wodurch öfters zu nachteiligen Folgerungen Anlass gegeben wird, um 
so mehr zu praeka vieren sind, als selbes mit besonderen Freiheiten begäbet und 
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politischen Verwaltung im Salzkammergute die ausschliessliche Lei- 
tung zu behaupten. 

War dies damals möglich gewesen, so musste dieser Zustand 
in der weiteren Folge um so unhaltbarer werden, je mehr sich auch 
auf dem Gebiete der Verwaltung die Thätigkeit der öffentlichen 
Organe entfaltete. 

Das sah auch die Ministerial-Banko-Deputation ein, als sie im 
Jahre 1733^ gelegentlich eines Competenzstreites der oberösterreichi- 
schen Landeshauptmannschaft mit dem Salzoberamte letzterem auf- 
trug, „in Sachen, so in das Publicum et Politicum totius Provinciae 
unmittelbar einlaufen, für sich nicht vorzugehen und daher von jenen, 
welche Seine k. k. kath. Majestät das Publicum et Politicum zu be- 
sorgen allergnädigst anvertrauet, die von daraus ergehenden Anord- 
nungen anzunehmen und zu befolgen; wohingegen man sich in alleweg 
versehen will, dass besagtes Salzkammergut, excepto wie vorgemeldet 
puro Publice et totius Provinciae Politico, bei wohlhergebrachter 
Exemption, Freiheiten und Rechten geschützet und von allen Ein- 
griffen bewahret und folgsam in allen anderen Begebenheiten, nicht 
allein circa oeconomicum et camerale, sondern auch in causis civili- 
bus oder denen dahin gehörigen Territorialveranstaltungen demselben 
die freie und unbeschränkte Disposition verstattet werden solle". 

Wenn man in Wien gedacht hatte, damit den ununterbrochenen 
Streitigkeiten zwischen Gmunden und Linz ein Ende zu machen, 
so hatte man sich gewaltig geirrt. Auf der einen Seite prätendierte 
der Landeshauptmann mit Berufung auf diese Entscheidung auch 
in den zu Gmunden als zur Polizei gehörig reklamierten Fällen 
seine Ingerenz, auf der anderen war der Salzamtmann bei seiner 
unmittelbaren Abhängigkeit von einer Hofstelle nicht gewillt, selbst 
diejenigen Anordnungen, die der Landeshauptmann im Salzkammer- 



von der Landeshauptmannschaft allda, ausser den Keligionsangelegenheiten, 
allerdings independent ist, also soll und kann der von der angeordneten Refor- 
mationskommission [derselben gehörte auch der Landeshauptmann an!] an da- 
siges Oberamt berichte termassen erlassene Befehl hinwiederum zurückgelegt und 
die Umschreibung dessen nach der vorhin gewöhnlichen Art anbegehret werden, 
^ Insinuat der Ministerial-Banko-Deputation an die österr. geheime Hof- 
kanzlei vom 15. Juli 1733: Wo solchem nach sie löbl. österr. geheim. Hof- 
kanzlei hiermit in Freundschaft ersucht wird an seine Behörde unschwer zu 
verfügen, auf dass fürohin das k. k. Salzkammergut bei seiner Exemption un- 
beschränkt erhalten und ausser dem, was in das purum Publicum et Politicum 
totius Provinciae einlaufet oder zu der in Religionssachen angeordneten Kom- 
mission gehörig ist, von allen landeshauptmannschaftlichen Verordnungen auch 
ferner 8 hin verschont werden möge. 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. 3 
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gute zu machen berechtigt war, in der Form landeshauptmann- 
schaftlicher Dekrete entgegenzunehmend 

Wie unklar und unleidlich sich auf diese Weise das Verhältnis 
des Salzoberamtes zur Landeshauptmannschaft gestaltete, möge nur 
ein einziger typischer Fall aus dem Jahre 1763 illustrieren, aus 
dem auch ersichtlich und begreiflich wird, warum der latente 
Kampf zwischen diesen beiden Behörden von so langer Dauer 
sein konnte. Derselbe hatte nämlich sein Widerspiel zu Wien 
in dem Antagonismus zwischen der Ministerial-Banko-Deputation 
und der böhmischen und österreichischen Hofkanzlei, welche Hof- 
stellen in letzter Instanz die zwischen Gmunden und Linz auftauchen- 
den Streitigkeiten zu erledigen hatten, ohne dass es jedoch der einen 
oder der anderen Hofstelle gelungen wäre, eine prinzipielle Ent- 
scheidung über das Verhältnis der ihnen unterstellten Behörden in 
diesem oder jenem Sinne bei Hof zu erwirken. 

Der Fall war der folgende. 

In Linz wurde 1760 ein Wildensteiner IJnterthan Josef L. 
wegen Betteins aufgegriffen, und nachdem ihm mittels landeshaupt- 
mannschaftlichen Dekretes wegen Gebrechlichkeit die patentmässige 
Verpflegung zugesprochen worden war, in die Herrschaft Wildenstein 
abgeschoben. Dieser Josef L. brachte drei Jahre hierauf in einer 
Bittschrift an die Landeshauptmannschaft die Beschwerde gegen 
das Salzoberamt vor, dass er trotz Vorweises der landeshauptmann- 
schaftlichen Verpflegungsbewilligung vom Wildensteiner Pfleger nicht 
einen Kreuzer, dafür aber eine ganze Menge Schläge bekommen habe. 



^ Bericht des Salzamtraannes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
17. Januar 1748: Immitelst habe aber auch ich Salzamtmann Baron v. Stern- 
bach nicht ermangeln wollen Euer Excellenz Gunst und Freundschaft den von 
löbl. Landeshauptmannschaft in eben dieser Angelegenheit unterm 8. Januar 
a. praesentis an mich angeführten Befehl gehorsamst beizuschliessen und anbei 
vorstellig zu machen, wasmassen Se. Excellenz h. löbl. Landeshauptmann (wie 
hieraus des mehreren gnädig zu entnehmen) in der Abfassung gegen mich, als 
von Eurer Excellenz Gunst und Freundschaft immediate dependierenden und 
diesendig landesfürstlichen Salzkammergute allergnädigst vorgesetzten Salzamt- 
mann, mit Ihr und Euch und somit derart vorgehe, dass die ihm unterworfenen 
Partikularpfleger und andere geringe ja minderte Subalterne nicht schlechter 
traktieren könnte. — Mithin also auch Euer Excellenz Gunst, Freundschaft und 
Gnaden gehorsam und dienstschuldig belange, es dahin gnädig zu dirigieren, dass 
wenn ermelte Landeshauptmannschaft doch allenfals in etwas mir zu befehlen 
habe und ich zu acceptieren schuldig sein sollte, doch von demselben zwischen 
mir und den lediglich untergebenen Privatpflegern und anderen minderen seinen 
Subalternen ein Unterschied gemacht und eine billige Art gebrauchet werden 
möchte. 
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Die Landeshauptmannschaft verordnete darauf hin im Wege 
eines landeshauptmannschaftlichen Dekretes dem Salzoberamte, „den 
Pfleger zu Wildenstein dahin zu verhalten, auf dass solcher dem 
Supplikanten bei so beschaffenen Sachen die patentmässige Ver- 
pflegung abreiche, auch gegen den L. sich allen gewaltsamen Ver- 
fahrens enthalte **. 

Das Salzoberamt sah in diesem Vorgehen der Landeshaupt- 
mannschaft einen Eingriff in die ihm im Salzkammergute allein 
zustehende Polizeijurisdiktion, und schickte das Linzer Dekret nach 
Wien an die Ministerial-Banko-Deputation, welche es der böhmischen 
und österreichischen Hofkanzlei mit dem Ersuchen übergab, die 
dortige Landeshauptmannschaft behufs Rechtfertigung, über diesen 
Fall zu vernehmen. 

Dieselbe erklärte^ hierauf, „sie wisse sehr wohl, dass im Salz- 
amtsdistrikt die Besorgung des Polizeiwesens ausschliesslich dem Salz- 
oberamte gebühre, allein sie habe keiner dingen dafür gehalten, dass 
dieses etwas anderes in sich begreife, als was insgemein unter dem 
platten Ausdruck Polizeiwesen, nemlich: Preis der Viktualien, Feuer- 
löschordnung, Sauberkeit etc. verstanden werde, massen in allen 
vorigen Zeiten in Anbetracht der wichtigeren Gegenstände des 
Piiblici, als Landessicherheit, Religionswesen und dergleichen die 
Landeshauptmannschaft auch in Anbetracht des salzämtlichen Di- 
striktes als die gehörige Instanz ist angesehen worden. 

Nun sei aber die Verpflegungssach der Armen und die Ab- 
schickung derselben ein pures Publikum und in der für gesammte 
Erblande festgestellten Sicherheits- und Bettlerordnung lediglich ge- 
gründet; wie es dann gar leicht sich ergeben könnte, dass, bevorab 
in Sicherheitsvorfallenheiten, eine derlei vom Salzoberamte anver- 
langende Ausnahme jenen Endzweck verfehlen machen könnte, 
welchen zu erhalten die allerhöchsten Landesfürsten durch oben an- 
geregte Sicherheitsordnung sich festgesetzt haben. Dass sie etwas 
anderes nicht gemeint habe, erhelle aus nebengehender Dekretation, 
welche an ihn Herrn Salzamtmann immediate hat ergehen müssen, 
weil selber als Administrator der Herrschaft Wildenstein die weiteren 
Verordnungen an den ihm subordinierten Pfleger abzugeben habe. 
Da nun dieser und andere dergleichen Befehle die Manipulation des 
Salzwesens in mindesten angehen, folgsam ihm Salzamtmann einiger 
Eingriff nicht beschehen sei, so hoffe sie, dass auch Ihre k. k. 



^ Bericht der Landeshauptmannschaft ob der Enns an die böhm. u. österr. 
Hofkanzlei vom 12. Dezember 1763. 
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apostol. Maiestät solchen Fürgang allergnädigst beangenehmen 
werde. 

Da jedoch in Justiz als anderen Sachen verschiedene Irrungen 
von Zeit zu Zeit entstehen, welche bevorab der Justizpflege gar 
sehr grossen Nachteil verursachen, zumalen bis eine derleiige An- 
stössigkeit durch allerhöchste Entscheidung gehoben wird, die Justiz 
oder das Pubhkum immitelst ausser allen Anstand leiden muss, also 
würde es sehr heilsam sein, wann diesfalls ein allergnädigstes Nor- 
male festgesetzt würde, welches jedoch lediglich von einer k. k. 
apostol. Maiestät allerhöchst und gerechter Entschliessung ab- 
hänget." 

Diesen £ericht der Landeshauptmannschaft übergab die böh- 
mische und österreichische Hofkanzlei der Ministerial-Banko-Depu- 
tation mit dem Beifügen: „Es wäre sehr erwünschlich, wenn endlich 
die zwischen der Landeshauptmannschaft ob der Enns und dem 
Salzoberamt Gmunden von so geraumen her ohne Unterbrechung 
obschwebenden und öfters von blossen Formalitäten, wie in casu 
substrato, entspringenden Irrungen gänzlich behoben, in den strei- 
tigen Jurisdiktionsangelegenheiten eine ordentliche Cynosur vor- 
geschrieben und solchergestalten das beiderseitige gute Einvernehmen 
eingeführt werden möchte". 

Die Ministerial-Banko-Deputation blieb darauf die Antwort nicht 
schuldig ^ 

„Man habe zwar dem Salzoberamt Gmunden sogleich und ohne 
weiters mitgegeben, dem Josef L. alle Billig- und Gerechtig- 
keit widerfahren zu lassen, damit derselbe an jenem, was ihm pa- 
tentmässig gebühret, nicht verkürzet und der Wildensteiner 
Pfleger, sofern er hierunter eine Schuld auf sich geladen, mit 
der verdienten Ahndung angesehen werde. Dass es aber hier um 
keine blosse Formalität, sondern um eine Wesenheit zu thuen sei, 
wegen welcher zwischen dem gewesenen Direktorium in Publicis et 
Cameralibus und der Banko -Deputation der modus correspondendi 
ausgemachet und festgesetzet worden, auf dass die Jura fiscalia umso 
weniger angefochten und beeinträchtigt werden mögen, zeigt die 
Deklaration der ob der Ennsischen Landeshauptmannschaft in Ter- 
minis, welche dem Salzamtmann Freiherrn v. Stern bach, als ob er 
derselben subordiniert wäre, die patentmässige Verpflegung auftraget, 
folgbar sich weder des eingeführten modi correspondendi noch 



* Re-Insinuat der Ministerial-Banko-Deputation an die böhm. u. österr. Hof- 
kanzlei vom 9. Januar 1764. 
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der Kameralgerechtsamkeiten erinnere, sondern eine Subordination 
zu erwerben sich anmasse, die ihr Landeshauptmannschaft keineswegs 
zusteht. Gleichwie die patentmässige Verpflegung der Armen, also 
ist das Oberamt auch andere kaiserliche Patente zu beobachten be- 
fehliget, welche in das Universum einschlagen und von welchen das 
Salzkammergut Gmunden sowohl die Reformationslibelle als die 
höchsten landesfürstlichen Resolutionen nicht specialiter ausnehmen. 

Allein! die Landeshauptmannschaft bestrebt sich in allen Vor- 
fallenheiten ungeachtet der ausdrücklichen und durch so viele höchste 
Reskripte bestätigten Befreiung die gesetzten Schranken zu über- 
schreiten, eine ihr nicht gebührende Jurisdiktion sich zuzueignen 
und zu erweitern. 

Eine löbl. k. k. böhmische und österreichische Hof kanzlei möchte 
sich also nur gefallen lassen, die Oberennsische Landeshauptmann- 
schaft ein für allemal teils auf den eingeführten modum correspon- 
dendi teils auf das Reformationslibell und die höchsten Reskripte 
anzuweisen, so werden sich alle Anstössigkeiten und Streitigkeiten 
einerseits von selbst beheben, andererseits aber diese Banko-Depu- 
tation niemals ermangeln, das Salzoberamt Gmunden dahin an- 
zuweisen, damit sich dasselbe yorerklärter Massen nicht nur allein 
nach den Generalien achte, sondern die Untergebenen zu genauer 
Beobachtung derselben anhalte und im Uebertretungsfall ernstlich 
bestrafe." 

Ebenso charakteristisch, wie derartige Dinge in damaliger Zeit 
behandelt wurden, ist auch das Ende, welches diese Affaire fand. 

Als sich nämlich auf Grund eines salzoberämtlichen Berichtes 
herausstellte, dass die Angaben des Josef L. vollkommen falsch ge- 
wesen waren, der landeshauptmannschaftliche Befehl demnach jeder 
meritorischen Grundlage entbehrte, liess man in der Hofkanzlei im 
Bewusstsein des formellen Unrechtes die Angelegenheit sofort fallen, 
während die Ministerial-Banko-Deputation dem Salzoberamt kurzweg 
auftrugt, „künftig von der darobigen Landeshauptmannschaft keine 
ihr nicht zustehenden Aufträge und Verfügungen anzunehmen". 

Damit waren naturgemäss die dem Falle zu Grunde liegenden 
Punkte strittiger Natur nicht zur Entscheidung gebracht worden, 
dieselbe erfolgte erst 1771, in welchem Jahre die Hof kanzlei auf 
eine nunmehr von der Landeshauptmannschaft ausgehende Be- 
schwerde über das Verhalten des Salzoberamtes eine allerhöchste 



^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
20. Februar 1764. 
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EntSchliessung zu erwirken wusste, durch welche der Salzamtsdistrikt 
in Landespolizeisachen der oberösterreichischen Landeshauptmann- 
' Schaft unterstellt wurdet 

Im Herbste des vorausgegangenen Jahres war nämlich wegen 
Misswachses und Teuerung die Getreideausfuhr aus den Erblanden 
in das Ausland verboten worden^. 

Trotzdem nun auch in Oberösterreich dieses Ausfuhrverbot 
publiziert worden war^, gestattete das Salzoberamt einigen ünter- 
thanen aus den dem Kammergut benachbarten salzburgischen Herr- 
schaften Hüttenstein und Abtenau gleich den Kammergutsinsassen 
auf dem Gmundner Wochenmarkt mittelst Oberamtspässen Getreide 
einzukaufen und über die Reichsgrenze ins Salzburgische zu verführen. 

Die Landeshauptmannschaft, die hievon Kunde erhalten hatte, 
verschaffte sich einige dieser salzoberämtHchen Getreidepässe und 
schickte sie der Hofkanzlei mit der Bitte ein, durch die Ministerial- 
Banko-Deputation „dem k. k. Salzoberamte Gmunden bei der ohne- 
hin täglich mehr und mehr andringenden Not und Körnermangel die 
genauste Beobachtung der allergnädigst verordneten Getreidesperre 
ernstlich auftragen zu lassen" *. 

Der Hofkanzlei schien dieser Vorfall geeignet, dem Salzober- 
amte die ausschliessliche Polizeijurisdiktion im Salzkammergute zu 
nehmen und erreichte dies in der That durch Darstellung des Falles 
in einem entsprechend abgefassten allerhöchsten Vortrag durch die 
erwähnte Normalresolution vom 8. Mai 1771. 

Wenn in ihr ausdrücklich bestimmt worden war, dass durch 
die in Polizeisachen nunmehr bestehende Subordination unter die 
Landeshauptmannschaft den Freiheiten des Salzkammergutes und 



^ Normal-Kesolution vom 8. Mai 1771: Es sollen die Landespolizeisachen 
in dem Salzkammergute zu Gmunden, so wie es in der ihm Salzkammer- 
gut zugehörigen Grafschaft Ort gehalten wird, indistinkte, es mögen solche 
grössere oder kleinere Politica benannt werden wollen, der Oberaufsicht der 
Landesstelle dagegen unterzogen sein, dass selbe fortan die bestehenden Re- 
formationslibelle genau zu beobachten, des Karamergutes Privilegien und Exemp- 
tionen unverletzt erhalten, auch auf die den "Werkleuten abgereicht werdende 
geringe Löhnungen und zu ihrem besseren Auskommen an Salz, Holz etc. zu 
gemessen habenden verschiedenen Benefizien ohne hiewegen etwas zu alterieren 
die Rücksicht zu nehmen, endlich in das, was die innere Verfassung des Gefälles 
und dessen Manipulation anreichet, sich keineswegs zu ingerieren habe. 

* Hofkanzleiresolution vom 25. September 1770. 

^ Landeshauptmannschaftliches Patent vom 28. September 1770. 

* Bericht der oberösterreichischen Landeshauptmannschaft an die böhm. 
u. österr. Hofkanzlei vom 19. April 1771. 
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namentlich den im Reformationslibelle enthaltenen Bestimmungen in 
keinerlei Weise nahe getreten werden solle, so beweist das nur, 
dass man damals in Wien zwar noch von der Existenz einer der- 
artigen die Verfassung des Salzkammergutes normierenden Ordnung, 
aber nicht mehr von deren Inhalt Kenntnis hatte. 

Denn die Zulassung der Salzburger ünterthanen zum Kauf auf 
dem Grmundner Markte gegen Verkauf bestimmter für das Salz- 
kammergut wichtiger Artikel der Salzburger Gegend beruhte auf 
einer vertragsmässigen, in's letzte ReformationslibelP ausdrücklich 
aufgenommenen Abmachung, der zufolge der Salzamtmann zu seinem 
Verhalten nicht nur berechtigt sondern Salzburg gegenüber geradezu 
verpflichtet gewesen war. 

Die Ministerial Banko-Deputation, durch einen Bericht des Salz- 
oberamtes von dieser Bestimmung des Reformationslibelles ver- 
ständigt, machte dies auch in einem Vortrage bei Hof zur Recht- 
fertigung des Salzoberamtes geltend, ohne jedoch damit eine Zurück- 
nahme der bereits entschiedenen Aenderung in der Polizei Verfassung 
zu eiTeichen, trotzdem Kaiser Josef nicht umhin konnte, das 
Verhalten des Salzamtmannes als vollkommen gerechtfertigt an- 
zuerkennen^. 

5. Die Polizeiverwaltiing. 

Polizei und Steuerverwaltung, zusammen mit der Justiz von 
denselben Kammergutsbehörden besorgt, wurden in einer der 
Gerichtsverfassung conformen Organisation gehandhabt. 

Dementsprechend lag die oberste Leitung und Inspektion des 
Polizeiwesens im Salzkammergute in den Händen des Salzamtmannes ^, 



^ S. 462. Wochenmarkt zu Graunden. 

* Normalresolution vom 14. Mai 1771. 

^ Reformationslibell III S. 305. Salzamtmanns-Inspektion über das ganze 
Polizeiwesen: Wir lassen Uns gleichergestalten drittens in Gnaden gefallen, 
dass Unser Salzamtmann als Oberhaupt, dem das ganze Salzkammergut an- 
vertrauet, allermassen es Herkommen also noch fürders hin unter anderem auch 
die Inspektion über das ganze Polizeiwesen bei dem Markt zu Ischl, vorab was 
in dieser Ordnung begriffen, daran dem Kammergut und dem gemeiuen Wesen 
gelegen, zustehen und gebühren solle. — Und wird derselbe sich solchemnach 
bei seinen Pflichten angelegen sein lassen auf berührtes Polizeiwesen und was 
wegen allerhand zu menschlichem Lebensunterhalt bedürftiger Pfennwert und 
Feilschaften auch des Gewichtes, trocken und nasser Mass halben sonst an- 
hängig, welche alle nach denen bei Unserem Hofschreiberamt zu Hallstatt vor- 
handenen Gewicht und Massen abgeaicht werden sollen, ein wachsames Aug 
zu haben und wie der Marktrichter die Polizei neben des Xammergutes und 
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welchem der Pfleger zu Wildenstein sowie die drei Marktgerichte 
als untere Instanzen unterstanden. 

Das Ziel, welches dem Salzamtmann hiebei gesetzt worden war, 
alles vorzukehren, „damit der gemeine Mann und harte Arbeiter 
mit gerechten und unverfälschten guten Waren und Pfennwerten in 
einem billigen und leidentlichen Wert jederzeit nach Notdurft ver- 
sehen und ihm sein Pfennig und Lidlohn treulich vergolten und er- 
setzet werde", war bei den abnormen Verhältnissen der Bevölkerungs- 
dichte und Bodenbeschaffenheit mit alleiniger Anwendung der sonst 
gewöhnlichen Mittel, wie obrigkeitlicher Taxen u. s. w., nicht zu er- 
reichen. 

Dieselben fehlten zwar auch hier^ nicht, allein der Schwer- 



gemeinen "Wesens Beförderung samt der guten Mannszucht in Obacht nimmt 
und seine Schuldigkeit vollzieht, zu mehrmalen im Jahr so oft es die Not er- 
fordert, bevorab wenn er seine Kammergutsvisitation vollziehet, mit sonderem 
Fleiss Inquisition und Erkundigung einzuziehen imd wo es von Nöten und un- 
saumlich schleunige Remedierung vorzukehren haben, damit der gemeine Mann 
und harte Arbeiter mit gerechten und unverfälschten guten Waren und Pfenn- 
werten in einem billigen und leidentlichen Wert jederzeit nach Notdurft ver- 
sehen und ihm sein Pfennig und Lidlohn treulich vergolten und ersetzet werde. 
^ Eeformationslibell III S.209: Grosse Weinmass, Taxier- und Aus- 
kostung, so von Zapfen ausgegeben wird: Zum neunten. Als zu etlichen 
malen Beschwerungen fürgekommen sein, dass die Burger mit des gemeinen Ar- 
beiters Abbruch und Nachteil die Weine, sie seien gute oder böse, gemeiniglich 
in einem Geld verkaufen und schenken, dass die armen Leute, die unter Zeiten zu 
einer Kraft ihrer schweren Arbeit eines Trunkes bedürftig, um ihr Geld kein 
billiges Pfennwert bekommen können, solle hinfüro diese Ordnung gehalten 
werden, dass kein Burger nicht Macht soll haben, weder wenig noch viel Weine 
vom Zapfen ums Geld weg zu geben, er habe denn denselben zuvor den Hof- 
schreiber und Marktrichter, welchen Marktrichter der Hofschreiber zu sich 
hinein erfordern mag, kosten, taxieren oder setzen lassen, was er billicher gegen 
die anderen Weine, die sonst am Zapfen sein möchten oder wie man sonst 
die Weine derorten mit einem ziemlichen Gewinn des Burgers über den Kauf- 
und Fuhrkosten geben kann, wert sei; derselben Satzung nach, die dann in alle- 
weg durch den Hofschreiber und Marktrichter unverdächtig und ohne allen 
Vorteil oder Ansehen der Personen beschehen, solle der Burger alsdann solchen 
Wein ausrufen und bei Straf darüber nicht ausschenken lassen , damit ein jeg- 
licher Wein mit Unterschied seiner Güte in ziemlichen Kauf ausgeschenket, die 
Burger dadurch zur Bestellung eines gleichen guten Trunkes beweget und der 
gemeine Mann, in Bedacht, dass sie die Hallstädter Ungelts frei seien, unklaghaft 
gehalten werde. — S. 210: Zum zehnten. Proviantvorrat und was für Ge- 
winn dabei passiert: Soll vielgemelter Hofschreiber und Marktrichter in alle- 
weg dahin gedenken und darob halten, dass die Burger zu Hallstadt die armen Ar- 
beiter, welche nicht Gelegenheit haben selbst auf den Wochenmarkt zu Gmunden 
um ihre Notdurft zu fahren oder Getreide einkaufen zu lassen, jederzeit mit der 
Notdurft an gutem Getreide versehen und dieselben mit unziemlichen Gewinn 
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punkt der Thätigkeit auf dem Gebiete der Polizei lag nicht so sehr 
in der Kontrolle des Verkaufes als vielmehr in der Sicherung der 
Zufuhr der zur Proviantierung notwendigen Lebensmittel. 

nicht beschweren, sondern sich gegen dem, wie der Getreidekauf jederzeit zu 
Gmunden geht, das der Hofschreiber auch die anderen Verweser auch der 
Marktrichter allweg wissen mögen und dann, wie sonst der gemeine Fuhr- 
lohn, Inhalt eines Artikels in der neuen Reformationsordnung die Fuderfuhr 
betreffend, gesetzt ist, der ihnen auch zusamt dem Kaufgeld bezahlt werden 
solle, an einem Hetzen mit sechs, sieben oder aufs meiste acht Pfennig 
Gewinn begnügen lassen. Wo aber ein armer Arbeiter darüber beschwert 
wurde , soll derselbe Burger nach Rat des Hofschreibers und Marktrichters 
darum ernstlich gestraft werden. — S. 210: Zum elften. Fleischtaxe, 
Ochsenzungendienst: Nachdem den Fleischhackern oder Mezgern von Uns 
jährlich ein Hilfgeld aus dem Hofschreiberamt gereicht wird, fümemlich um 
deswillen, dass sie mit dem Fleischkauf keine Steigerung machen und die armen 
Arbeiter und andere des Salzsiedens Verwandte jederzeit mit gutem Fleisch zu 
wöchentlicher Notdurft versehen sollen und aber anjezo von den Arbeitern nicht 
wenige Beschwer fürkommt, wie sich zu mehrmalem im Jahre, sondern aber 
zwischen Ostern und St. Jakobstag zutrage, dass sie zu derselben Zeit nicht 
wöchentlich ihre Notdurft Fleisch bekommen können, sondern das meiste und 
beste Fleisch werde ihnen von der Burgerschaft aus den Händen genommen 
und verkauft, welches ihnen, weil sie den Fleischfürkauf zu Herbstzeiten nicht 
also wie die Bürger vermögen, nicht wenig zu Abbruch ihrer Unterhaltung ge- 
reiche, daraus dann zu vermuten, dass die Mezger zu Hallstadt ihr Aufmerken 
mehr auf die Burgerschaft, denn auf die armen Hofarbeiter haben und sich 
vielleicht dem Marktgericht mehr als dem Hofschreiberamt unterwürfig zu sein, 
auch zu allen mehreren Gehorsam zu leisten gedenken lassen. Und damit nun 
zu Verhüt- und Fürkommung allerlei "Widerwillen, so hieraus künftig zwischen 
den Burgern und Arbeitern entstehen möchte, in diesem Fall auch gebührliche 
Einsehung und Wendung beschehe, so solle Unser Hofschreiber mit allem Ernst 
darobhalten, dass sie die Fleischhacker oder Mezger, weil sie jährlich ein so 
stattliches Hilfgeld allein vom Hofgericht und von der Burgerschaft gar nichts 
zu empfangen haben, die armen Hofarbeiter jederzeit im Jahr mit gutem Fleisch 
versehen, der Fleischordnung " unverbrüchlich geleben und das Pfund Rindern 
oder Kälbernfleisch höher nicht als um neun Pfennig, wie es bishero gebräuchig 
gewesen, geben und also dem armen gemeinen Mann, der sich sonst an diesem 
rauhen, sperren Ort neben dem Traidt und Zimmes (Schmalz) nichts zu seiner 
Speis, als des Fleisches zu behelfen hat, unklaghaft halten sollen. — Wo aber 
ein Mezger hierw^ider thuen und sich in dem einen oder dem anderen, soviel 
das Fleischwerk betrift, ungehorsamlich und parteiisch verhalten wurde, so soll 
der Hofschreiber denselben zu sich erfordern und um seiner Verbrechung willen 
im Beisein des Marktrichters zu strafen guten Fug und Macht haben, und im 
Fall eines Fleischhackers oder Mezgers Verbrechen so gross wäre, dass er billich 
des Fleischwcrkes entsetzet und ein anderer an desselben Statt aufgenommen 
werden möchte, so soll er Hofschreiber berührte Entsetzung bis auf eine 
Raitzeit anstehen und beruhen lassen, alsdann das Faktum und die ganze Hand- 
lung einem Salzamtmann und den anderen Verwesern sämtlich fürbringen und 
hierüber Bescheids erwarten; und damit aber ein Hofschreiber den armen Ar- 
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Der grossen Bedeutung, die eine ausreichende Versorgung mit 
Viktualien für den ungestörten Betrieb der ganzen Saline hatte, 
entsprachen auch Charakter und Umfang derjenigen Veranstaltungen, 
durch welche man sich den nötigen Bedarf an Lebensmitteln zu 
sichern wusste. 

In Betracht kamen hier vor allem Fleisch, Milch, Butter so- 
wie Getreide. 

Bei einem jährlichen Verbrauch von durchschnittlich 1200 Stück 
Schlachtvieh im Salzamtsdistrikt kam die geringe Zahl der dort ge- 
haltenen Rinder um so weniger in Betracht, als dieselben dem Cha- 
rakter der Gegend und dem Bedürfnis nach Milch entsprechend fast 
ausschliesslich nur aus Kühen bestanden. Das gesammte Schlacht- 
und Zugvieh musste daher auswärts gekauft und eingeführt werden. 

Da in Oberösterreich selbst Mangel an Vieh herrschte, so war 
man dabei auf Steiermark angewiesen, weshalb die Fleischhauer im 
Salzkammergute zu Anfang jedes Jahres einen üeberschlag über 
den dortigen Jahresbedarf beim Salzamtmann einreichten, der damit 
in Stand gesetzt war, von dem innerösterreichischen Gubemium in 
Graz einen Hauptpass für das voraussichtlich notwendige Schlacht- 
vieh zu erwirken. Auf Grund dieses Hauptpasses, den die steirischen 
Stände selbst in Zeiten einer allgemeinen Landesviehsperre dem 
Salzoberamt auszufertigen verpflichtet waren, erteilte dann der Salz- 
amtmann innerhalb des Jahres den einzelnen Kammergutsfleischern 
„salzoberämtliche Passzettel", gegen deren Vorweisung die auf den 
Pässen bezeichnete Anzahl steirischen Schlachtviehes maut- und 
aufschlagfrei über die Grenze getrieben werden durfte. 

Da überdies die beiden steirischen Mautämter Aussee und 
Schladming vom Salzoberamt eine Konsignation des auf die ein- 
zelnen Kammergutsfleischhauer von der Hauptsumme repartierten 
Anteils zugeschickt bekamen, so war jedem Missbrauch mautfreien 
Viehaustriebs aus Steiermark ein Riegel vorgeschoben. 

Die gleiche Begünstigung unter gleichen Modalitäten genossen 
auch diejenigen Kammergutsinsassen, welche Zugvieh für die zahl- 



beitern zu Guten und Beförderung des gemeinen Nutzens desto besser auf das 
Fleischwerk sein fleissiges Aufsehen habe, und die armen Arbeiter jederzeit ohne 
einigen Vorteil mit gutem Fleisch versehen werden, und dass auch die gemelten 
Mezger ihr Aufsehen auch umso mehr auf einen Hofschreiber haben, so soll 
nun hinfüran ein Marktrichter dem Hofschreiber von den Ochsenzungen, so die 
Mezger berührten Marktrichter eine Zeit lang im Jahr dienen müssen, den 
halben Teil, das ist eine Wochen um die andere, daraus unweigerlich zustehen 
und erfolgen lassen. 
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reichen kaiserlichen Holz- und übrigen Fuhren bedurften, da auch 
dieses schliesslich in den dortigen Consum überzugehen bestimmt war. 

Nachdem das steirische Schlachtvieh doch nur in der besseren 
Jahreszeit ohne allzu grosse Beschwerden eingetrieben werden konnte, 
so sah man sich gezwungen, in der Nähe gleichsam noch ein Re- 
servoir von lebendem Schlachtvieh zu schaffen. 

Ein solches war „das gesperrte Gey Viechtau ".^ 

Die dem Salzkammergute ganz nahe gelegene Viechtau wurde 
nämlich als nächste zur Viehzucht geeignete Gegend derart im 
Interesse des Salzamtsdistrikts benützt, dass man den dortigen 
Bauern gestattete, das zur Bearbeitung ihrer Felder und für sonstige 
Fuhren notwendige Zugvieh aus Steiermark einzuführen, sowie im 
folgenden Winter als Schlachtvieh zu verkaufen.' Für dieses Vieh, 
von dem jährlich gegen 800 Stück eingeführt w^urden, mussten aber 
die Viechtauer Bauern als Unterthanen des Landes Oberösterreich 
die Mautgebühr an der steirischen Grenze bezahlen. Die einzige 
ihnen zukommende Begünstigung bestand darin, dass sie mit salz- 
oberämtlichen „gemeinen Passierzetteln" jederzeit ohne Rücksicht auf 
etwaige Viehsperren ihren Bedarf in Steiermark decken konnten. 

Damit war zweierlei erreicht worden. 

Erstens sicherte man sich in unmittelbarer Nähe einen bestän- 
digen Vorrat lebenden Viehes. Zweitens wurde es möglich, die 
Weiden der Viechtau ausschliesshch mit Melkvieh zu betreiben und 
damit eine möglichst grosse Menge an Milch, Butter und Schmalz 
für das Kammergut zu produzieren. 

Dieser künstlich erzeugte Schlachtviehvorrat wurde den Kammer- 
gutsfleischhauern dadurch ausschliesslich reserviert, dass man den 
Bauern des gesperrten Geyes aufs strengste verbot, ihr Vieh 
anderen Parteien als den Fleischhauern des Salzkammergutes 
ohne salzoberämtliche „Extraktionspässe" zu verkaufen oder aus- 
zuführen ^. War durch eine derartige Einschränkung der Nachfrage 
das Preisniveau des Viehes im allgemeinen so herabgedrückt, dass 



^ Die Viechtau war ein Teil der unmittelbar im Norden an das Salz- 
kammergut grenzenden am Westufer des Gmundener Sees gelegenen Grafschaft 
Ort. — Letztere war zwar im Interesse des Kammergutes aus Privathänden 
eingelöst worden, sodass der jeweilige Pfleger zu Ort dem Salzamtmann als 
dem Inspektor dieser Grafschaft unterjjeordnet war, doch genossen die Unter- 
thanen derselben keine der Privilegien der Salzkammergutseinwohner, sondern 
standen den übrigen oberösterreichischen Landesinsassen vollständig gleich. 

^ § 4 der Instruktion des Pflegers der Grafschaft Ort vom 31. De- 
zember 1690. 
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die Kammergutsfleischer das Rind- und Kalbfleisch zu der niedrigen 
Taxe per neun Pfennig das Pfund aushacken konnten, so sorgte 
man auch noch für die Erhaltung eines entsprechenden Preises 
in Zeiten grösserer Nachfrage durch Vornahme einer von Seite 
des Orter Pflegers durchzuführenden „unparteiischen Schätzung", 
deren sich Käufer und Verkäufer zu unterwerfen hatten. 

Noch grösser als für die Einwohner des gesperrten Geyes war 
natürlich der Anreiz für die Kammergutseinwohner, das in Steier- 
mark erkaufte und mautfrei über die Landesgrenze gebrachte Vieh 
ausserhalb des Kammergutes in Oberösterreich, woselbst, wie er- 
wähnt, der Viehpreis in der Regel bedeutend höher als in Steier- 
mark stand, weiter zu verkaufen. 

War dies schön infolge der allgemeinen über das Salzkammer- 
gut verhängten Sperre, welche sich nicht nur auf Vieh, sondern 
überhaupt auf alle einmal im Kammergut befindlichen Viktualien 
bezog, aufs strengste verboten, so sah man sich bei der Leichtig- 
keit, mit der in einer so gebirgigen Gegend das Vieh über die 
Kammergutsgrenze geschwärzt werden konnte, bezüglich des Viehes 
noch zu besondereu Vorsichtsmassregeln genötigt, indem jedes maut- 
frei eingeführte Rindvieh von verwesämtHcher Seite mit einem Brand- 
stempel versehen wurde, so dass dasselbe ausserhalb des Kammer- 
gutes sofort als Kontrebande erkannt und behandelt werden konnte, 
sofern es nicht durch Aufdruck eines zweiten Stempels als mit 
oberämtlicher Bewilligung ausgeführt gekennzeichnet war. 

Noch umfassender und komplizierter waren die Massnahmen 
getreidepolitischer Natur, deren Ziel die Erhaltung eines ausreichen- 
den Zuflusses von Brotfrüchten um einen den Einkommensverhält- 
nissen der Kammergutsinsassen entsprechenden Preis bildete. 

Auch hier, wie bei der Versorgung des Salzkammergutes mit 
Fleisch, war dies Ziel naturgemäss nur auf Kosten anderer zu er- 
reichen, die mit ihrer Getreideproduktion in den Dienst des Salz- 
kammergutes gestellt waren, was durch Errichtung eines Widmungs- 
distriktes, der sog. „Hofmark" geschah. 

Es hatte zwar schon Kaiser Maximilian II. im Jahre 1569^ 
den Einwohnern von und um Kremsmünster, Hall, Pettenbach und 
Wartberg unter Androhung der Konfiskation ihres Getreides und 
Abstrafung an Leib und Leben, anbefohlen, alles Getreide, dessen 
sie zur eigenen Hausnotdurft nicht bedürftigt wären, ausschliesslich 
zum Salzwesen nach Gmunden zu verführen und den dortigen Ar- 



* Getreidegenerale Maximilians 11. vom 15. Oktober 1569. 
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beitern, „nachdem sie mit schlechten Löhnen unterhalten, um einen 
rechten ziemlichen Pfennig zu verkaufen **. 

Dieses Verbot scheint aber nicht sehr wirksam gewesen zu sein ^, 
so dass sich Kaiser Ferdinand II. im Jahre 1629 veranlasst sah, einen 
genau begrenzten Distrikt festzustellen ^, aus welchem kein Getreide 
ausser auf den Gmundner Wochenmarkt verfuhrt werden durfte. 

Gesichert wurde diese Getreidesperre, abgesehen von der durch 
die „Salzbereiter" geübten Aufsicht, auch noch dadurch, dass man 
die an den möglichen Ausbruchstellen gelegenen Obrigkeiten, wie 
den Abt zu Lambach und Kremsmünster sowie den Dechant zu Spital 
bei Verlust ihrer Freiheiten für deren Einhaltung haftbar machte^. 



' Vgl. das Getreide- und Viehgenerale Rudolfs II. vom 30. August 1577: 
"Wiewohl hie vor durch ernstliches Generale nicht allein der Fürkauf im Gey 
sondern auch den ledigen Personen alle Handtierung niedergeleget, auch denen 
Landleuten und Landgerichtsobrigkeiten, die Willebrief, das Traidt aus dem 
Land zu führen, auszugeben gänzlich verboten und billige Verordnung gethan^ 
dass alle Waren, es sei Traidt, Vieh, Schmalz und anderes in die Stadt und 
Markt zu faulen Wochenmarkt gebracht werden sollen, so kommt Uns doch 
glaubwürdig vor, dass demselben mit nichten gelebet sondern stracks dawider 
gehandelt und von den Sämem und anderen Unterthanen und dem mehreren 
Teil durch die ledigen Knecht Traidt, auch Vieh, als Ochsen, Schwein und 
ander Vieh, in grosser Anzahl auch Schmalz, Käs, Garn, Haar und dergleichen 
alle Viktualien aus Unserem Erzherzogtum Oesterreich ob der Enns durch Hilf 
etlicher Landleut und Pfandschaften selbst, die solches zusehen und gestatten^ 
sollen geführt und getrieben werden. Welches nicht allein den Städten und 
Märkten, sondern auch dem gemeinen Land und zuforderst Unserem Salzwesen 
zu Gmunden und Hallstatt hoch beschwärlich und nachteilig; und Uns derhalben 
solches alles länger zu gestatten nicht gemeint, sondern ist hiermit Unser ernst- 
licher Befehl, Wille und Meinung, dass sich hinfürohin niemand mehr, wer der 
sei, unterstehe, das Traidt, auch Vieh, Schmalz, Käs, Garn, Haar und der- 
gleichen in mergemeltem Unserem Erzherzogtum Oesterreich ob der Enns auf- 
zukaufen und daselbig in anderweg zu verführen, doch hierinnen Unser Erz- 
herzogtum Oesterreich unter der Enns, dahin die Verführung des Getreides und 
was man bei dem Salzsieden und sonst im Land über die Notdurft nicht bedarf» 
nicht verboten sein solle. 

^ Instruktion Ferdinands U. für den Salzbereiter im Traunviertel vom 
3. November 1629: Dieweil dann die Hofmark, was zwischen der Traun und 
dem Gebirge enthalb Kremsmünster hienabliegt, ohne Mittel dermassen von 
uns in Verbot gelegt ist, dass alles Getreide daselbst wachsend allein gegen 
Gmunden zu Unterhaltung der Salzkammergutsarbeiter geführt und daselbst 
dagegen Fudersalz aufgelegt werden solle. 

^ Reformationslibell III S. 465. Abt von Lambach soll durch die Seinigen 
das Getreide aus der Hofmark zu verführen verhüten lassen: So wird hier- 
innen durch den Salzamtmann ein fleissiges Aufsehen gehabt und bei dem Abt 
zu Lambach angehalten müssen werden, dass er, voriger Verordnung nach, bei 
Verlierung seiner Freiheiten mit allem Fleiss und Ernst bestelle und durch die 
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Hatte man sich damit den Getreideüberschuss des Gebietes 
zwischen der Traun und Krems aufwärts bis Micheldorf gesichert 
und reserviert, so war man nunmehr auch noch darauf bedacht, das 
Getreide der Hofmark vor allem den Einwohnern des Salzamts- 
distrikts zugute kommen zu lassen. Dazu bestand in Gmunden ein 
Wochenmarkt, der sich von den übrigen im Lande abgehaltenen 
wesentlich dadurch unterschied, dass er nicht so sehr den Interessen 
der dortigen Bürgerschaft als vielmehr der Erleichterung des Con- 
sumes der Einwohner des Salzkammergutes diente. 

Es kam dies in der eigenartigen Organisation, welche sich so- 
wohl in Angebot als Nachfrage auf diesem Markte zeigte, zuui 
Ausdruck. 

Während nämlich sonst der Zwischenhandel mit Getreide auf 
das Strengste untersagt war ^, wurde der freie Einkauf desselben für 



Seinen darob sei, damit femer niemand kein Getreide, es sei Fuhrleut oder 
Sämer, über die zwei Brücken zu Lambacb und am Stadl noch sonst über die 
Traun zwischen Lambach und Gmunden aus dem Lande führe. Wolle aber je 
einer des bösen "Weges halber über die Brücke am Stadl fahren und oben 
wiederum herein gegen Gmunden in ein als den anderen Weg mit seinem Ge- 
treid kommen, so soll derselbe Fuhrmann schuldig sein, am Wiederhin wegfahren 
zurück dem Stadischreiber eine gefertigte Kundschaft oder Poletten von dem 
Mautner zu Gmunden zu bringen, dass er das Getreide daselbst hin zu Gmunden 
geführt und allda verkauft und abgeladen habe ; anderer Gestalt soll kein Fuhr- 
mann über bemelte Brücke gelassen werden. — Darüber dann die Salzbereiter 
(diese hatten vor allem die Einschwärzung des salzburgischen Salzes über die 
Reichsgrenze zu verhindern) deme also zu geleben ihr fleissig Aufsehen zu haben 
und sonderlich Achtung geben sollen, dass die Sämer und andere zwischen Wels 
und Lambach, da es Furten in der Traun hat, noch sonst an anderen Orten 
kein Getreide aus der Hofmark verführen, sondern wo sie die betreten ihnen 
dasselbe nehmen und allermassen mit Straf gegen sie verfahren, wie es mit 
denen, die das fremde Salz einschleifi'en , zu halten geordnet ist. — S. 466. 
Kremsmünster, Trautmannsdorf und Spitalische Pfleger sollen gleichfalls ihr 
Aufsehen halten, damit die Getreide aus der Hofmark nicht verführt werden. — 
Des Herrn Abten zu Kremsmünster Pfleger zu Schärnstein, desgleichen der Graf 
Trautmannsdorfer Verwalter zu Hall in der Hofmark, dann auch der Dechant 
za Spital sollen auch bei Ihrer Mai. schweren Straf darob sein und in keinen 
Weg gestatten, dass das Getreide aus bemelter Hofmark über den Pim weder 
auf dem hinteren Berg, Aussee noch einige andere Ort geführt, damit deshalben 
bei dem Sieden zu Hallstadt Ischl und Ebensee nicht Mangel leiden dürfe. 

^ Königl. Resolution vom 9. Januar 1740: Bei so sehr überhand ge- 
nommenen Mangel sollen nicht allein die Ausführung des Kömdels ernstlich 
abgestellet, sondern auch die in allen Unseren Erb-Königreich- und Landen auf 
das schärfste verbotenen Traidthandler und Fürkaufler ausgerottet, allenfalls 
auch die Uebertreter zur Verantwortung gezogen und beschaffenen Umständen 
wohl empfindlich gestraft werden. 
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den Gmundner Wochenmarkt auf Grund salzoberämtlicher Pässe im 
ganzen Lande nicht nur gestattet, sondern geradezu gefördert, indem 
man dessen Zufuhr durch Gewährung vollständiger Mautfreiheit in 
ganz Ober Österreich sowie durch Verknüpfung mit dem Verschleiss 
des Salzes daselbst möglichst billig zu gestalten suchte \ 

War so das Angebot auf dem Gmundner Wochenmarkt teils 
durch Anwendung von Zwangsmitteln gegenüber den Hofmark- 
insassen, teils durch besondere beim Handel in diese Stadt allgemein 
gewährte Begünstigungen künstlich gesteigert worden, so musste 
nunmehr auch dafür gesorgt werden, dass auch wirklich diejenigen, 
in deren Interesse diese Getreidepolitik unternommen worden war, 
den Nutzen aus dem gedrückten Preisniveau ziehen konnten. 

Dem zufolge bestanden auf dem Gmundner Wochenmarkt die ge- 
nauesten Vorschriften ^ bezüglich des Getreideeinkaufs, um durch Be- 



* § 6 des Salz-Vorlags-Kontraktes der oberösterreichischen Stände mit 
der Ministerial-Banko-Deputation vom 12. September 1745: Würde, um die im- 
mediate Abholung des Salzes zu Gmunden noch mehrer zu facilitieren , denen 
löblichen Landesmitgliedern und ihren Unterthanen zugestanden , auf den 
Gmundnerischen Wochenraarkt die Getreider zu verführen; und da es allda nicht 
verkauft werden könnte, so versichert das königl. Oberamt ersagte Getreide um 
den bei noch wehrenden Wochenmarkt wirklich gangbaren Preisen oder bei 
schon verflossener Wochenmarktszeit in dem letzthin gangbar gewesten Wert 
zu übernehmen, solchen Wert auch entweder bar zu bezahlen oder aber an 
dem dagegengeladenen Salzquanto abgehen zu lassen. 

^ Reformationslibell III S. 457. Instruktion, wie und welchermassen der 
ßöm. Kai. Mai. Hof-Kastenamt zu Gmunden hinfüro als zur Proviantierung 
der Salzkammergutsarbeiter fümehmsten Stuck bedient werden solle : So 
viel es nun erstlichen die Erkauf und Erhandlung des Getreides auf dem 
Gmundnerischen Wochenmarkt betreflfen thut, soll denen von Gmunden, wie von 
alters her gebürtig, noch zugelassen sein, dass ein jeder Bürger und Inwohner, 
soviel derselben im Burgfried zu Gmunden sitzen, eine ziemliche Anzahl Ge- 
treide, was er für seine Hausnotdurft bedarf, auf dem Montag einkaufen mag, 
doch bei Leibsstraf, dass keiner mehreres, als jetzt vermeldet, seine Notdurft 
erfordert fürzukaufen, wieder zu verkaufen und Handtierung damit zu treiben 
unterstehen solle. — S. 495: Was weiters den .Wochenmarkt belangt, wann 
selbiger am Erchtag (Dienstag) gehalten wird, sollen neben ihrer Mai. Amts- 
leute bei allem Salzsieden, erstlich die von Hallstadt, desgleichen die Flecken 
Lauffen, Ischl und Ebensee und die Geyleute, der Enden in der Herrschaft Wilden- 
stein gesessen, ihre Notdurft einkaufen, folgendts doch mit Vorwissen und Be- 
willigung eines Salzamtmannes die von Aussee und alleiu ihr Notdurft, alsdann 
erst aber auch mit vorhergehender Bewilligung die vom Abersee und von St. Wolf- 
gang den Vorkauf nach einander haben, doch nicht der Meinung, dass sie wie 
bisher geschehen einen Fürkauf damit ausser Landes treiben wollten, sondern 
allein dahin zu verstehen, was ein jeder Burger oder Inwohner für sich und sein 
Gesind und auf seine Arbeiter bedarf, darumen dann der Salzamtmann des- 
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scbränkung desselben auf den wirklichen persönlichen Hausbedarf der 
Gmundner Bürger sowie der Kammergutsinsassen nicht nur die Nach- 
frage und damit die Preishöhe auf dem Minimum zu erhalten, sondern 
auch jeden Handel mit dem in Gmunden gekauften Getreide auf 
Kosten des Landes bezw. der Hofmarkbewohner zu hintertreiben. 

Man erreichte auf diese Weise in der That, dass die Einwohner 
des Salzkammerguts mit Brotgetreide um einen geringeren Preis, 
als er jeweilig ausserhalb desselben herrschte, in hinlänglichem Aus- 
mass versorgt waren. Ausserdem wurden auf dem Gmundner Ge- 
treidemarkt die für die damalige Zeit so charakteristischen Preis- 
sprünge von Jahr zu Jahr und die Schwankungen iunerhalb des- 
selben zwar nicht aufgehoben, so doch bedeutend gemildert. 

Aus derselben Quelle, der Freiheit der Preisbildung, welcher 
die Schwankungen entsprangen, floss die weitere Thatsache: das 
völlige Versagen des das allgemeine Niveau drückenden Apparates 
in Zeiten, wo den Preissteigerungen ein wirklicher Mangel an Ge- 
treide im Lande zu Grunde lag^. 

Diese Lücke im Getreideproviantsystem hatte das Institut 
des „Hofkornes" auszufüllen, welches von dem Hofkastenamt zu 
Gmunden unter der Leitung des Salzamtmannes alljährlich auf ära- 
rische Kosten für die Hofkästen in Gmunden und den drei 
Kammergutsmärkten beschafft wurde. 

Der Einkauf desselben geschah entweder im Lande selbst oder 
in Ungarn. 

Bei guter Ernte in Oberösterreich kaufte man das zur Er- 
haltung der normalen Kastenbestände erforderiiche Getreide daselbst 
im Herbst zur Zeit des niedrigsten Preisstandes ein, indem man 
mit den Kastnern der dortigen Klöster und Herrschaften Lieferungs- 
kontrakte loco Gmundner Hofkasten abschloss. 

War dagegen infolge Misswachses in Oberösterreich Mangel und 
Teuerung des Getreides vorauszusehen, so kaufte der Hof kastner das 
Hofkorn in Ungarn in der Gegend um Altenburg ein. Der Transport 
dieses von den ungarischen Verkäufern in den Kasten zu Pressburg 
gelieferten Getreides geschah von dort zu Wasser durch Schiffleute, 
welche sich kontraktlich verpflichteten, um einen gewissen Betrag 



gleichen der Pfleger zu Wildenstein und der Verweser zu Aussee ernstlich Be- 
fehl haben werden auf solchen Fürkauf und Verführung des Proviantes ausser 
Land ihre emsige Achtung zu geben und wo sie damit jemanden betreten würden, 
dass sie nicht allein mit Einziehung derselben betretenen Proviantes sondern 
auch gegen die Personen mit Leibesstraf vorgehen sollen. 
' Vgl. Beilage 2. 
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pro Masseinheit bis zu bestimmtem Termin dasselbe nach Linz 
heraufzuführen und in den dortigen Kasten einzuschütten. Von da 
aus schaffte man es auf ärarische Kosten mittels des sog. „Zillen- 
gegentriebes"^, und soweit dieser nicht ausreichte per Achse auf 
der von Linz über Lambach führenden Strasse nach Gmunden. 

Wenn also auch nicht das gesammte in Ungarn gekaufte Hof- 
korn bis zum Gmundner Kasten ausschliesslich zu Wasser herauf- 
geführt werden konnte und so die relativ bedeutenden Transport- 
kosten im Gesammtdurchschnitt noch erhöht wurden, so war der 
schliessliche Gestehungspreis des ungarischen Getreides loco Gmund- 
ner Kasten doch noch .etwas niedriger, als der normale Gmundner 
Wochenmarktpreis '-*. 

Dennoch kaufte man in Jahren einer Durchschnittsernte in 
Oberösterreich dort das Getreide, um das nicht unbedeutende Risiko 
beim Wassertransport aus Ungarn zu vermeiden, denn vor der Gefahr 
eines über den marktüblichen zu Gmunden hinausgehenden Preises 
war man den Kastnern der oberösterreichischen Herrschaften gegen- 
über dadurch geschützt, dass man zum ungarischen Getreide zurück- 
greifen konnte. 

Diese von Wien aus beobachtete Getreidepolitik musste jedoch 
in dem Augenblicke verlassen werden^, in welchem die verbesserten 



* Das für Niederösterreich und Mähren bestimmte Salz wurde zu Wasser 
in Zillen nach den an der Donau gelegenen „Leegstätten" gebracht. Da diese 
Zillen aus dem Holzbestand des Salzkammergutes verfertigt werden mussten, 
und dieser im Interesse eines ungestörten Sudbetriebes der grössten Schonung 
bedurfte, so wurden die Schiffe nach vollendeter Donaufahrt in den Leegstätten 
gesammelt und in grösseren Gruppen vereinigt durch Pferde flussaufwärts in 
das Salzkammergut zurückgeschafft. Das war der Zülengegentrieb, welcher auf 
der schmalen und reissenden Traun verhältnismässig lange Zeit brauchte, weil 
man zur Vermeidung einer allzulangen Heinmung der Salzabfuhr nicht alle auf 
einmal, sondern nur kleinere Gruppen traunaufwärts ziehen liess. 

^ Dieser Gestehungspreis war nur dadurch möglich geworden, dass das 
Hofkorn als „kaiserliches Gut** auf Grund eines jeweilig von der Ministerial- 
Banko-Deputation ausgestellten „Freipasses" von allen Abgaben während des 
Transportes frei blieb. Die Zahl der hiebe! zu passierenden Mauten und die 
Höhe der an denselben zu zahlenden Pferdegelder und landschaftlicher Auf- 
schläge erklären daher auch, warum sich nicht auch Private dieses Weges zur 
Beschaffung billigen Getreides bedienen konnten. 

' Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
3. Dezember 1751 : Aus den im Bericht vom 12. November angeführten Grün- 
den das Getreide nicht im Lande kaufen zu lassen ist man gesinnt, die für 
das Salzkammergut erforderliche Kornnotdurft fortan aus Ungarn und zwar den 
hiesigen Land Mezen bis Fischamend gelieferter um 17 Groschen auf 10 Jahre 
mit der ungarischen Hofkammer zu kontrahieren. 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. ^ 
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Kommunikationsmittel auch die oberösterreichischen Getreideprodu- 
zenten in Stand setzten, innerhalb der kurzen für den Wasser- 
transport von Ungarn herauf in Betracht kommenden Zeit, sich 
über den Getreidepreis in Ungarn und die Transportverhältnisse^ 
wie Wasserstand, Eisgang etc., rasch zu orientieren. 

Damit verlor das Salzoberamt den ausschliesslichen Einfluss 
auf die Preisbildung bei Käufen in Oberösterreich, weshalb nun- 
mehr das Hofkorn nur noch in Ungarn gekauft wurde, womit auch 
ein weiterer üebelstand vermieden werden konnte^. 

Der Abschluss des Lieferungskontraktes zwischen dem Hof- 
kastner und den oberösterreichischen Herrschaftkastnern hatte näm- 
lich eine plötzliche Entlastung des Marktes von so bedeutenden 
Getreidequantitäten zur Folge, dass ein Hinaufschnellen der Preise 
daselbst unvermeidlich wurde, was für die Kammergutsinsassen um 
so empfindlicher war, als gerade diejenigen von ihnen getroffen 
wurden, welche von dem Bezüge des Hofkorns ausgeschlossen 
waren. 

Nunmehr wurde auch der gesammte Transport in eigene Regie 
übernommen, indem ärarische „Hofgetreidezüge" denselben von 
Ungarn bis Linz besorgten ^ 

Das auf die geschilderte Art unabhängig von der jeweiligen 
Lahdesernte dem Salzoberamt zur Verfügung stehende Hofkorn ge- 
stattete dem Salzoberamt, die Preise des Gmundner Wochen- 
raarktes in einem für alle Kammergutsinsassen günstigen Sinne zu 
beeinflussen oder im Falle Getreidemangels denselben helfend bei- 
zuspringen. 



^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
2. August 1747: Es lehre die Erfahrung, dass so oft für den hiessigen Hof- 
kasten auf dem Wochenraarkt eine grössere Quantität Korn gekauft worden, 
solches allemassen eine mehrere Teuerung nach sich gezogen, so am meisten 
die im Kammergut befindlichen armen k. k. Arbeiter, die kein Hofkorn ge- 
niessen, zu entgelten haben. 

® Ein solcher Getreidezug bestand aus 4 „Kloozillen", grösseren besonders 
stark gebauten SchifiFen. Dieselben wurden — mit den zur Rückfahrt nötigen 
Pferden versehen — zunächst zur Beförderung des Salzes donauabwarts benützt, 
sodann in Ungarn mit je 900 Mezen Korn beladen, zu einem Zug gekuppelt 
von 24 Pferden in circa 6 Wochen von Pressburg bis nach Zizelau bezw. Linz 
aufwärts gezogen. In Zizelau — an der Einmündung der Traun in die Donau 
gelegen — fand die 'Umladung in den Zillengegen trieb auf der Traun, in Linz 
die Einschüttung in den dortigen Kasten statt. Bei einem jährlichen Hofkom- 
bedarf von durchschnittlich 28000 Mezen waren 8 Fahrten notwendig, wozu 
wegen zweimaliger Fahrt eines jeden Zuges im Jahre 4 Hofgetreidezüge aus- 
reichten. 
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Preistreibereien begegnete man durch Verkauf von Hofkorn 
auf dem Gmundner Markte zum Selbstkostenpreis, und in Zeiten 
effektiven Mangels beteilte man die Getreide bedürftigen Kammer- 
gutseinwohnern gegen Ersatz der Kosten aus den Hofkastenbeständen, 
die nach geschehener Entnahme immer wieder auf die normale Hohe 
gebracht wurden^. 

Alle diese Einrichtungen auf dem Gebiete der Lebensmittel- 
poKzei, welche den Kammergutsinsassen Fleisch, Milch, Schmalz 
und Brotgetreide zu gedrückten Preisen zur Verfügung stellten, 
wären aber vollkommen unwirksam geblieben, wenn man nicht Vor- 
sorge getroffen hätte, jeden Handel der dortigen Einwohner mit den 
so erworbenen Viktualien in das ausserhalb des Salzkammergutes 
gelegene Gebiet zu verhindern und so dieselben ausschliesslich dem 
dortigen Konsum zu erhalten. 

Daher bildete das Schlussglied dieser Reihe proviantpolitischer 
Massnahmen die „Vieh- und Viktualiensperre" ^. 

Da durch sie die Verführung von Vieh, Viktualien und anderen 
Gebrauchsgegenständen — von der durch salzoberämtliche Pässe be- 



* Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
13. März 1773; Da der Körnerpreis allschon auf 4 fl. 15 kr. per Mezen an- 
gestiegen und noch höher hinaufgetrieben werden dürfte, so gestatte man, um 
denen wucherischen Getreidehandlem Einhalt zu thuen und selbe gezwungen 
werden mit dem Preis wieder herabzufallen, welcher ansonsten ganz gewiss auf 
5 fl. in Kürze werde hinaufgetrieben, da sie allenthalben mit der Zufuhr auf 
die Wochenmärkte wider alles Vermuten und vielleicht in der Absicht mit 
Oewalt einen unerlaubten noch höheren Preis andurch zu erzwingen, nach- 
gelassen haben, dass 2 — 3000 Mezen auf dem Gmundner Wochenmarkt, jedoch 
nur für die Kammerguts- und Herrschaft -Ortschen ünterthanen, dann für die 
Stadt Gmunden, nicht aber auch an auswärtige Abnehmer successive feilgeboten 
Tind verkauft werden können. 

* Keformationslibell III S. 239. Verbot des Fürkaufes und der Ver- 
führung des Proviants ausser Land : Er Pfleger (zu Wildenstein) solle zum 
höchsten verbieten und darob sein, dass kein Fürkauf des Proviantes unter den 
Herrschaftunterthanen oder durch fremde Personen in der Herrschaft Gebiet 
zu Abbruch und Verteuerung der Pfennwerte bei dem Salzsieden getrieben, 
vielweniger dass dergleichen Proviant, es sei an Vieh, Getreide, Zimmes oder 
anderem von dannen ausser Land verführet werde, auch für sich selbst der- 
gleichen Fürkauf weder um Geld noch Kaufrecht bei seinen Pflichten nicht 
gestatten oder zulassen, sondern wo einer damit auf frischer That betreten oder 
flonst im Grund erkundigt und überwiesen würde, demselben ernstlich das 
betretene Proviant einziehen, davon ein Drittel dem Gerichtsdiener, die anderen 
zwei Drittel aber der Herrschaft verbleiben sollen und wo er zum andernmal 
wieder käme folgends auf Vorwissen des Salzamtmannes neben Einziehung des 
betretenen Gutes mit gebührlicher Leibesstrafe verfahren. 

4* 
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wirkten Dispens abgesehen — über die Grenzen des Salzamts- 
distriktes vollständig untersagt und auch im Innern desselben der 
Verkauf derselben genau geregelt war, so gelang es in der That 
durch ein zwar kompliziertes, dafür aber den dortigen Verhältnissen 
genau angepasstes Proviantsystem, „den gemeinen Mann und harten 
Arbeiter mit gerechten und unverfälschten guten Waren und Pfenn- 
werten in einem billigen und leidlichen Wert jederzeit nach Notdurft 
zu versehen und ihm seinen Pfennig und Lidlohn treulich zu ver- 
gelten und ersetzen". 

Von der Zweckmässigkeit bezw. Zulässigkeit dieser auf Kosten 
anderer für das Kammergut so günstig wirkenden Einrichtungen 
war man in Wien derart überzeugt, dass noch 1765, als man 
von diesem Jahre ab in allen Erbländern die freie Ausfuhr der 
Landesprodukte und Fabrikate gegen Errichtung der Mautgebühren 
gestattet hatte ^, der Salzamtsdistrikt sammt seinen Widmungen aus- 
drücklich von dieser Handelsfreiheit ausgenommen und dessen Sperre 
aufrecht erhalten wurde ^. 

Da das Salzkammergut auf diese Art seit Erlass des Patentes 
vom 27. Juli 1765 mit seiner Proviantverfassung in eine Aus- 
nahmsstellung gebracht worden war, ist es leicht erklärlich, dass 
sie unter der Regierung Kaiser Josefs aufgehoben wurde. 

Es geschah dies in der Weise, dass zunächst im Jahre 1782 
dessen Widmungen^ und ein Jahr darauf die nunmehr ohnehin 

* Patent der oberösterreichischen Landeshauptmannschaft vom 27. Juli 
1765. 

^ Protokollsextrakt der böhmischen und österreichischen Hofkanzlei vom 
27. September 1765: Insinuiert die Ministerial-Banko- Deputation unterm 
6. September, was gestalten von dem Salzoberamt Gmunden unterm 19. August 
über das unterm 27. Juli a. c. von der Landeshauptmannschaft publizierte 
Patent um die Erwirkung gebeten worden sei, womit das k. k. Salzkammergut 
sammt dem für darobiges Amtspersonale gewidmeten unter die Grafschaft Ort 
gehörigen gesperrten Gey in der Viechtau von dieser allgemeinen Ausfuhr- 
verwilligung ausgenommen werden möchte. Gleichwie nun sie Ministerial-Banko- 
Deputation bemelten Salzoberamt Gmunden bedeutet habe , dass das publizierte 
Landeshauptmannschaftliche Patent weder auf das Salzkammergut noch auf das 
gesperrte Gey in der Viechtau zu verstehen sei, so ersuche sie auch die gleich- 
lautende Verfügung an erwehnte Landeshauptmannschaft von hieraus ergehen zu 
lassen. Es walte kein Bedenken an die Landeshauptmann schaft in Oesterreich 
ob der Enns per Dekretum zu erlassen, womit durch ein Nachtrags-Erläuterungs- 
Cirkulare die Ausnahme für das k. k. Salzöberamt Gmunden und des für selbes 
gewidmeten gesperrten Geys in der Viech tau von der unbeschränkten Ausfuhr 
der Landesprodukte sogleich kundgemacht werde. 

^ Resolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen vom 21. Februar 
1782: Se. k. k. Mai. haben auf einen von der böhmischen und österreichischen 
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gegenstandslos gewordene Vieh- und Viktualiensperre aufgehoben 
wurden. War aber auch die Ausnahmsstellung die Veranlassung zu 
diesem Vorgehen, so lag der eigentliche Grund hiefür doch in dem 
Wechsel der wirtschaftlichen und politischen Anschauungen, die 
nunmehr den staatUchen Massnahmen zu Grunde lagen. 

Es beweist dies die Art und Weise, wie man von Seite der 
Hofkammer in Münz- und Bergwesen dem Salzoberamt die Not- 
wendigkeit dieser Neuerung auseinanderzusetzen versuchte. 

Der Salzamtmann hielt sich nämlich im Jahre 1782 nach Auf- 
hebung der Proviantwidmungen des Salzkammergutes auf Grund 
der formell allerdings noch immer zu Recht bestehenden Vieh- und 
Viktualiensperre auch weiterhin für berechtigt bezw. verpflichtet, mit 
aller Strenge für deren Aufrechterhaltung zu sorgen. In Wien war 
man dagegen ganz anderer Meinung und forderte auf Grund einer 
Beschwerde eines Salinenarbeiters in Unkenntnis der seit alters im 
Salzkammergute bestehenden Sperre den SaJzamtmann energisch zur 
Aeusserung auf, wieso und mit welchem Rechte er einem Wilden- 
steinschen ünterthanen eine nach Steiermark verkaufte Kuh konfis- 
ziert habe. 

Trotzdem nun der Salzamtmann mit vollem Rechte darauf hin- 
weisen konnte^, däss die Konfiskation der von dem Beschwerde 
führenden Arbeiter H. nach Aussee verkauften Kuh deshalb not- 
wendig gewesen sei, weil den ünterthanen der Herrschaft Wilden- 
stein bei der Vieh- und Viktualiensperre im Salzkammergute eine 
Verführung ihres Viehes aus demselben ohne salzoberämtliche Be- 
willigung aufs strengste untersagt sei, so war man in Wien doch 
nicht objektiv genug, dies Vorgehen als gerechtfertigt anzuerkennen, 
man sah sich vielmehr bemüssigt, dasselbe als Eigenmächtigkeit in einer 
für den Geist der Verwaltung unter Josef II. geradezu bezeichnenden 
Weise zu tadeln. 

„Man habe diessorts" — heisst es in der Entscheidung der 
Hofkammer in Münz- und Bergwesen — „einverständlich mit der 
vereinigten k. k. böhmischen und österreichischen Hofkanzlei be- 
funden und anerkannt, dass, da von einem ausdrücklichen politi- 
schen Verbot, aus einem Erbland in das andere Kühe oder anderes 
derlei Nutzvieh auszuführen, nichts bekannt sei, das k. k. Oberamt 
die Grenzen seiner Wirksamkeit weit überschritten habe, und, da 
selbes für sich selbsten ein derlei Strafgesetz verhanget hat, hie- 

Hofkanzlei gemachten Vortrag vom 5. Februar a. c. die Aufhebung der in 
Oesterreich ob der Enns bestehenden Proviantwidmungen resolviert. 
* Bericht des Salzoberamtes vom 3. Januar 1783. 
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nach auch, wie in dem gegenwärtigen Fall, wo dem Wildensteiner 
ünterthan wegen einer aus einem Erbland in ein anderes verkauften 
Kuh die Konfiskation des ganzen Schätzungswertes so platterdings 
zuerkannt worden, wenn die auf diese Art geschädigten und ge- 
straften Parteien den Kekurs in via juris nehmen würden, um so 
gewisser sachfallig werden würde, als ein blosses Kameralamt zur 
Legislatur nicht qualifiziert ist, folglich kein Gesetz machen kann, 
wornach der Richter erkennen kann." 

„Es wird hiemit dieser eigenmächtige Vorgang geahndet und 
zugleich verordnet, dass die in hoc casu specifico geschehene 
Konfiskationsstrafe dem betreffenden H. alsogleich um so mehr 
restituieret werde, als einesteils ohnehin alle bisherigen nach ein- 
stimmigen Gutbefund aller Behörden dem Handel und Wandel 
hinderlichen und den Eigentümer in dem bestmöglichen Genuss 
und Benutzung seines Eigentums unbillig beschränkenden inländi- 
schen sogenannten Proviant- und Viktualienwidmungen ohne den 
mindesten bis nun wahrzunehmenden schädlichen Erfolg allerorten, 
wo solche bestanden, wirklich allerhöchst anbefohlener massen auf- 
gehoben worden, andern teils aber die oberämtliche Besorgnis, dass 
durch den Verkauf und Austrieb des Melkviehes das Kammergut an 
Butter, Schmalz und Käs notleiden möchte, um so weniger eine Rück- 
sicht verdienet, als die Kammergutsunterthanen, wenn sie ihr Vieh in 
so gutem Wert zu verkaufen Gelegenheit haben, sich den verhältnis- 
mässigen Nachziegel um so besser angelegen sein lassen werden, was bei 
der deimaligen Verfassung, wo der Ünterthan in der freien Benützung 
seines Eigenthums auf eine Art, wovon vielleicht kein Beispiel an- 
zutreffen ist, gehemmt und beschwert ist, gewiss nicht zu hoffen ist.** 

„Das Oberamt hat daher künftig keine was immer für Namen 
habende Vieh- und Viktualienausfuhr, insoweit solche nicht allen- 
falls durch besondere allerhöchst landesfürstliche und durch die 
politische Behörde publizierte Gesetze bereits schon beschränkt oder 
künftig beschränkt werden würde, im mindesten zu hemmen und zu 
dem Ende die nun nicht mehr stattfindende Vieh- und Viktualien- 
sperre im ganzen Bezirk des Kammergutes den betreffenden inne- 
habenden Verwes- und Herrschaftsämtern sowie auch Marktrichtern 
zur Wissenschaft und weiteren Verständigung ihrer gesamten Unter- 
thanen und Gemeinden zu intimieren.** 

Damit ^ war die Sonderstellung des Salzkammergutes auf wirt- 
schaftlichem Gebiete für immer beseitigt. 



* Resolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen vom 5, Februar 1783. 
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6. Die Steuerverfassung. 

Nicht nur in der allgemeinen Verwaltung des landesfürstlichen 
Kammergutes nahm das Salzkammergut durch seine dem Vizedom 
des Landes Oberösterreich gegenüber bestehende Exemption eine 
besondere Stellung ein, auch die Steuerverfassung dieses Gebietes 
zeigte eine eigenartige, den dortigen Verbältnissen angepasste Ge- 
staltung. 

Seit der im 15. Jahrhundert erfolgten Scheidung des Steuer- 
wesens in ein landesfürstliches und ständisches war auch das Salz- 
kammergut als Teil des ganzen Kammergutes nicht der ständischen 
Steuerverfassung, sondern einzig der des Landesfürsten unterworfen. 
Dies schloss nicht aus, dass in Kriegszeiten oder bei finanzieller Not 
der Landesfiirst zugleich mit der Landschaft mit seinem Kammer- 
gute freiwillig „mitlitt", um auf diese Weise den Ständen das Auf- 
bringen der ihm bewilligten Kontributionen seinerseits zu erleichtern. 

In allen diesen Fällen der Besteuerung des Kammergutes von 
Seite der oberösterreichischen Stände war aber das Salzkammergut 
durch die Landesfürsten ausdrücklich als ausgenommen erklärt wor 
den, was die Stände im dreissigjährigen Kriege allerdings nicht 
hinderte, die Einbeziehung auch dieses Gebietes in das allgemeine 
Mitleiden zu versuchen. Es war dies um so weniger zu billigen, 
als gerade in jenen Zeiten allgemeiner Unordnung den Arbeitern 
der Gmundner Saline der Lohn ohnehin „nicjit richtig gereicht" 
werden konnte. Die Gefahr einer Arbeitseinstellung durch Hinzu- 
tritt einer Besteuerung lag daher ungemein nahe. Bei der grossen 
finanziellen Tragweite, die eine Störung oder Einstellung des dortigen 
Betriebes für den landesfürstlichen Haushalt haben musste, ist es 
begreiflich, dass Kaiser Ferdinand II. gegen dieses Vorgehen der 
oberösterreichischen Stände energisch Einsprache erhob und ihnen 
ausdrücklich verbot, von den Salzkammergutsarbeiten, „wie die 
genennt", das Geringste zu begehrend 



* Befehl Kaiser Ferdinands IL an die Landschaft Oesterreich ob der Enns 
vom 16. August 1633: Wir erinnern Uns in Gnaden, was gestalt Wir jüng- 
lichsten gemeiner Landschaft Unseres Erzherzogtums Oesterreich ob der Enns 
zu desto besserer Bestreitung der Uns bewilligten Kriegskontributionen für 
Hilfsmittel überlassen und eingeräumt haben. Nun werden Wir aber gehorsamst 
berichtet, wie dass in jetztbemelte Hilfsmittel sogar die Arbeiter insgemein bei 
Unserem Salzkammergute zu Gmunden mit ihrer Zutragung gezogen werden 
wollen. Wann dann aber Unsere gnädigste Intention niemalen gewesen, Unsere 
Salzkammergutsarbeiter , um willen dieselben mit einem geringen Sold unter- 
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So theoretisch der Wert dieser Anerkennung der Steuer- 
exemption in jenen Zeiten ärgster finanzieller und rechtlicher Ver- 
wirrung tiir die Gmundner Saline war, wie sich aus dem Schreiben ^ 
Ferdinands IIL an den Salzamtmann Prucklachner zwölf Jahre nach 
der Anordnung Ferdinands II. deutlich ergiebt, so sollten diese 
beiden kaiserlichen Reskripte in der Folgezeit doch noch praktische 
Bedeutung für das Salzkammergut erlangen. 

Es hing dies mit folgender Thatsache zusammen. 

Als nach dem dreissigjährigen Kriege mit dem Sinken des Ein- 
flusses der Stände in den österreichischen Erblanden die landes- 
fürstliche Gewalt zu erstarken begann, da verwischte sich allmählich 



halten, welcher ihnen auch bei jetzigen schweren Kriegsläuffen nicht allerdings 
richtig gereicht werden kann, und da ihnen diesfalls ein Aufschlag zugemutet 
werden sollte, sie dadurch zur Schwierigkeit geraten und wohl endlich gar zu 
Unserem und gedachten Unseres Kammergutswesens merklichen Nachteil und 
Schaden von ihrer Arbeit austreten möchten, welches dann auch das ganze 
Land an dem bishero von dem Salzwesen gehabten guten G-enuss zu entgelten 
haben würde. Hierumen und damit gleichwohl diesorts wider Unseren gnä- 
digsten Willen nichts attentieret noch vorgenommen werde, so befehlen Wir 
Euch demnach gnädigst und wollen das Ihr insgemein alle und jede Unsere 
Salzkammergutsarbeiter, wie die genennt, in denen gemeiner Landschaft bewil- 
ligten Hilfsmitteln mit einiger Zutragung nicht beleget, noch von ihnen das 
geringste begehrt oder eingefordert, sondern dieselben allerdings befreit und 
unangefochten verbleiben lasset. 

* Schreiben Kaiser Ferdinands III. an den Salzamtmann Prucklachner 
vom 12. Januar 1645: Gretreuer Lieber! Du hast dich gehorsamst zu erinnern, 
was gestalten Wir für diese Unsere Salzkammerguts Flecken bei Unserem 
ob Ennserischen Salzwesen zu Gmunden, Hallstadt, Lauffen, Ischl, Ebensee und 
am Stadl ein Salva Quardia, dass alle und jede auf berührtem Unseren Salz- 
kammergutsflecken wohnenden Offizier und Arbeiter vor begebenter Einquartie- 
rung Unserer in diesem Erzherzogtum Oesterreich ob der Enns liegenden Sol- 
dateska zu Ross und Fuss, wie auch allen anderen Kriegskontributionen, Anlagen 
und Exaktionen, wie die immer Namen haben mögen, je und allezeit exempt 
und befreit sein und diesfalls zu keinerlei Weise und Weg von jemand graviert 
werden sollen, allergnädigst erteilt und aber Wir allerunterthänigst so viel be- 
richtet, dass berührte Unsere Salva Quardia bishero in wenig Obacht genommen 
worden ; also damit diese Unsere Unserem Salzkammergutswesen zu Nutzen und 
Beförderung bereits vorher erteilte allergnädigste Befreiung seines ausdrück- 
lichen Inhaltes hin fürders und auf begebenten Notfall wirklich vollzogen werde, 
so befehlen Wir Dir hiemit gnädigist und wollen dass Du diese Unsere aller- 
gnädigste Intention alles Fleisses ad notam nehmest, auch Du jetziger Salz- 
amtmann, desgleichen N. künftige Salzamtleute, von Oberamtswegen mehr er- 
wähnte Unsere Salzkammergüter, wie auch alle derselben Zugethane, als welche 
ohnedies vor anderen Landesinwohnern sonderbar befreit und weder in der 
Landschafts Einlag noch Schutz mitbegriffen, in allen Vorfallenheiten nach 
Möglichkeit schützen und Handhaben wollest. 
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auch jene scharfe Grenze, die früher in steuerpolitischer Beziehung 
zwischen dem Kammergut und den übrigen hiezu nicht gehörigen 
Herrschaften bestanden hatte. Denn jetzt war es thatsächlich der 
Landesfürst, der die Steuern und Umlagen des Landes ausschrieb 
und durch die Stände einheben liess, da die Einwilligung letzterer 
zu einem mehr oder weniger formellen Akt herabgesunken war. 

Bei dem Charakter der nunmehrigen Kontributionen konnte 
daher auf Seite der Landesfiirsten schliesslich auch jedes Bedenken 
fallen, die Ausdehnung der Landessteuern ganz allgemein auch auf 
ihre Kameralgüter zuzulassen; so sehen wir beispielsweise die un- 
mittelbar an das Salzkammergut angrenzende Kameralherrschaft Ort 
gleich anderen in Oesterreich ob der Enns gelegenen Privatherr- 
schaften in den oberösterreichischen Kataster mit einbezogen und 
damit diesen in landständischen Steuersachen um die Mitte des 
18. Jahrhunderts letzteren vollkommen gleichgestellte 

Diesem Wechsel der Anschauungen wäre nun zweifelsohne auch 
die Steuerverfassung des Salzkammergutes gerade so zum Opfer 
gefallen, wie die der übrigen Kameralgüter, wenn nicht die beiden 
schon erwähnten kaiserlichen Reskripte aus den Jahren 1633 u. 1645 
und vor allem die Bestimmung des dritten Reformationslibelles^ für 
alle Versuche, in die dortigen Verhältnisse ändernd einzugreifen, eine 
unübersteigbare Schranke gebildet hätten. 

Die in das letzte Beformationslibell aufgenommene Exemption 
der Bürger und Handwerker des Salzkammergutes „von der Land- 
schaft Einlag und anderen nach sich ziehenden schweren extraordinari 
Dargaben und Kontributionen'* sowie die Befreiung vom Ungeld 



* Vgl. Reskript der Mioisterial - Banko - Deputation nach Gmunden vom 
19. April 1757: Nachdem bekannter massen die Grafschaft Ort eine dem 
Landeskatastro einverleibte Herrschaft, mithin qua talis in allen vorfallenden 
Zahlungen oder anderen oneribus andern Frivatherrschaften gleichhaltig zu 
konsiderieren ist, als wird hiemit das Landesständischerseits sich ausgeschriebene 
Quantum hiemit verwilliget. 

* Reforraationslibell III S. 306. Polizeiordnung des Marktes Ischl. Be- 
freiung von der Landschaft Einlag und Ungeld: Welche Wohlfeile dann umso 
viel mehreres eingeführt und erhalten werden kann, weil eben um des Kammer- 
gutes und der Arbeiter willen die Marktburgerschaft und die Handwerksleute 
nicht allein von der Landschaftseinlag und anderen nach sich ziehenden schweren 
extraordinari Dargaben und Kontributionen gänzlich eximieret und entbunden 
sondern auch des ümgeldes befreit und des Kammerguts in ander mehr Weg 
nutzbar geniessen und dahero ein solches den Arbeitern vermittelst des wohl- 
feilen Pfennwertes und Lebensnotdurften hinwiederum geniessen zu lassen billiche 
Ursache haben. 
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bildete allerdings an sich keine bemerkenswerte Thatsache — sie war 
bei einem Kammergute damals (1656) noch selbstverständlich — j 
erwähnt wurde diese Unabhängigkeit von der landständischen Steuer- 
Verfassung im Libell nur deshalb ^ um die finanziellen Vorteile, die 
den Bürgern und Handwerkern des Salzkammergutes dabei erwuchsen, 
als Ersatz für die im Interesse der Salinenarbeiter erfolgten Be- 
schränkungen marktpolizeilicher Natur erscheinen zu lassen. 

Diesem Zusammenhang zwischen PoUzei- und Steuerverfassung 
entsprach auch die Zähigkeit, mit welcher die Steuerexemption ver- 
teidigt wurde, trotz der versuchten Eingriffe, an denen man es bei 
der ständigen Finanznot weder in Linz noch in Wien fehlen liess. 

In der That gelang es auch dem Salzkammer gute seine Stellung 
ausserhalb des oberösterreichischen Katasters und damit die Un- 
abhängigkeit von landständischen Steuern und Umlagen bis zur 
Josefinischen Grundsteuerregulierung zu behaupten. 

In Wien hatte man es nur einmal versucht, mit Hinweis „auf 
die höchst benötigte Beihilfe des durch so lange geführte schwere 
und kostbare Kriege gänzlich erschöpften aerarii publici" auch das 
Salzkammergut dem für das Land Oberösterreich mittels kaiser- 
lichen Patentes vom 24. März 1698 ohne jede Mitwirkung der 
Stände ausgeschriebenen Fleischkreuzer zu unterwerfen^. 

Das von dem Salzamtmann von Seite der Hofkammer dies- 
bezüglich abgeforderte Gutachten^ war aber derart ablehnend aus- 



* B.esolution der Hofkammer an den Salzamtmann vom 2. April 1698. 

* Bericht des Salzamtmannes an die Hofkammer vom 10. April 1698: 
Es sei ja in Wien aus den verschiedenen salzämtlichen Berichten sattsam be- 
kannt, welcher gestalten die herobigen Kaiserl. königl. Salzkammerguts Arbeiter 
und Bediente bei lang gewehrter Teurung und unverbessert geringen Wochen- 
löhnen ohnedem so mittellos und gemütsverloren seien, dass sie zu Berg und 
Thal aus Unvermögen und Kleinmütigkeit leichtlich zu einem gefährlichen 
Aufstand veranlasset werden möchten, so sich anno 1689 bei anbefohlener Ein- 
führung des Mautwesens wirklich bezeiget, welchen ich Salzamtmann nicht 
anders, als mit der beteuerlichen Amts Versicherung habe stillen und beilegen 
können, dass man nemlich von Amt aus zu Abbitt. und Hintertreibung derlei 
beschwerlicher Auflagen sich ihrer äusserst annehmen und mit dergleichen nicht 
mehr vorkommen wollte. Sollte nun in ermeltem Kaiserl. Salzkammergute die 
allergnädigst resolvierte neue Fleischsteigerung zu einem Kreuzer auf jedes 
Pfund, wie Euer Exzellenz Gunst Freundschaft und Gnaden unterm 2. dieses 
Monats April durch Spezialbefehl und beigeschlossenen gedruckten Patentes an 
mich Salzamtmann^ massen mit der gnädigen Auflage, dass ich de modo prac- 
ticandi meine gehorsame Meinung eröffnen soll, herauf intimiert haben, (gleich 
auf dem Land und in den Städten) introduziert werden wollen, so könnte un- 
möglich was anderes heraus erfolgen, als dass solches sowohl denen gering 
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gefallen, dass man von diesem Versuche in Wien bald wieder ab- 
stand. 

Grossen Eindnick scheint in demselben der Hinweis des Salz- 
amtmannes auf die 1689 bei ähnlichem Anlass ausgebrochenen Un- 
ruhen der dortigen Arbeiterschaft gemacht zu haben, sowie die daran 
geknüpfte Bemerkung, dass eine Arbeitseinstellung derselben von der 
Dauer einer einzigen Woche dem Aerar grösseren Schaden zufügen 
könnte, als der ganze Aufschlag in vielen Jahren im Salzkammergute 
abwerfen würde. Dieses Schriftstück ist auch deshalb noch besonders 
interessant, weil die dort vom Salzamtmann für die Erhaltung der 
Steuerexemption vorgebrachten Gründe — geringe Lohnhöhe und 
Lebensmittelteuerung — diejenigen waren, welche auch zur Erteilung 
der privilegierten Stellung des Salzkammergutes innerhalb des ganzen 
Kammergutes geführt hatten und von der Hofkammer in einem 
Augenblicke ärgster finanzieller Bedrängnis zwar für kurze Zeit ver- 
gessen, aber keineswegs ohne sich selbst zu schädigen, auf die Dauer 
ignoriert werden konnten. 

Von dieser Seite wurde daher auch nicht mehr an der dortigen 
Steuerverfassung gerüttelt. Um so eifriger versuchten dies die ober- 
österreichischen Stände. 

Bezeichnend ist in dieser Richtung das Jahr 1725, in welchem 
es den Ständen durch einen auf den Kaiser ausgeübten finanziellen 
Druck gelang, die thatsächliche Steuerfreiheit des Salzamtsdistriktes 
zu durchbrechen, ohne aber damit einen bleibenden prinzipiellen 
Erfolg zu erzielen. 



besoldeten Kaiserl. Beamten, Offizieren und Bedienten als hauptsächlich denen 
in mehreren Tausend Personen bestehenden armen Kammergutsarbeitern zur 
äussersten Desolution gereichen, beforderst aber Ihro Kaiser!, königl. Maiestät 
Unserem allergnädigsten Herrn selbst, ratione der nach sich ziehenden unfehl- 
baren Lohnsteigerung und Bestandgelderhöhung, als unter anderem bei denen 
Kaiserl. Traunfahrern und Fallbauem auch bei der Hof fleischbank zu Hallstatt, 
allwo man die Arbeiter in dem von alters gesetzten Wert ohne Unterschied 
der Zeiten mit Fleisch zu versehen hat, zu einem den intendierenden Aufschlag 
gewiss weit übersteigenden Schaden unmittelbar ausfallen müsste. Nechsdeme 
dass Ihro Kaiserl. königl. Maiestät bei den unwillig, aus Maugel an Nahrung 
entkräfteten Arbeitern an der zu Berg und Thal obliegenden unglaublich 
schweren Arbeit tacite und unbenennt ganz empfindlich zu entgelten haben 
werde; dero auch die Art und Sitten dieser Freiheit gewohnten Kammerguts- 
insassen von Selbsten bekannt auch wissend ist, dass mit derlei zur täglichen 
Arbeit unentbehrlichen Leuten ausser der gebrauchenden Güte nichts zu thuen 
oder zu richten sei, in Bedenken Ihro Kaiserl. Maiestät bei einer "Wochen 
Arbeitsversäumnis weit mehreres zu erleiden, als von diesem Fleischaufschlag 
in vielen Jahren za hoffen hätten. 
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Den oberösterreichischen Ständen war nämlich für die Jahre 
1722 — 1724 ein Aufschlag von drei Kreuzer auf den Eimer Bier 
vom Kaiser gegen vierteljährige Zahlung einer bestimmten Pacht- 
summe bewilligt worden. 

Während nun die Brauer in Gmunden, Traunkirchen und in 
der Kameralherrschaft Ort diesen Bieraufschlag anstandslos zahlten, 
weigerten sich die Brauhausinhaber des Salzamtsdistriktes zu Hall- 
statt, Lauffen und Ischl, mit Berufung auf das Reformationslibell 
und von Wien aus durch die Hofkammer gestützt, den Bierkreuzer 
an die Landschaft zu zahlen. Die Stände verweigerten nun dem 
Kaiser das letzte Viertel des Pachtschillings des letzten Jahres mit 
der Motivierung, sie könnten nicht früher zahlen, als bis ihnen der 
durch drei Jahre rückständige Bieraufschlag von den Salzkammer- 
gutsbrauern ausgefolgt sein würde. 

In der That wurde daraufhin die Hof kammer von der geheimen 
Stelle angewiesen ^, dem Salzamtmann anzubefehlen, für die Zahlung 
des Bierkreuzers in dem ihm unterstellten Gebiete Sorge zu tragen. 

Es könne dies — meinte die geheime Stelle — um so eher 
geschehen, als diese Zahlung ohne alle Konsequenz und jedes Präjudiz 
für das Salzkammergut sein solle, und auch materielle Bedenken dabei 
um so weniger walten könnten, als der Aufschlag von drei Kreuzer per 
Eimer an sich gering und bei der Taxierung der Bierpreise nicht 
von den Arbeitern, sondern den Brauhausbesitzern zu tragen sei. 

Der Hofkammer erschienen jedoch die formellen Bedenken 
schwerwiegend genug, um die Sache hinauszuziehen, und sie Hess 
sich erst durch den Hinweis eines zweiten Insinuates^, dass durch 
die Verweigerung der Pachtsumme von Seite der Stände der „Be- 
soldungsfundus empfindlich leiden** würde, zum Auftrag an den 
Salzamtmann bewegen, die aufgelaufenen Rückstände einzuheben 
und an die Landschaft abzuführen. 

Hatten die Stände zwar mit geschickter Ausnützung der finan- 
ziellen Situation die Zahlung eines landschaftlichen Aufschlages auch 
im Salzkammergute erzwungen, so war dies für den Salzamtmann 
und die ihm vorgesetzte Wiener Hofstelle naturgemäss die Veran- 1 

lassung geworden, nunmehr um so eifriger auf die Wahrung der 
ihrem Amtsbezirk verbrieften Steuerverfassung zu sehen. 

Als daher im Jahre 1731 die Verordneten der oberösterreichi- 
schen Stände ein zweitesmal einen Bieraufschlag von sechs Groschen 



* Insinuat der geheimen Stelle an die Hofkamraer vom 13. Oktober 1724. 
' Insinuat der geheimen Stelle an die Hofkammer vom 9. Januar 1725. 
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pro Eimer im Salzkammergute umzulegen versuchten, erhob die 
Ministerial-Banko-Deputation unter Hinweis auf das Reformations- 
libell und das Reskript Ferdinands III. vom Jahre 1645 dagegen 
nicht nur energische Remonstration, sondern kehrte den Spiess 
durch Berufung auf den kaiserlichen Befehl vom Jahre 1633 ge- 
radezu um. 

Da derselbe bekanntlich alle Salzarbeiter, „wie die genennt **, 
also neben den im Salzkammergut ansässigen auch die ausserhalb 
desselben wohnhaften von jedem landschaftlichen Mitleiden aus- 
geschlossen wissen wollte, so stellte die Ministerial-Banko-Deputation 
hierauf sich stützend die Forderung, ausser den Salzkamm erguts- 
brauern auch die von Gmunden, Traunkirchen und Ort aufschlag- 
frei zu lassen, da über ein Drittel der dortigen Insassen Salz- 
arbeiter wären ^ 

Die oberösterreichischen Stände in Besorgnis, die Ministerial- 
Banko-Deputation könnte mit ihrem über den status quo hinaus- 
gehenden Anspruch vollständig durchdringen, Hessen daher von 
ihrem das Salzkammergut betrefifenden Versuche ab, und suchten 
auf dem Wege eines Kompromisses dem weitergehenden Anspruch 
der Ministerial-Banko-Deputation zu begegnen. 

Da die Stadt Gmunden — heisst es in ihrem Re-Insinuat^ — 
die Kameralherrschaft Ort, die Residenz Traunkirchen, die dahin 
gehörigen Bürger und Unterthanen sowie die dort ansässigen Salz- 
arbeiter „sub catastro Provinciae" und unter landschaftlicher Kon- 
tribution stehen, „mithin von dem ausser der landschaftlichen 
KoUektation befindlichen Salzkammergutsdistrikt völlig unterschieden'^ 
seien, so wären sie auch zur Zahlung des Bierauf Schlages verpflichtet, 
und dies umsomehr, als derselbe unmittelbar zur Abzahlung der 
landschaftlichen Schulden und künftiger Herabsetzung der Landes- 
umlagen gewidmet sei, wovon die dortigen Bürger, Unterthanen und 
Salzarbeiter den gleichen Vorteil wie die übrigen Landesinsassen 
haben werden. Um jedoch dem k. k. Salzoberamt und den Salz- 
arbeitern „alle mögliche Nachbarschaft und Aufsehen zu bezeigen", 
wollen sie alles Bier aus den Gmundner, Orter und Traunkir ebner 
Brauhäusern ganz aufschlagfrei lassen, sofern es von dort ins Salz- 
kammergut verführt werde, das übrige in diesen Orten erzeugte Bier 
aber nur mit dem halben Aufschlag (drei Groschen) belegen. 

^ Schreiben der Ministerial-Banko-Deputation an die Verordneten des 
Landes Oesterreich o. d. E. vom 22. November 1732. 

* Re-Insinuat der Verordneten des Landes Oesterreich o. d. E. an die 
Ministerial-Banko-Deputation vom 5. Dezember 1732. 
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Dieser Vorschlag der oberösterreichischen Stände wnrde von 
der Ministerial'Banko-Deputation acceptiert und damit die Stener- 
exemption des Salzkammergutes mit ausdrücklicher Beziehung auf 
das Beformationslibell von beiden Seiten anerkannt. 

Diese Berufung auf das Reformationslibell von 1656 ist ganz 
unhaltbar, da die dort angeführte Steuerexemption, wie schon er- 
wähnt, nicht die besondere Privilegierung des Salzkammergutes be- 
zweckte. Denn die dort erwähnte Freiheit von ständischen Steuern 
war zur Zeit der Abfassung des Libelles fiir alle Kammergüter, also 
auch für das Salzkammergut selbstverständlich. Begreiflich erscheint 
dieser Irrtum im Jahre 1733, und zwar aus zwei Gründen: Einmal 
war der Unterschied zwischen Kammergütem und Herrschaftsgütern 
in der Steuerpolitik bereits gefallen und dann war damals die Er- 
innerung an die Gründe, die zur Erwähnung der Steuerexemption 
im Jahre 1656 geführt hatten, schon verloren gegangen. 

Diese neue Auffassung über die Natur der Steuerfreiheit als 
eines dem Salzkammergut eigentümlichen Privilegs, erhielt sich nun- 
mehr bis zur definitiven Aufhebung der dortigen Steuerverfassung im 
Jahre 1790; für sie wurde überdies im Jahre 1748 eine rechtliche 
Grundlage geschaffen. 

Es geschah dies in diesem Jahre gelegentlich einer bei Abschluss 
des oberösterreichischen Dezenalrezesses neu auftauchenden Steuer- 
angelegenheit. 

Damals wurde bekanntlich das Kontributionssystem zur 
Schaffung eines regulären stehenden Heeres durch Maria Theresia 
von Grund aus umgestaltet. 

Die einzelnen Länder verpflichteten sich an Stelle der früheren, 
jährlich postulierten Landesbewilligungen wechselnder Höhe für den 
Zeitraum 1749 — 59 eine bestimmte Pauschalsumme in Jahresraten 
zu zahlen, wogegen die Kaiserin für die Dauer dieses Rezesses auf 
jedes anderweitige Postulat zum Militär- oder Kameraletat voll- 
ständig verzichtete. 

Die Aufbringung der Geldbeträge wurde den Ständen der ein- 
zelnen Erbländer überlassen, nur sollten die Lasten möglichst gleich- 
massig und allgemein auferlegt werden. 

So wurde auch in dem mit den Ständen Oesterreichs ob der 
Enns am 9. Oktober 1748 abgeschlossenen Rezess^ unter anderem 
vereinbart, dass auch die vizedomischen Gülten, sie mögen dem 
Aerar gehören oder schon an Private verkauft worden sein, 



^ F. X. Pritz, Geschichte des Landes ob der Enns Bd. 11 S. 515. 
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nach gleichem Massstab wie die anderen herrschaftlichen besteuert 
werden sollten. 

Obwohl nun das Salzkammergut infolge seiner Unabhängigkeit 
vom oberösterreichischen Vizedomamt durch diese Vereinbarung gar 
nicht tangiert worden war, so glaubten die Stände doch die zum 
Verstoss gegen die Steuerverfassung des Salzkammergutes im all- 
gemeinen günstige Situation nicht ungenützt lassen zu dürfen und 
forderten durch ihre Verordneten mittels eines in der Motivierung sehr 
charakteristischen Schreibens ^ auch den Salzamtmann auf, nun seiner- 
seits alle Vorkehrungen zur Einhebung des von ihnen beschlossenen 
Bier«, Most- und Fleischaufschlages im Salzkammergute zu treffen. 

Der Salzamtmann erklärte in seinem Antwortschreiben^ an die 
Verordneten, es stehe nicht in seiner Macht eine derartige in die 
Verfassung des Salzkammergutes so tief eingreifende Neuerung prä- 
judizieller Natur ohne Wissen und Befehl seiner ihm allein vor- 
gesetzten Wiener Instanz einzuführen, er sei vielmehr genötigt, die 
Ministerial-Banko-Deputation von dem Ansinnen der Stände zu 
benachrichtigen und weitere Befehle der Wiener Hofstelle hierüber 
abzuwarten. 

Die verständigte^ Ministerial-Banko-Deputation erhob nun beim 
Direktiorium in Publicis et Cameralibus energisch dagegen Ein- 
spruch, dass den oberösterreichischen Ständen mit ihrer Beschwerde, 
welche diese daselbst über die ausweichende Antwort des Salzamt- 
mannes inzwischen eingebracht hatten, zum grössten Schaden des 
Salzkammergutes Recht gegeben werde. 

„Die Freiheit" — heisst es in ihrer Note* — „des Salz- 
kammergutes hat ihren Ursprung von anno 1311, welche per tot 



* Reskript der Verordneten der Landschaft des Erzherzogtumes Oester- 
reich ob der Enns an den Salzamtmann vom 20. Januar 1749: Es haben 
die gesamten löbl. Stände dieses Erzherzogtums Oesterreichs ob der Enns zur 
Erreichung dieses allergnädigsten Entschlusses uns dero Verordneten die Aus- 
fertigung deren Patenten und weitere Manipulation dieser sämmtlicher Aufschläge 
aufgetragen. Da nun hierauf in dem ganzen Land die emanierten Patente 
publiziert und die Vierteleinnehmer, Kollektores und Ueberreiter allbereits auf- 
gestellt und instruieret worden sind, so ist nichts anderes übrig, als dass auch 
in dem Kaiserl. und königl. Salzkammergute gleichfalls die Anstalt zu den 
CoUectationes vorgekehrt werde. 

^ Schreiben des Salzamtmannes an die Verordneten vom 5. Februar 1749. 
^ Bericht des Salzamtmannes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
4. Februar 1749. 

* Note der Ministerial-Banko-Deputation an das Direktorium in Pub. et 
Cam. vom 14. November 1750. 



66 Verfassung u. Yerwaltungsorganisation d. Salzkammergates i. 18. Jh. [386 



und die Interessensteuer ^, einen anderen finanzpolitischen Cha- 
rakter. 

Sie gehörten in die Kategorie der Kameralsteuern, die ganz 
ausserhalb des Rahmens des ständischen Kontributionswesens lagen, 
sofern sie für die Gesammtheit der Erblande nach gleichen Grund- 
sätzen und ohne Befragung der Stände von der Landesfürstin aus- 
geschrieben wurden. Notwendig waren diese neuen Steuern deshalb 



schied folgende 12 nach jährlichem Einkommen und Steuerbetrag bestimmte 
Klassen. 



Klasse 



I. 



II. 



III. 



IV. 



V. 



VI. 



VIL 



VIII. 



IX. 



X. 



XI. 



XII. 



Jährliches Einkommen in fl. 



Steuerbetrag 



— 


10 


10 — 


50 


50 


100 


100 — 


500 


500 — 


1000 


1000 — 


2 000 


2 000 — 


13 000 


3 000 


4 000 


4 000 — 


8 000 


8000 


12 000 


12 000 


18 000 



18 000 + darüber 



fl. 


15 kr. 


» 


30 „ 


1 , 


r> 


2 , 


» 


4 , 


n 


8 , 


n 


12 „ 


» 


18 „ 


« 


24 , 


» 


36 , 


n 


60 „ 


n 



100 « — 



* Die Interessensteuer (Codex Aust. VI S. 449.) hatte ihren Namen von 
dem Objekte: den Interessen für hergeliehene Kapitalien, welche durch sie 
besteuert wurden. Sie diente zwar auch, sowie die Schuldensteuer, der Tilgung 
der Kriegsschulden, . unterschied sich aber von ihr bezüglich der Einhebung 
dadurch, dass sie nicht wie diese an die ständische Kasse, sondern an eine 
eigene in jedem Lande aufgestellte Interessensteuer - Hof kommission abgeführt 
wurde, daher deren Kundmachung auch nur durch ein einziges Hofpatent vom 
1. September 1763 für alle deutschen Erbländer erfolgte. Diese Steuer, auch 
Kapitalistensteuer nach den durch sie getroffenen Personen genannt, wurde 
derart eingehoben, dass von dem bezogenen Interessenbetrag eine nach der 
Höhe des Zinsfusses abgestufte Quote als Steuer abgeführt wurde. Die Quote 
betrug 

bei einem Interessenbezug von 6 ^/o 25 ^/o des Interessenbetrages 



r» 


n 


« 


. 57» „ 20 „ 


f> 


n 


n 


n 


n 


n 5 „ 15 „ 


n 


n 


n 


r» 


n 


» 47» „ 10 „ 


n 


n 


t) 


n 


n 


,4 „ 5 „ 


n 


n 
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geworden, weil die Kontributionen nicht mehr ausreichten, den durch 
die Kriege abnorm gesteigerten Staatsbedarf zu decken. 

Trotzdem das Salzoberamt ^ unter Hinweis auf seine erst vor 
wenigen Jahren ausdrücklich anerkannte Steuerexemption und die 
damals von der Ministerial-Banko-Deputation selbst daiiir angeführten 
Gründe um Freilassung des Salzkammergutes von diesen beiden 
Steuern im Namen der dortigen Einwohner eingekommen war, 
entschied man sich in Wien doch für die Einführung derselben, 
wenn auch bezüglich der Schuldensteuer in einer den dortigen Ver- 
hältnissen entsprechend modifizierten Form. 

Man wollte nämlich in Wien — wie aus dem hierüber er- 
flossenen Bescheid^ nach Gmunden hervorgeht — bei Einführung 



* Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputatiou vom 
9. Januar 1764. 

^ Besolution der Ministerial-Banko- Deputation an das Salzoberamt vom 
20. März 1764: Mittels Bericht vom 9. Januar dieses Jahres ist das An- 
suchen beschehen, womit das gesamte Salzkammerguts -Personale von der aus- 
geschriebenen Interessen- und Schuldensteuer verschont werden möchte. Nach- 
dem nun erwogen worden, dass, wann auch dem nur von den landschaftlichen 
Anlagen und was diesen anhänget, allezeit befreiten Salzkammergut gedachte 
bekann termassen als Kameralbeiträge zu betrachtenden Steuern ihrem ganzen 
Mass nach aufgeleget werden, andurch den von alters her bestehenden Frei- 
heiten des Kammergutes kein eigentliches Fräjudizium zuwachse, sondern viel- 
mehr mit der allgemeinen Lossprechung von sothaneu Kameralsteuem eine gar 
zu weitschichtige, den diesfalligen fundum empfindlich schwächende Folge auf 
das Ausseer und andere Kammergüter gezogen werden dürfte, also hat man für 
billig erkannt und verordnet dahero hiemit, dass zwar einerseits aus den im Be- 
richt angeführten Beweggründen, namentlich der sonst auf Kosten des Aerarii zu 
erhöhen kommenden Löhnung der ohnehin sparsam gezahlten Arbeiter und der 
entstehen dürfenden Verteuerung verschiedener unentbehrlicher Notwendigkeiten, 
die Personen geringeren Standes und Einkommens nach dem Taglohn oder 
Geding mit der Schuldensteuer verschont, andererseits hingegen die vermög- 
licheren oder mit einer Besoldung versehenen zu derselben Entrichtung umso- 
mehr angehalten werden sollen, als derlei Personen, welche ohnehin viele 
anderen Ihrer Maiestät getreuen Unterthanen nicht zu statten kommende be- 
sondere Gutthaten geniessen, etwas von der allgemeinen, zur Tilgung der Staats- 
schulden gewidmeten Bürde zu tragen mit Fug sich nicht entschütten können. 
Und zumalen ebenfalls gegen den Bezug der Interessen- oder Kapitalistensteuer 
umso weniger ein Anstand obwalten kann, als dieselbe auch nur die vermög- 
licheren trifft, so wird wegen Einbringung sothaner Steuern von denjenigen, 
welche Vermög gegenwärtiger Verordnung solche zu entrichten haben, die Ver- 
anstaltung zu machen zu solchem Ende von dem Herrn Salzs^mtmann ein 
eigener Komissarius vorzuschlagen und diesem sofort aufzutragen sein die Fas- 
siones nach emanierten Patenten an sich zu bringen und die darüber verfasste 
Konsignation samt den Fassionen auf das fördersamste einzusenden, wo man 

5* 
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dieser landesfiirstlichen Steuern nicht gleich mit einer den anderen 
Kammergütern gegenüber nur zum schlechten Vorbild gereichenden 
Ausnahme beginnen und konnte dies um so leichter thun, als man sich 
dadurch weder mit dem Wortlaute noch dem Geiste derjenigen Be- 
stimmungen, auf welchen die Steuerexemption des Salzkammergutes 
beruhte, in Widerspruch setzte. Nicht mit dem Wortlaute, da dort 
nur von Landessteuern und Umlagen, nicht aber von den neuen 
landesfürstlichen Kameralsteuern die Rede war bezw. sein konnte, 
nicht mit dem Geiste derselben, da durch die Modifikation der 
Schuldensteuer die aus Taglohn oder Geding ihr Einkommen be- 
ziehenden Salinenarbeiter von derselben eximiert worden waren, und 
die Interessensteuer ihrer Natur nach nur die Vermögenderen treffen 
konnte. 

Aufgehoben wurde das damit formell allerdings nicht berührte 
Steuerexemptionsprivileg erst unter Kaiser Josef gelegentlich der 
Einführung der allgemeinen Grundsteuer. 

Bei dem allgemeinen dieser Grundsteuerregulierung entgegen- 
gebrachten UebelwoUen, an dem bekanntermassen schliesslich das 
Josefinische Steuersystem scheiterte, war der Widerstand der Ein- 
wohner des Salzkammergutes, in die Grundsteuer mit einbezogen zu 
werden, um so begreiflicher, als deren Einführung für dieses Land 
nicht nur die Aufhebung der bisher bestandenen vollständigen Steuer- 
freiheit von Grund und Boden bedeutete, sondern auch noch eine 
Schädigung der dortigen Vermögensverhältnisse nach sich zog, die 
in gar keinem Verhältnis zu der abgelieferten Steuersumme stand. 

Der Grund und Boden sowie die Realitäten des Salzkammer- 
gutes waren nämlich infolge der dauernden, durch Privilegien ge- 
sicherten Steuerfreiheit im Laufe der Zeit ungemein im Wert ge- 
stiegen, so dass ihr Kaufpreis um 7^ höher stand als derjenige 
gleicher Objekte ausserhalb des Landes, bei denen auch aus gleichem 
Grunde die Verschuldung nicht so gross sein konnte, als sie im 
Salzkammergute war. Mit Einführung der Grundsteuer wurden 
daher nicht nur die dortigen ReaHtätenbesitzer durch Vermögens- 
und Kreditverlust, sondern auch deren Gläubiger infolge der un- 
gemein häufigen Kridafälle auf das Empfindlichste geschädigt. 

Nach einem fruchtlosen Versuche^ ausserhalb des oberöster- 
reichischen Grundsteuerkatasters zu bleiben, entschloss man sich 



sodann die Adjustierung hierorts vornehmen und wegen Abführung des Geld- 
betrages das weitere verordnen wird. 

^ Note der vereinigten Hofstellen an die Hof kammer in Münz- und Berg- 
wesen vom 30. April 1785: Da es mit den auf die gänzliche Gleichhaltung 
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nach dessen Vollendung noch einmal bittlich bei der oberöster- 
reichischen Landesregierung anzufragen, ob das Salzkammergut wirk- 
lich mit der Grundsteuer zu belegen sei oder nicht. 

Die Antwort^ darauf fiel so entschieden bejahend aus, dass 
man nunmehr zu dem letzten Mittel, einem direkt an den Kaiser 
gerichteten Bittgesuch, seine Zuflucht nahm; dasselbe war insofern 
auch von Erfolg begleitet, als der Kaiser es zwar bei der neu ein- 
geführten Grundsteuer beliess, dafür aber in Würdigung der be- 
sonderen im Salzkammergute damit verbundenen Schwierigkeiten 
anbefahl, „bei diesen Kontribuenten in Eintreibung der Kontribution 
mit aller Gelindigkeit fürzugehen und sich von allen Zwangsmitteln 
zu enthalten" ^. 

7. Die Aufhebung der Salzkammergutsverfassung. 

Wir sahen das Salzkammergut als ein rechtlich und faktisch 
von Oesterreich ob der Enns vollständig unabhängiges Land mit 
eigener durch den dortigen Produktionsprozess beeinflusster Ver- 
fassung in das 18. Jahrhundert eintreten. 



abzielenden Gesinnungen Seiner Maiestät ganz unvereinbarlich sein würde, den 
bisher dem Katastro nicht einverleibt gewesenen Bezirk des Salzkammergutes 
Omunden ferner aus demselben herauszulassen, so trägt man der oberennsischen 
Landesregierung unter einem auf, seinen diesfalls geäusserten Anstand dahin 
zu bescheiden, dass auch dieser Bezirk in die allgemeine neue SteueiTegulierung 
eingezogen und sich von dem Oberamte den hierwegen bestehenden Vorschriften 
und den ihm von der Unterkommission des Kreises zukommenden weiteren 
Verordnungen gefügt werden müsse. 

^ Resolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen an die Landes- 
regierung zu Linz vom 10. April 1789: Das Gmundner Salzoberamt ist auf 
seine von der k. k. Landesregierung unterm 24. März d. J. anher einbegleitete 
Anfrage, ob das Salzkammergut nach dem neuen Steuerausmass zu belegen sei 
oder nicht? mit dem zu verbescheiden: Wie es ein für allemal bei der dem- 
selben schon so oft eingebundenen auf der ausdrücklichen Seiner Maiestät 
Willensmeinung beruhenden Regel sein unabänderliches Verbleiben habe und 
haben müsse, dass sich das Salzkammergut in allen und jeden ohne Ausnahme 
nach demjenigen achten müsse, was die landesfürstlichen Gesetze für das übrige 
Land vorschreiben und durch den Weg der politischen Landesbehörden kund- 
gemacht wird. Folglich hätte nach dieser schon längstens habenden klaren und 
bestimmten Weisung ohne eine überflüssige neue Anfrage das demselben durch 
das Kreisamt zugekommene allerhöchste Steuer und Urbarialpatent vom 10. Fe- 
bruar d. J. sogleich im Salzkammergute kundgemacht werden sollen, und werde 
sich nur das Salzoberamt, wie man es schon oft erinnert, gegenwärtig zu halten 
haben in der genausten Befolgung dieser wie jeder anderen landesfürstlichen 
Anordnung den Privat-Dominien mit einem guten Beispiel vorzugehen. 

^ Allerhöchste Entschliessung vom 18. Januar 1790. 
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Am Ende dieses Jahrhunderts war es ein Teil des Landes 
Oberösterreich ohne die geringste Sonderstellung gegenüber den 
anderen Landesgebieten. 

Wie sich diese Umwandlung im Laufe des Jahrhunderts auf 
dem Gebiete der Justiz, Polizei und Finanz faktisch vollzog, haben 
wir oben gesehen. Es ergiebt sich daher noch die Frage nach der 
rechtlichen Seite derselben bezw. nach der Stellung, welche man 
dieser gegenüber einnahm, als man Stück für Stück der dortigen 
Verfassung den veränderten politischen und wirtschaftlichen An- 
schauungen opferte. 

Dieselbe war verschieden. 

Unter Maria Theresia wurde die rechtliche Basis der Salz- 
kammergutsverfassung, die Reformationslibelle, in ihrem Bestände 
ausdrücklich anerkannt \ was freilich nicht verhindern konnte, dass 
man in Wien nicht nur den Inhalt derselben, sondern schliesslich 
auch deren Existenz vollständig vergass, eine Thatsache, die in dem 
geringen Werte, den man in Wien dieser Anerkennung beigelegt 
hatte, ihre Erklärung findet. Denn trotz derselben Hess man sich 
nicht abhalten, mittels neuer Verfügungen das Bestehende ab- 
zuändern oder aufzuheben. Es blieb daher nur jeweils das zu Recht 
bestehend, was durch die Reformen nicht beseitigt worden war. 

Erst unter der Regierung Kaiser Josefs II. erfolgte auch die 
formelle Aufhebung der dortigen Verfassung. Es geschah dies vor 
allem deshalb, weil der Salzamtmann in vielen Fällen sich immer 
noch auf den Inhalt des Reformationslibelles berief, ohne dass man 
in Linz oder in Wien ohne weiteres imstande gewesen wäre, die 
Richtigkeit seiner Angaben zu prüfen. Dem entsprach auch die 
Art und Weise, in der sich die Hofkammer in Münz- und Berg- 
wesen bezüglich des ihr unbekannten Reformationslibelles der ober- 
österreichischen Landesregierung gegenüber aussprach^: „Nachdem 
man aus dem anher eingesandten Gmundner SalzoberamtsprotokoU 
vom 23. Dezember d. J. ersehen hat, dass gedachtes Oberamt in ver- 
schiedenen das Publicum und Politicum nicht minder das Kamerale und 
selbst öfters das Justizwesen betreffenden Vorfällen das sogenannte 
Reformationslibell zum Grundsatz seiner Entschlüsse annimmt, wo 
doch die in der Staatsverwaltung mittlererweile erfolgten verschiedenen 
wesentlichen Abänderungen und die diesfälligen Direktionsregeln 



1 Vgl. S. 22. 

^ Kesolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen an die oberöster- 
reichische Landesregierung vom 13. Januar 1786. 
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dieses aus dem Salzkammergute gleichsam einen besonderen Statum 
in Statu machende Partikulargesetz, wo nicht ganz und gar ent- 
behrlich, so doch in vielen Teilen desselben nicht mehr anwendbar 
machen, und da es nach der allerhöchsten und weisesten Sr. Maiestät 
Absicht erforderlich sein will, alle derlei der Einförmigkeit in der 
Staatsverwaltung entgegenstehenden Partikularverfassung einzelner 
Körper oder Landesdistrikte so viel möglich und dem ganzen un- 
schädlich zu beseitigen-, also findet man. sich veranlasst, der k. k. 
Landesregierung mitzugeben, dass sie dieses sogenannte Reformations- 
libell in einer mit Zuziehung des Salzamtmannes abzuhaltenden eigenen 
Kommission genau einsehen, prüfen und ob, auch in wie weit die darin 
enthaltenen Kammerguts- Verwaltungsvorschriften mit den dermaligen 
Umständen, Landesgesetzen und sonstigen höchsten Normalien noch 
vereinbarlich seien, fortbestehen oder aufgehoben oder abgeändert 
werden können und müssen? ein wohlerwogenes jeden darin vorkom- 
menden Hauptgegenstand erschöpfendes Gutachten erstatten solle". 

Dieser Bericht erfolgte, und nunmehr wurde auch das „auf 
die dermaligen Umstände schlechterdings nicht mehr anwendbare" 
Reformationslibell ausdrücklich als aufgehoben erklärt* und damit 
am 12. Mai 1786 eine Verfassung formell beseitigt, die mit ihren 
historischen Wurzeln in den Anfang des 14. Jahrhunderts hinab- 
gereicht hatte. 

Der letzte Rest derselben verschwand allerdings erst unter der 
Regierung Kaiser Leopold II. am 1. November 1791, an welchem 
Tage — wie bereits oben^ erwähnt — die Jurisdiktion des Salzober- 
amtes auf den Umfang der berggerichtlichen herabgesunken war. 



II. 

Die Technik und die Arbeitsverfassung des 

Salinenbetriebes. 

1. Allgemeine Uebersicht. 

Der Gmunder Saline, der weitaus grössten einheitlich organi- 
sierten Unternehmung Oesterreichs im vorigen Jahrhundert, fiel die 
volkswirtschaftlich bedeutungsvolle Aufgabe der Versorgung eines 
grossen Teiles der deutschen Erblande mit Speisesalz zu, ganz ab- 

^ Resolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen an die oberöster- 
reichische Landesregierung vom 12. Mai 1786. 
2 Vgl. S. 31. 
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gesehen von der Rolle, die sie in der damaligen Staatswirtschaft 
als „vornehmstes Kammerkleinod" ^ spielte. 

Während nämlich die übrigen Salinen wie Aussee in Steier- 
mark, Hall in Tyrol u. s. w. im w^esentlichen nur für den Bedarf 
ihrer Kronländer aufzukommen hatten, erstreckte sich das Absatz- 
gebiet von Gmunden auf Oesterreich ob und unter der Enns, Böhmen 
und Mähren, eine Thatsache, welche nicht nur auf die Grösse, son- 
dern auch auf die Organisation der Produktion von tiefgreifendem 
Einfluss war. 

Mit Rücksicht auf die grosse Empfindlichkeit des Salzes gegen 
äussere Einwirkungen war es naturgemäss eine Frage von entschei- 
dender Bedeutung, wie man bei der Grösse des Absatzgebietes und 
dem Zustand damaliger Verkehrs- und Transportmittel das in Gmunden 
erzeugte Salz an seinen jeweiligen Bestimmungsort brachte. 

Für das Salzkammergut lagen nun die Verschleissbedingungen 
insofern äusserst günstig, als der grösste Teil des Salztransportes 
zu Wasser thalwärts erfolgen konnte. Waren dadurch die Trans- 
portkosten gegenüber den auf dem Lande im vorigen Jahrhundert 
üblichen zwar ungemein herabgedrückt worden, so wirkte diese Be- 
förderungsart auf die schliesslichen Gestehungskosten für die Kon- 
sumenten doch auch erhöhend ein, insofern die Beförderung auf 
dem Wasser eine sehr sorgfältige Verpackung bestimmter Art und 
damit im Zusammenhange eine entsprechende Gestaltung des Pro- 
duktionsprozesses erforderte. 

Aber nicht nur in dieser Richtung bestand zwischen Verschleiss- 
und Erzeugungsart ein, wie wir weiter unten noch näher sehen 
werden, ungemein inniger Zusammenhang, sehr schwer fiel auch 
noch der umstand ins Gewicht, dass sowohl Produktion als auch 
Transport des Salzes ganz bedeutende Mengen von Holz er- 
forderten. 

Bei dem der Natur der Sache nach nur innerhalb gewisser 
Grenzen jeweils zur Verfügung stehenden Holzquantum war es daher 
eines der wichtigsten Erfordernisse für die Aufrechterhaltung eines 
ungestörten Betriebes, das entsprechende Anteilsverhältnis für die 
verschiedenen Betriebszweige festzusetzen und zu erhalten, d. h, durch 
eine planmässig geleitete Waldwirtschaft dem Bergbau das Werkholz, 
den Sudhäusern das Brennholz in hinreichendem Ausmass dauernd 
zu sichern, ohne jedoch den Holzbedarf zur Verpackung des Salzes 
oder zum Bau der Schüfe dadurch irgendwie zu schmälern. 



^ V. Mensi 1. c. S. 10. 
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Das alles war aber nur möglich bei Zusammenfassung von Pro- 
duktion und Verschleiss unter einheitlicher Leitung, wie denn auch 
in der That die Gmundner Saline einen eben dadurch in seinem 
Umfange ganz exzeptionell gesteigerten Betrieb mit straffer Centrali- 
sation im Gmundner Salzoberamte repräsentierte. 

Infolge dieser Ausdehnung war daher auch so ziemlich die 
ganze Salzkammergutsbevölkerung männlichen Geschlechtes und ar- 
beitsfähigen Alters als Berg-, Sud-, Waldarbeiter, als Arbeiter in 
den Fertigungen oder Schiffleute beschäftigt, denn die Zahl der 
Bürger und Handwerker in den Märkten kam den im Salinenbetrieb 
stehenden Einwohnern gegenüber numerisch nicht in Betracht, ganz 
abgesehen davon, dass auch sie dem wirtschaftlichen Organismus 
des Salzkammergutes in einer den Interessen der Saline entsprechen- 
den Weise eingefügt waren. 

Es war demnach die gesammte Bevölkerung des Salzkammer- 
gutes teils direkt teils indirekt in den Dienst eines einzigen 
grossen Betriebes gestellt, ein Umstand, der allein imstande ist, 
die politischen Konsequenzen zu erklären, die sich daraus für 
das Land und seine Bewohner ergaben und ihren sichtbaren Aus- 
druck in der geschilderten Verfassung des Salzkammergütes ge- 
funden hatten. 

Wie schon oben erwähnt, waren die Salinenämter nicht nur 
Organe der öffentlichen Verwaltung, sie waren vor allem auch die 
leitenden und beaufsichtigenden Glieder innerhalb der dortigen 
Betriebsorganisation. 

Die oberste Leitung und Aufsicht über Produktion und Ver- 
schleiss lag in der Hand des Salzoberamtes zu Gmunden, dem eine 
Reihe von Aemtern unterstellt war. Die einen derselben hatten den 
Produktionsprozess am Orte ihres Sitzes zu leiten, die anderen be- 
sorgten den Transport des Salzes innerhalb der ihnen zugewiesenen 
Wasserstrecken. 

Zur ersteren Kategorie gehörten die Verwesämter zu Ebensee 
und Ischl sowie das Hofschreiberamt zu Hallstatt, zu letzterer das 
Grosskufenhandelamt zu Gmunden, das Stadischreiberamt zu Stadl, 
das Salzausrichterarat zu Zizelau und das Salzbeförderamt zu Eng- 
hagen. 

Dem Verwesamt Ischl und dem Hofschreiberamt Hallstatt unter- 
standen die Bergmeisterschaft der beiden daselbst gelegenen Salz- 
berge, die Sudmeisterschaft der betreffenden Pfannhäuser und die 
Waldmeisterschaft der jedem Amte zugewiesenen Waldungen. Dazu 
kam noch ein Aufsichtsrecht des Hofschreiberamtes über die Fertinger 
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in Hallstatt und Laufifen und die gleiche Befugnis des Verwesamtes 
Ischl über die Inhaber der dortigen Fertigungen. 

Analog der Kompetenz dieser beiden Aemter war die des 
Verwesamtes Ebensee, abgesehen von der Modifikation, die sich 
daraus ergab, dass daselbst ein Bergbau fehlte, die zum Versieden 
erforderliche Soole vielmehr in Holzröhren aus Hallstatt und Ischl 
hergeleitet und in zwei Pfannhäusern versotten wurde. 

Alle diese Meisterschaften hatten die unmittelbare Leitung und 
Aufsicht über die ihnen unterstellten Arbeiterkategorien, waren aber, 
was Art und umfang der zu verrichtenden Arbeiten betraf, voll- 
ständig an ihr Verwesamt gewiesen, welches auf diese Weise den 
notwendigen Konnex zwischen Berg-, Sud- und Waldwesen innerhalb 
des Amtsbezirkes aufrecht zu erhalten und dasjenige Salzquantum 
zu erzeugen imstande war, das vom Salzoberamte auf die einzelnen 
Aemter von jener Menge repartiert wurde, die man von Seite der 
Ministerial-Banko- Deputation dem Salzamtmann als zukünftiges 
Jahreserfordernis der gesammten von Gmunden aus zu versorgenden 
Länder angegeben hatte. 

Im nachfolgenden soll nun die Technik und die Arbeitsverfassung 
der einzelnen Zweige des Salinenbetriebes, wie Waldwesen, Bergbau, 
Sudwesen, Fertigung und Transport des Salzes des näheren ge- 
schildert werden. 

Dem Gange des Produktionsprozesses würde es allerdings ent- 
sprechen, bei der Darstellung desselben die eben angeführte Reihen- 
folge einzuhalten, allein ein äusseres Moment lässt es doch zweck- 
mässiger erscheinen hievon abzuweichen und eine andere Einteilung 
des Stoffes zu wählen. 

Es ist dies der wechselnde umfang des archivalischen Materiales 
auf den verschiedenen hier zu behandelnden Gebieten des Arbeits- 
verhältnisses. 

Während nämlich auf der einen Seite — es gilt dies für die 
Arbeitsverhältnisse über Tag — das Material, auf welchem die 
Schilderung zu fussen hat, oft derart lückenhaft vorliegt, dass es 
manchmal kaum möglich wird, auch nur die Hauptzüge vollkommen 
klar zu erfassen, fliesscn die Quellen, welche die Bergarbeit be- 
treffen, so reichlich und andauernd, dass nicht nur die Einzelheiten, 
sondern auch ihr Werdegang dargestellt werden können. 

Dem entsprechend behandeln wir zunächst das Waldwesen, das 
Sudwesen, die Fertigungen und das Transportwesen nach Massgabe 
des Aktenmaterials nur in soweit als es der allgemeine Zusammen- 



395] 2. Das Waldwesen. 75 

hang erfordert, um dann unter Darlegung der Arbeitsverhältnisse in 
den Salzbergen im einzelnen zu schildern, wie und unter welchen 
Bedingungen im vorigen Jahrhunderte im Salzkammergute gearbeitet 
wurde. 

2. Das Waldwesen. 

Die grosse ßolle, welche das Holz und damit das Waldwesen im 
Salinenbetriebe von Gmunden im vorigen Jahrhundert spielte, zeigt 
sich aufs deutlichste, wenn wir uns vergegenwärtigen, dass desselben 
nicht nur jeder der verschiedenen Abschnitte des Produktionsprozesses 
vom Bergbau bis zur endgiltigen Verpackung des Salzes nicht ent- 
behren konnte, sondern dass auch die damalige Technik des Trans- 
portes ohne hinreichend zur Verfügung stehende Holzmengen geradezu 
undenkbar war. 

Diesen vielfachen Anforderungen entsprach auch die Mannig- 
faltigkeit der Holzgattungen, die in ausreichender Menge den 
übrigen Betriebszweigen zur Verfügung zu stellen Aufgabe der 
Waldmeisterschaften war. 

Die dabei zu befolgende Waldwirtschaft musste vor allem auf 
zwei Momente Rücksicht nehmen. Erstens auf die Grösse und 
zweitens auf die Beschaffenheit des Holzbedarfes. 

Grosse Quantitäten forderten die Sudhäuser an Brennholz und 
die Fertigungen an Schnittholz zur Verpackung des Salzes, bedeutend 
geringer war demgegenüber der Bedarf an Schiffholz zur Erbauung 
der Salzzillen sowie an Werkholz für die Bauten im Innern der 
Salzberge oder anderweitige Wasser- und Landbauten. 

umgekehrt verhielt es sich jedoch mit der Qualität des in den 
einzelnen Betrieben verwendeten Holzes. Das Brennholz konnte 
minderwertiger sein als das Schnittholz, welches wieder aus schwä- 
cheren und kürzeren Stämmen gewonnen werden konnte, als sie für 
die Erzeugung von Schiffsplanken notwendig waren u. s. w., ein 
Umstand, der eine verschieden lange ümlaufszeit (100 — 160 Jahre) 
in den verschiedenen Wäldern erforderte. 

Eine rationelle Waldwirtschaft d. h. ein Betrieb, der unter Zu- 
grundelegung der gegebenen natürlichen Verhältnisse und grösst- 
möglichster Ausnützung der Holzbestände auch die Gewähr eines 
zum mindesten gleich bleibenden Ertrages nach den verschiedenen 
Richtungen hin auf die Dauer zu bieten imstande war, erforderte 
demnach auch eine feste Organisation im Innern. 

Dem entsprechend war der ganze dem Salinenbetrieb gewidmete 
Wald in drei Distrikte abgeteilt, deren jeder einem der drei Salinen- 
ämter zu ausschliesslicher Nutzung zugewiesen war. 



76 Die Technik und die Arbeitsverfassung des Salinenbetriebes. [396 

Sache der aus Waldmeister, ünterwaldmeister und Amtsförster 
bestehenden Waldmeisterschaft war es dann, ihren Walddistrikt der- 
art abzuteilen und umzuschlagen, dass den jeweiligen jährlichen 
Anforderungen ihres Verwesamtes an verschiedenen Holzgattungen 
ohne Gefährdung der Zukunft Genüge geschehen konnte. Der 
Betrieb selbst d. h. das Fällen der Bäume und der Transport des 
geschlagenen und entsprechend gehackten Holzes an seinen Be- 
stimmungsort geschah durch die Holzknechtschaft, die in jedem 
der drei Amtsbezirke selbständig und von einander unabhängig 
organisiert war. 

Jede derselben hatte nämlich als Vorstand und Vertreter der 
Meisterschaft gegenüber einen eigenen Werkstattförster und war in 
Rotten mit Rottmeistern an der Spitze abgeteilt. 

Die Arbeit, welche die Holzknechtschaft zu verrichten hatte, 
war je nach der Jahreszeit verschieden. 

Die Sommerarbeit, welche im Frühjahr begann, sobald die 
Schneeverhältnisse in den Wäldern das Schlagen der Bäume ge- 
statteten, dauerte in der Regel bis Anfang Herbst und fand damit 
ihren Abschluss, dass das in den einzelnen Schlägen gewonnene Holz 
zu den Hauptriesen und Schlittenwegen gebracht wurde. Nach diesem 
Ansammeln des Holzes wurde die Arbeit auf den Bergen einstweilen 
unterbrochen, aufgenommen wurde sie daselbst erst wieder, sobald 
mit Eintritt von Schneefall und entsprechender Kälte die Winter- 
arbeit beginnen konnte. 

Inzwischen war die Holzknechtschaft in den Thälern und am 
See mit dem Holztransport beschäftigt, um dann mit Eintritt der 
kalten Witterung das im Sommer in den nunmehrigen Eisriesen an- 
gesammelte Holz abfahren zu lassen oder auf den durch Schnee 
passierbar gewordenen Schlittenbahnen in Schlittenzügen in die Trift- 
bäche zu schaffen. 

Von dort gelangte dann das Holz zur Zeit der Schneeschmelze 
in die Traun oder schliesslich in einen der beiden Seen, in denen 
es mittelst sogenannter Seebögen ^ eingefangen und zum Aufsatzplatz 
gezogen wurde. Daselbst wurde es sortiert (Brenn-, Schnitt-, Schiff- 
und Werkholz), in entsprechender Weise aufgeschichtet und im Bei- 
sein des Werkstattförsters derjenigen Holzknechtschaft, welche das 



^ Ein solcher bestand aus einer Reihe von Balken, die durch Stricke mit- 
einander gelenkig verbunden waren, und funktionierte nach Art eines Schwimm- 
netzes durch allmähliches Zusammenziehen des zunächst über den ganzen See 
gespannten Bogens. 
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Holz geschlagen und hergeschafft hatte, von den Verwesbeamten ver- 
messen^ um schliesslich von den Sudhäusern, Fertingern u. s. w. ab- 
geholt zu werden. 

Diesem, wie wir sahen, zeitlich und örtlich in der Art der zu 
leistenden Arbeit ziemlich wechselnde Betrieb, war nun auch der 
Inhalt des sog. „Bestandkontraktes^ angepasst, durch welchen das 
Arbeitsverhältnis, in dem die gesammte Holzknechtschaft jeweils stand, 
begründet wurde. 

Dieser zwischen den Verwesämtern und ihren Holzknecht- 
schaften auf drei Jahre geschlossene und nach Ablauf derselben 
immer wieder erneuerte Vertrag ist in Rücksicht auf seinen speziellen 
Inhalt insofern von Interesse, als er zeigt, auf welchem Wege 
man den Schwierigkeiten zu entgehen verstand, welche sich aus 
dem wechselnden Charakter des Betriebes für ein den billigen An- 
forderungen des Arbeitgebers und Arbeitnehmers entsprechendes 
Lohnsystem ergaben. 

Diesem Zwecke diente auch die Limitierung des Vertrages auf 
die erwähnte Zeitspanne; denn der Grund für die zeitliche Be- 
grenzung des Arbeitsverhältnisses lag keineswegs in der Absicht, die 
Zahl der beschäftigten Holzknechte nach jeweiligem Bedürfnis ver- 
mindern oder vermehren zu können, da die Gelegenheit hiezu in- 
folge der Stetigkeit des jährlichen Holzbedarfes praktisch gar nicht 
gegeben war, er lag vielmehr in der Möglichkeit, den Inhalt des 
Arbeitsvertrages auf diese Weise in einer den wechselnden Verhält- 
nissen entsprechenden Art jeweilig zu gestalten. Es war dies in Hin- 
blick auf eine der geleisteten Arbeit möglichst adäquate Löhnung 
insofern unbedingt notwendig, als weder Zeitlohn noch Stücklohn 
bei der Eigenart des Betriebes diese Anforderung einfach und be- 
friedigend erfüllt hätte. 

Zeitlohn nicht infolge des häufigen Wechsels der zu leistenden 
Arbeit, Stücklohn nicht infolge der Unmöglichkeit, die individuellen 
Leistungen der einzelnen Holzknechte als solche zu unterscheiden 
und festzustellen. 

Man half sich daher mit einem Vertrage, gerichtet auf eine kon- 
krete Arbeitsleistung innerhalb genau bestimmter Frist und ab- 
geschlossen zwischen der gesammten Holzknechtschaft auf der einen, 
dem betreffenden Verwesamt auf der anderen Seite. 

Der Vorgang hiebei war der folgende. 

Bevor im Frühjahr mit dem Schlagen der Wälder begonnen 
werden konnte, bestimmte das Verwesamt einen genau begrenzten 
Waldstrich, dessen Holz die Holzknechtschaft innerhalb dreier Jahre, 
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der Dauer des Kontraktes, umschlagen sowie entsprechend zu- 
gerichtet und aufgeschichtet auf den betreffenden Aufsatzplatz der- 
art abliefern sollte, dass jedes Jahr ein Drittel des Gesammtbetrages 
zum Gebrauche zur Verfügung stand. 

Zu diesem Behufe fand zunächst eine von den Verwesbeamten, 
der Waldmeisterschaft sowie dem Werkstattförster als Vertreter 
der Holzknechtschaft gemeinsam vorgenommene Abschätzung des 
ins Auge gefassten Waldes nach zwei Richtungen hin statt. Ein- 
mal einigte man sich über das Holzquantum, welches derselbe ent- 
hielt, dann über die Arbeitsleistung, welche der Transport des 
Holzes in Hinblick auf die Transportstrecke und die auf derselben 
zu überwindenden Schwierigkeiten zu erfordern schien. Mit Zu- 
grundelegung dieser Momente, Quantum des zu schlagenden Holzes, 
Grösse der Transportleistung, sowie der bekannten Arbeiterzahl und 
deren durchschnittlicher Arbeitsleistung wurde dann pro Mass- 
einheit bestimmter auf den Aufsatzplatz zu liefernder Holzgattung 
ein Lohnsatz in solchem Ausmass festgesetzt, dass bei Anwendung 
mittleren Fleisses von Seite der Holzknechte innerhalb der vor- 
geschriebenen Arbeitszeit die gesammte von ihnen in einem Jahre ver- 
diente Summe ausreichte, um jeden von ihnen nach erfolgter Ee- 
partierung 1 fl. 30 kr. Wochenlohn zu sichern. Waren die Salinen- 
beamten nach Erwägung aller in Betracht kommender Momente mit 
dem Vertreter der Holzknechtschaft über die beiden Punkte Holz- 
quantum und Lohnsatz schliesslich einig geworden, so ging man an 
den Abschluss des Bestandkontraktes in einer von salzoberämtlicher 
Seite ein für allemal genau bestimmten Form^ 

Es geschah dies durch Einsetzung der durch die vorangegangene 
Waldbeschau gewonnenen Daten über Holzmenge und Lohnhöhe in 
ein nach Punkten gegliedertes Formular, dessen Inhalt durch Unter- 
schrift der Verwesbeamten und sämmtlicher Holzknechte die beide 
kontrahierenden Teile in nachfolgender Weise verpflichtete. 



^ Verordnung des Salzoberamts an das Verwesamt Ebensee vom 30. Juli 
1744: Dahero am vorträglichsten befunden habe, dass die Holzlieferung nicht 
mehr nach unzthero gewöhnlicher Art mit nur auf den Schein machenden 
Käufen oder auf Partikular durch angestellte Holzmeister, sondern auf den mit 
bestem Nutzen in Tyrol eingeführten Fusse durch die Knechtschaft selbsten 
verrichtet und mit denenselben auf Gewinn und Verlust ein wirklicher Bestand 
angedingt werden solle, auf dass die gedrückten armen Arbeiter mit ihrem 
sauren Schweis gleichwohl etwas von demjenigen erobern können, was die Holz- 
meister feiernd mit Unbilligkeit genossen haben; wie aber und mit was für 
conditiones mit der Knechtschaft ein wirklicher Bestandkontrakt geschlossen 
werde, ist vermög beiliegendem Formular zu entnehmen. 
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Sämmtliche Holzknechte verpflichteten sich mit Einsatz ihres 
Vermögens solidarisch in jedem der drei Kontraktsjahre ein Drittel 
des im Kontrakte genau bezeichneten Waldkomplexes in „rechter 
waldmännischer Ordnung" abzuholzen und einzuliefern. Da dies 
aber nur dann möglich war, wenn die Zahl der zur Arbeit an- 
gestellten Holzknechte unvermindert blieb und die übliche Arbeits- 
zeit eingehalten wurde, so wurden im Punkt 6 u. 7 die diesbezüg- 
lich notwendigen Bestimmungen festgesetzt. 

„Erwehnten" — P. 6 — „der Anzahl nach determinierten . . . 
Knechten solle freistehen, dass sie sowohl die weiterhin Untaug- 
lichen mit behörigem Vorwissen des k. k. Verwesamtes ablegen als 
auch zur Erfüllung der Zahl wiederum anständige aufnehmen, nicht 
weniger die auf eine Zeit nur der Notdurft nach erforderlichen, 
niemalen aber überflüssige Partikularknechte zu Hilfe nehmen dürfen, 
jedoch dass selbige keine Ausländer sondern getreue und der Arbeit 
angewohnte k. k. Kammergutsinsassen seien." 

Ferner nach P. 7: „Seien sie in Geding begriffene . . . Knecht 
ohne weiters und bei Bedrohung unausbleiblicher Verlierung der 
Arbeit verbunden, ausser besonders erheblichen Ursachen beständig 
ihre eingegebene und anvertraute Holzwerkstatt zu frequentieren 
und alldort ihrer Arbeit abzuwarten. Mithin ihnen keineswegs er- 
laubt ist anstatt dessen etwa ihre Grundstückl oder was anderes zu 
bearbeiten. Werden also hierorts nichts ausgenommen als Krank- 
heiten und gottesgewaltige Zufälle, welchenfalls die erledigende 
Stellen mit Mietern oder Hilf knechten zu besetzen seien, auf dass 
jederzeit die gedingte Anzahl der Knechtschaft beibehalten werde." 

Demgegenüber verpflichtete sich das Verwesamt jedem der Holz- 
knechte wöchentlich 1 fl. 30 kr. ä Conto solange auszuzahlen, „als 
es nach beständiger KalkuUerung der beschehenen Arbeit das Ge- 
ding nicht überschreitet". 

Dieser Wochenlohn wurde nämlich nur dann in eben erwähnter 
Höhe ausgezahlt, wenn innerhalb der vergangenen Arbeitswoche, 
welche von Montag 8 Uhr früh bis Samstag 9 Uhr vormittag währte, 
soviel gearbeitet worden war, als diesem Zeitraum in Hinblick auf 
das Jahrespensum entsprach. War dies nicht geschehen, so wurde 
vom Verwesamt auf Antrag der Waldmeisterschaft, die den Fort- 
gang der Arbeiten durch ständige Visitierung im Auge zu behalten 
hatte, eine entsprechende Kürzung des Wochenlohnes vorgenommen, 
eine Massregel, welche die Holzknechtschaft um so empfindlicher 
treffen musste, als dieser Abzug nicht durch fleissigere Arbeit in 
der nächstfolgenden Woche hereingebracht werden konnte, da aus 
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nahe liegendem Grrunde die wöchentliche ä Contozahlung auch dann, 
wenn mehr als das normale Wochenpensum absolviert worden war, 
niemals mehr als 1 fl. 30 kr. betrug. 

Denn wäre eine Ausgleichung des Einkommens innerhalb so 
kurzer Zeit mögUch gewesen, so hätte man das gerade Gegenteil 
dessen erzielt, was man durch die eventuell erfolgende verhältnis- 
mässige Kürzung des wöchenthch ausgezahlten Betrages erreichen 
wollte; die Arbeit wäre nicht mit möglichst gleichem Fleiss, sondern 
höchst unregelmässig geleistet worden. 

War nun auch durch die erwähnte Fixierung eines Maximal- 
wochenbetrages der eben berührte Uebelstand soweit als möglich zu 
beseitigen versucht worden, so wurde ein etwa dennoch eingetretener 
Rückstand in der Arbeit trotz Fehlen eines momentanen Effektes 
von der Holzknechtschaft deshalb doch bald wieder ausgeglichen, 
weil die schliessliche Bestimmung ihres Jahreseinkommens ihren 
Massstab an der gesammten von ihnen geleisteten Arbeit fand. 

Denn nach P. 4 des Bestandkontraktes „wird sofort, wann das 
Haalholz (Brennholz) geliefert und nach dermalen üblicher Masserei 
aufgesetzet und abgemessen worden, sowohl für jede Pfanne Haal- 
holz als auch für 12 Pfund angeklobenes Küffelholz . . . Gulden id 
est . . . fl. zu bezahlen akkordiert und anbei versprochen, dass der 
über die empfangene Abschlagszahlung durch deren Knechten Fleiss^ 
herausgearbeitete Rest und üeberschuss von dem k. k. Verwesamt 
ihnen ohne mindesten Aufenthalt und Abzug bar und richtig erfolgt 
und ausgezahlt werden solle". 

Diese jährliche Auszahlung des „Hackrestes" nach Ablieferung 
des Holzes war daher das Mittel Fleiss und Sorgfalt aller möglichst 
zu steigern, nachdem man schon vorher durch die Art der wöchent- 
lichen Abschlagszahlung dafür gesorgt hatte, dass die Arbeitsleistung 
unter ein gewisses Mass nicht sinken konnte. 

So war es durch Anwendung eines entsprechenden Lohnsystems 
mögUch geworden selbst bei so geringer äusserer Kontrolle, wie sie 
die Feststellung der wöchentlich von der Holzknechtschaft geleisteten 
Arbeit darstellte, die Ausführung der notwendigen Waldarbeiten in 
einem Grade zu sichern, welcher bei der Wichtigkeit des Holzes für 
den gesammten Salinenbetrieb ein unbedingtes Erfordernis war. 

3. Das Sudwesen. 

Es kann hier selbstverständlich nicht unsere Aufgabe sein,, 
eine vollständige Beschreibung der Anlagen zu geben, in welchen 
man um die Mitte des vorigen Jahrhunderts die aus dem Innern 
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der Salzberge gewonnene Soole durch einen in grossem Massstabe 
betriebenen Verdampf ungsprozess in Salz umwandelte, oder alle 
jene technischen Vorrichtungen zu schildern, durch deren Ver- 
wendung man schon damals nicht ohne allen Erfolg bestrebt war, 
den Heizeffekt der verwendeten Oefen möglichst zu steigern und 
damit die Produktionskosten zu mindern. 

Hier handelt es sich nur darum, in allgemeinen Zügen ein 
Bild des Betriebes insoweit zu entwerfen, als es zum Verständnis 
der in den Pfannhäusern verrichteten Arbeit notwendig erscheint. 

Der wesentlichste Bestandteil des Pfannhauses, die Pfanne, 
war aus später zu erörterndem Grunde aus mehreren nach Grösse 
und Form genau bestimmten Teilstücken von Eisenblech, den Pfann- 
stücken, derart zusammengesetzt, dass ihre kreisrunde Form in- 
sofern eine Abänderung erlitt, als eines der am Rande der Pfanne 
gelegenen Eisenbleche nach aussen hin nicht kreisförmig, sondern 
geradlinig begrenzt war. Der Pfannenrand verlief daher an einer 
Stelle statt in kreisförmiger Linie in der eines Segmentes. 

Der Ofen bezw. der Planrost, auf welchem die Feuerung er- 
folgte, war kleiner als der zum grössten Teil durch die abziehenden 
Heizgase erwärmte Pfannenboden, und nicht central, sondern be- 
quemer Feuerung wegen peripher derart unter der Pfanne eingebaut, 
dass er unter dem mit dem geraden Pfannenrand parallelen Pfannen- 
durchmesser zu liegen kam. 

Darnach unterschied man vier Pfannenseiten. Die eine mit 
dem gerade verlaufenden Pfannenrand hiess Pehrstattseite, die an- 
schliessende, unter der sich der Ofenrost befand, führte den Namen 
Ofenseite; die letzten zwei, der Pehrstatt- sowie der Ofenseite gegen- 
über liegenden, namentlich unterschiedenen Pfannenseiten kommen 
hier nicht in Betracht. 

Der Boden der flach gewölbten Pfanne war nicht wagrecht 
sondern derart windschief gegen den Horizont geneigt eingemauert, 
dass nicht nur der zur Pehrstattseite senkrecht verlaufende Meridian 
der Pfannenbodenfläche zur Pehrstattseite, sondern auch der mit 
ihr parallele gegen die Ofenseite gesenkt war. Der auf diese Weise 
zwischen Ofen- und Pehrstattseite tiefst gelegene Pfannenteil hatte 
zum Auslassen des Pfanneninhalts eine verschliessbare Oeffnung, die 
Kachel genannt. 

Längs der Pehrstattseite, parallel mit dem geraden Pfannen- 
rande, lief eine rinnenförmige Vertiefung des Pfannenbodens, der 
Pehrstattgraben , dessen Ende vor der Kachel mündete und sich 
zu dieser, der Lage des Pfannenbodens entsprechend neigte. 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. q 
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An den geraden Pfannenrand nnmittelbar anschliessend wbjc 
die sog. Pehrstatt angebaut, eine mit Brettern belegte Bühne, mit 
einer schrägen Neigung gegenüber der Pfanne, um das Salz aus 
dieser über den Pfannenrand auf den daran anschliessenden hori- 
zontalen Bühnenboden ziehen zu können. Auf letzterem waren 
grosse Holztröge aufgestellt, um die beim Ein- und Ausfüllen des 
Salzes ausfliessende Mutterlauge in ihnen zu sammeln und nach 
geschehenem Abfluss in einen unter der Bühne befindlichen Behälter 
mittels eines durch Wasserkraft getriebenen Schöpfrades wieder in 
die Pfanne zu heben. 

Im Pfannhause selbst, unmittelbar anschliessend an die Pehr- 
statt, befand sich die ^Ofendörre", d. h. Kammern mit Mauern, 
deren Hohlräume von den Heizgasen durchstrichen und erwärmt 
wurden. 

Die Pfanne war selbstverständlich zum Schutze gegen die 
Witterung mit einem Dache in Giebelform überdeckt, welches 
auf einem hölzernen Dachstuhle ruhte, der mit seinen gewaltigen 
durch die freie Spannung bedingten Dimensionen seinerzeit als 
Meisterwerk der Zimmermannstechnik vielfach bewundert wurde. 

Der First des Daches war mit entsprechenden Oeffnungen ver- 
sehen, aus denen die gewaltigen, sich beim Sieden der Sülze ent- 
wickelnden Dampfmassen ins Freie entwichen. 

In der Nähe des Pfannhauses standen die sog. Pfieseln, kleine 
Häuser mit gewölbeartigen Räumen, an deren Wänden hölzerne 
Etagen eingebaut waren. Durch eine entsprechende Feuerungs- 
anlage war man imstande, im Innern derselben durch längere Zeit 
die Luft in heissem Zustande zu erhalten. 

An die Pfieseln schlössen sich endlich Magazinsgebäude mit 
einem zum Abwiegen des Salzes adaptierten Räume. 

Die Arbeit, welche der Sudprozess im Pfannhaus, das Dörren 
in den Pfieseln, sowie das Abwägen und Magazinieren des Salzes 
erforderte, gestaltete sich im einzelnen in folgender Weise. 

Für die Organisation der Arbeit war vor allem die Thatsache 
bestimmend, dass der Sudprozess kein kontinuierlicher war, sondern 
aus technischen Gründen durch zeitlich verschiedene Pausen unter- 
brochen werden musste. 

Diese Pausen führten den Namen „das Pfannbereiten '^ deshalb, 
weil sie zur Vornahme jener Reparaturen benutzt wurden, welche der 
vorausgegangene Sudprozess an Ofen und Pfanne notwendig machte. 

Diese Ausbesserungen, mit denen selbstverständlich ein Löschen 
des Feuers im Ofen verbunden war, wurden in bestimmten erfahrungs- 
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gemäss festgestellten Intervallen vorgenommen und dauerten ver- 
schieden lang, je nachdem ein „sonntägliches^ oder „rechtes" 
Pfannbereiten erfolgte. 

Das erstere erfolgte alle vierzehn Tage und diente lediglich 
der oberflächlichen Beseitigung vorgefallener Schäden, bei dem letz- 
teren wurden nach je sechs Wochen beschädigte Pfannteile sowie 
der Ofenrost vollständig erneuert, was ungefähr drei bis vier Wochen 
Arbeitszeit erforderte. 

Das in drei bis vier Stunden vollendete sonntäghche Pfann- 
bereiten wurde Sonntag Mittag begonnen, da um. diese Zeit die 
Pfanne, deren Feuerung Samstag Mittag gelöscht, bereits soweit 
abgekühlt war, um etwa durchlässig gewordene Stellen zu dichten. 

Hiezu wurde die Mutterlauge durch die Kachel ausgelassen 
und die schadhaften Stellen durch Kalkverputz zur Not verdeckt. 

War dies geschehen und die notwendigen Vorkehrungen zum 
Anheizen getroflfen, so wurde neuerdings mit dem Sudprozesse be- 
gonnen, d. h. die Soole und alte Mutterlauge wurden derart in 
die Pfanne eingelassen, dass sie sich zunächst in dem am tiefsten 
gelegenen und am stärksten erhitzten Ofenteil der Pfanne aus- 
breiteten. 

Der Zufluss wurde hiebei derart reguliert, dass bei langsam 
ansteigendem Pfanneninhalt niemals jener Grad von Konzentration 
erreicht wurde, bei dem eine Fällung des Salzes eintrat. So ge- 
lang es schliesslich, nach Ablauf von 10 — 12 Stunden die ganze 
Pfanne mit einer soweit konzentrierten Salzlösung anzufüllen, dass 
nach Abstellung des Zuflusses der Soole nunmehr bald das Salz 
am Boden sich abzusetzen begann. Sobald dies geschah, Uess man 
von neuem Soole, aber nur in solcher Menge kontin uierUch ein- 
strömen, als zum Ersatz des fortwährend verdampfenden Wassers 
notwendig war, bei welchem Verfahren ununterbrochen Salz aus- 
gefällt und auf dem Pfannenboden niedergeschlagen wurde — der 
Sudprozess war im Gang. 

Da bis zur vollständigen Füllung der Pfanne grosse Teile der- 
selben durch längere Zeit erhitzt wurden, ohne von Soole bedeckt 
zu. sein, so wurden längs des Pfannenrandes Arbeiter aufgestellt, 
welche mittels kleiner Handkübel die noch nicht gefüllten Pfannen- 
teile mit Soole begossen und so vor Verbrennen schützten. 

Alle diese Vorarbeiten des eigentlichen Siedeprozesses, die 
Sonntag Mittag mit dem Ausbessern der Pfanne begannen und 
Montag früh zwischen 4 und 6 Uhr ihren Abschluss fanden, wurden 
vom gesammten Sudpersonale vorgenommen. 

.6* 
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Die ToUe ZnaBsprachnahme aller Arbeitskräfte war teils durch 
die rasche Beendigung des sonntäglichen Pfannbereitens behufs Er- 
zielung einer möglichst langen Siedezeit, teils durch das Begiessen 
der erhitzten Pfannenteile bedingt. War dagegen der Sudprozess ein- 
mal in Gang gebracht, dann beschränkte sich die Arbeit an der 
Pfanne auf das „Auspehren^ des Salzes, eine Arbeit, welche der 
Dauer des Siedens entsprechend bis Samstag Mittag der nächst- 
folgenden Woche ununterbrochen vorgenommen werden musste. 

Hiezu wurden die Südarbeiter in zwei Gruppen oder Passe, mit 
je einem Pehrer an der Spitze, eingeteilt; diese Passe lösten sich 
in der Montag um 6 Uhr früh im Anschluss an die Vorarbeiten 
zum Sudprozess beginnenden Schichtarbeit derart wechselseitig ab, 
dass die jeweilig sechsstündige Arbeitszeit der einen die Ruhezeit 
der anderen Pass war. 

Jede Pass gliederte sich wieder in zwei Abteilungen. 

Die eine besorgte das Zusammenziehen des am Pfannboden 
nach Ablauf von je 2 Stunden niedergeschlagenen Salzes, während 
die andere das aus der Pfanne gewonnene Salz in Holzformen ein- 
zufüllen hatte. 

Die erstere Verrichtung geschah in der Art, dass rings um den 
Pfannenrand an genau bestimmten Plätzen Arbeiter mit besonderer 
Bezeichnung, wie z. B. Salzmeier, Schüringer, Bodenknecht u. s. w. 
gestellt waren, denen ein genau bestimmter Teil des Pfannenbodens 
zugewiesen wurde, um durch Zusammenziehen des Salzes mit Hilfe 
eisenbeschlagener Krücken dem jeweiligen Nachbar entsprechend 
in die Hände arbeiten zu können. War auf diese Weise das Salz 
längs des Pehrstattgrabens angesammelt, so wurde es vom Pehrer 
in den Pehrstattgraben gezogen, worauf es aus demselben von den 
auf der Pehrstattbühne aufgestellten Arbeitern der zweiten Abteilung 
herausgehoben, in die Holzkufen eingefüllt, festgestampft und un- 
gefähr eine Stunde in den Pehrstatttrögen behufs Abflusses der 
Mutterlauge stehen gelassen wurde. 

Nach Ablauf dieser Zeit wurden die Kufen umgestürzt, vom 
Salzstock abgehoben und die nunmehrigen Fuder zur vorläufigen 
Ueberdörrung in die Ofendörre eingestellt. Nachdem sie dort eine 
gewisse Festigkeit erlangt hatten, wurden sie von den Fuderträgern 
in die Pfieseln gebracht, daselbst auf Holzstellagen gereiht, an unter- 
gezündetem Feuer vollständig getrocknet, um nach erfolgtem Ab- 
wägen und Nummerieren in die Magazine getragen zu werden. 

Auf diese Weise wurde durch 6 Wochen hindurch, von den 
mit dem sonntäglichen Pfannbereiten verknüpften Unterbrechungen 
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abgesehen, im Pfannhaus gesotten. Bei dem nunmehr notwendig 
gewordenen rechten Pfannbereiten wurde nicht nur die Mutterlauge 
abgelassen, man schlug auch noch den gesammten Pfannsteinkern 
vom Pfannenboden ab, welch langwierige Arbeit nötig war, um 
jene Schäden der Pfanne zu finden, welche die aus unlöslichen 
Bodenbestandteilen gebildete Kruste verdeckte. 

Da die Pfanne aus einzelnen Pfannstücken von feststehender 
Form und Grösse bestand, so war das Auswechseln der beschädigten 
Teile insofern verhältnismässig einfach, als die neuen Bestandteile 
in der dem Pfannhaus nahe gelegenen Pfannstiickhütte vorbereitet 
lagen und im Pfannhause nur mehr an die benachbarten Pfann- 
stücke anzufügen waren. 

Trotz alledem dauerten die an Pfanne und Ofen vorgenommenen 
Arbeiten einige Wochen, während welcher das Sieden vollständig 
ruhte, eine für die Beurteilung der durch die Arbeitszeit des Sud- 
personals geschaffenen Verhältnisse wesentliche Thatsache. 

Ohne diese alle 6 Wochen eintretenden Pausen wäre die 
Schichtenorganisation während der grossen Sudperioden nicht mög- 
lich gewesen, da innerhalb derselben jeder Arbeiter ohne Unter- 
brechung mit je zwei 6 stündigen Schichten pro Tag in Arbeit stand, 
von den alle zwei Wochen eintretenden 24stündigen Pausen abgesehen, 
die sich aus dem Löschen der Pfanne am Samstag Mittag ergaben. 

Begreiflicherweise suchte man den religiösen Bedenken, welche 
sich aus einer derartigen, zur Ersparung von Brennholz ohne jede 
Rücksicht auf Sonn- und Feiertage funktionierenden Arbeitsordnung 
ergaben, nach Möglichkeit Rechnung zu tragen. Was zunächst den 
Besuch der Messe betraf, so war derselbe für jene Pass aus- 
geschlossen, die Montag um 6 Uhr früh mit der Arbeit begann, 
da sie bei dem nach je 6 Stunden vorgenommenen Wechsel der 
6 stündigen Schicht auch an den nachfolgenden Tagen innerhalb 
der gleichen Tageszeit beschäftigt war, während die zweite Pass, 
die ihre Schichtarbeit um 6 Stunden später begonnen hatte, an 
sämmtlich sich etwa ergebenden Vormittagsfeiern der Sonn- und 
Feiertage teilnehmen konnte. 

Es lag daher nahe, die beiden Passe am Montag nach dem 
sonntäglichen Pfannbereiten abwechselnd mit der Schichtarbeit be- 
ginnen zu lassen, um, wenn schon nicht an allen Sonn- und Feier- 
tagen, so doch allen Arbeitern den Kirchgang mindestens gleich- 
massig zu ermöglichen. 

Weit origineller half man ßich über die Thatsache der Ent- 
heiligung der Sonn- und Feiertage hinweg, indem man unter Hin- 
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weis auf einen Stiftbrief der Königin Elisabeth^, welche 1313 „zu 
einer Widerlegung der Feiertage, die an unserem Sieden zu Hall- 
statt übergangen und gebrochen werden mit Arbeit, der man doch 
zur Not nicht entbehren mag", dem Spital der Stadt Steier 30 Fuder 
dürres Salz gestiftet hatte, alle von kirchlicher Seite diesbezüghch 
wiederholt versuchten Abänderungen abzuwehren verstand^. 

Die Pfannhausarbeiter waren — von den Fudertragern und 
Handlangern beim Ofenheizen abgesehen — durchaus qualifizierte 
Arbeiter, die nach der Art ihrer technischen Verwendung in ver- 
schiedene, oben niir angedeutete Kategorien eingeteilt wurden und 
darnach feststehenden Wochenlohn in folgendem Ausmass erhielten: 



Arbeiterkategorien 


Wochenlohn 


Arbeiterkategorien 


Wochenlohn 


fl. 


kr. 


Pf. 


fl. 


kr. 


Pf. 


Oberperer . , . 
Pfändelknecht . . 
Fudertrager . . . 
ünterperer . . . 
Schieringer . . , 
Ueberzieher . . . 


2 


30 
30 
25 
21 
15 




Hilfsknecht . . . 
Schierer .... 
Salzmeier. . . . 
Pfieselheizer . . . 
Flickerbub . . . 


1 
1 
1 

1 


12 
19 

33 


— 



Dieser Wochenlohn vermehrte sich zur Sudzeit durch Hinzu- 
tritt eines nach der Zahl der erzeugten Fuder für die verschiedenen 
Arbeiterkategorien verschieden hoch abgestuften Sudgeldes, und 
wurden in der Zeit des rechten Pfannbereitens durch das so- 
genannte Wartgeld ersetzt. 

Dasselbe war im allgemeinen geringer ausgemessen als der 
Wochenlohn, wenn auch einzelne Gruppen der Pfannhausarbeiter 
infolge ihrer Thätigkeit bei der Pfannenreparatur von diesem Ab- 
züge nicht getroffen wurden. 



4. Die Fertigungen. 

Wie schon erwähnt, hing die wirtschaftlich und politisch privi- 
legierte Stellung der Fertinger, durch welche die Verfassung der 
drei Kammergutsmärkte ihr eigenartiges Gepräge erhielt, aufs innigste 



* Abgedruckt im Urkundenbuch des Landes Oesterreich ob der Enns, 
Bd. V S. 93 : Königin Elisabeth schenkt dem von ihr gestifteten Spital zu Steier 
jährlich 30 Fuder Salz zu Hallstadt, 1313, 2. Februar. Klostemeuburg. 

^ Vgl. das Schreiben des Salzamtmannes Freiherr v. Sternbach an den 
Bischof von Passau vom 11. Oktober 1753, sowie den Bericht des Salzoberamts 
an die Ministerial-Banko-Deputation vom 7. Mai 1761. 
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mit der Fürsorge des Salzoberamtes für den so wichtigen Theil des 
Salinenbetriebes, die Fertigung des Salzes, zusammen. Aus der 
privilegierten Stellung der Pertiger ergab sich ihre wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit und ihre Kapitalskraft, wesentliche Voraussetzungen 
für die Sicherstellung dieses Betriebszweiges. 

Dank dieser den Bürgern der dortigen Märkte gegenüber be- 
folgten Politik konnte man einen Teil des Betriebes aus der Hand 
geben, unbekümmert um die Nachteile, die sich aus dem Ein- 
greifen privater Unternehmer in die einheitlich organisierte Unter- 
nehmung öflfentlichen Charakters ergab. 

Die Aufgabe der Fertinger, das in den ärarischen Magazinen 
zu Hallstatt und Ischl lagernde Fudersalz in einer für den weiteren 
Transport geeigneten Form an das Grosskufenhandelsamt in Gmunden 
abzuliefern, war von einer grösseren Zahl privater Unternehmer 
viel ökonomischer auszuführen, als es in ärarischem Betriebe der 
Salinenverwaltung möglich gewesen wäre. 

Der Grund lag einerseits in der Art des technischen Ver- 
fahrens, welches hiebei zur Anwendung kam, andererseits in der Ge- 
fährlichkeit des Wassertransportes zwischen Hallstatt und Gmunden. 

Die in den Fertigungen vorgenommenen Arbeiten gestatteten 
ein derart leichtes Schwärzen des verarbeiteten Salzes, dass sie einen 
ebenso grossen wie kostspieligen Beaufsichtigungsapparat erfordert 
hätten, ganz abgesehen von dem geringeren Eifer, der bei den Sa- 
linenbeamten im Vergleich mit den persönlich interessierten Fer- 
tingern der Natur der Sache nach den Arbeitern gegenüber voraus- 
zusetzen war. 

Aber nicht nur die Kosten für die Aufsicht wusste man zu ver- 
meiden, man wälzte auch das nicht unbedeutende Risiko des Wasser- 
transportes auf die Fertinger, da diese allen hiebei erwachsenden 
Schaden — „gottesgewaltige Zufälle'^, bei denen eine Vergütung 
desselben von amtswegen erfolgte, ausgenommen — aus Eigenem 
zu tragen hatten. 

Die Fertigung d. h. die an bestimmte bürgerliche Häuser ge- 
knüpfte und mit ihnen vererbte Gerechtigkeit gewisser ratsfähiger 
Familien von Hallstatt, Lauffen und Ischl erforderte zu ihrer Aus- 
übung, so verschieden sich auch die Verhältnisse von Haus zu Haus 
gestalten mochten, im wesentlichen zwei Bäume, die „Holz Werkstatt" 
und die „Stosshütte". 

In ersterer wurden die sogenannten Küffeln erzeugt. Es waren 
dies kleine mit einem Deckel verschliessbare Holztonnen, deren ein- 
zelne Bestandteile, wie Böden, Taufein (Teile der Seitenwand) 



/ 



•V. 
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Reifen, Nagel u. s. w. von den Arbeitern der Pertinger aus jenem 
Fichtenholz erzeugt wurden, das in entsprechender Form und Grösse 
von den Waldarbeitern geliefert und von Seite der Verwesämter 
den Fertigungen überlassen worden war. 

Das Arbeitsverfahren hiebei war folgendes: 

Zunächst wurde von den Küffern die nötige Zahl von Taufein, 
von den Beschlagern die entsprechende Menge von Holzböden er- 
zeugt. War dies geschehen, so ging man an die Zusammensetzung der 
Küffel, welche von den Küffern mit Hilfe der von den Reif bindern 
gelieferten Reifen soweit erfolgte, dass nur mehr der Deckel zu voll- 
ständigem Verschluss aufzusetzen blieb. Da diese letzte an den 
Küffeln noch erforderliche Arbeit, das Beschlagen, naturgemäss erst 
nach Einfüllen des Salzes vorgenommen werden konnte, so übertrug 
man sie aus der Holzwerkstatt in die Stosshütte, ein Raum, der 
seinen Namen nach der Art der mit dem Salz daselbst vorgenom- 
menen Manipulation führte. 

Das von den Fertingern in Form von Fudern bezogene Salz 
wurde daselbst zunächst von Fuderhackern zerschlagen und derartig 
zerkleinert, dass ein Einstampfen desselben in die Küffel erfolgen 
konnte. War dies durch die Stösser geschehen, so wurde schliess- 
lich der Holzdeckel von den Beschlagern aufgeschlagen und damit 
die Arbeit in der Fertigung beendigt. 

Das derart in den Fertigungen verpackte Salz hiess Salzküffel, 
von welchen ungefähr acht Stück ä 12 Pfund aus einem Fuder ge- 
wonnen werden konnten. 

Ihr Transport nach Gmunden, dessen Technik weiter unten im 
Zusammenhang mit dem gesamraten Verkehr auf dem Wasser ge- 
schildert werden soll, geschah ebenfalls durch die Fertinger, welche 
sich hiezu ihrer Beschlager und Küffer bedienten. Ein eigenes 
Schiffspersonal hiebei zu verwenden, wäre nicht gut angegangen, 
da dessen Thätigkeit innerhalb des Jahres eine für ein aus- 
kömmliches Einkommen viel zu kurze und unregelmässige gewesen 
wäre. 

So aber bot sich den Fertingerarbeitern die Gelegenheit eines 
umso willkommeneren Nebenverdienstes, als ihr Hauptverdienst, der 
nach der Zahl der in der Fertigung erzeugten Küffel bestimmt, 
sich innerhalb sehr bescheidener Grenzen bewegte. 

Derselbe gestaltete sich z. B. im Jahre 1728, in welchem Jahre 
das auf die einzelnen Fertinger repartierte Salzquantum allerdings 
ein relativ geringes war, für die Beschlager . und den Stösser eines 
Fertingers wie folgt: 
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^Spezifikation^, was vier Küffelbschlager und ein Salzstösser, 
soviel nemlich zur Verfertigung des verwichenen 1728jährigen Depu- 
tates pr. 147 Pfund von nöten, bei einem kaiserlichen Salzfertinger 
zu verdinen haben, als: 

Von jedem Pfund zu beschlagen dem gezogenen 

Mittel nach 15 kr., bringt von 147 Pfund . 36 fl. 45 kr. 

Zu erdeuten 147 Pfund das bedürftige Beschlag- 

holz zu klieben und abzurichten ä 16 kr. . 39 „ 12 „ 

Für Machung von 147 Pfund Spangen und 

üeberrinden ä 9 kr 22 „ 30 „ 

Dann empfangen wir das Jahr hindurch von 
dem Küflfelzillen-Antragen an Drangabgeid, 
Fasching- und Weihnachtsgeld 15 „ 48 „ 

Für 147 Pfund Küffel zu stossen ä 5 kr. . . 12 „ 15 „ 



Summa 126 fl. 30 kr. 

Kommt demnach auf einen unserer fünf 25 fl. 18 kr. und fällt 
auf den Tag zu uns und unserer Weiber und Kinder Unterhalt 
4 kr. 1 Heller." 

Die Zahl der Fertigungen war im grossen und ganzen eine 
konstante. Schwankungen ergaben sich nur dann, wann die mit 
der Gerechtigkeit der Fertigung beliehenen Familien ausstarben, ein 
Fall, welcher der Natur der Sache nach nicht häufig eintrat und nur 
vorübergehende Wirkung hatte, da der Salzamtmann auf die Er- 
gänzung der notwendigen Zahl zu sehen verpflichtet war^ 

um die Mitte des vorigen Jahrhunderts verteilten sich die 25 
im Salzkamm er gute bestehenden Fertigungen derart, dass acht auf 
Ischl, fünf auf Lauffen und elf auf Hallstatt entfielen. 



^ Beilage einer Resolation der Ministerial - Banko - Deputation an das 
Gmundner Salzoberamt vom 25. Mai 1729. 

* Vgl. Reformationslibell III S. 341. Fertinger der kleinen Küffel be- 
betreffend: Befindet aber Er der Salzamtmann, dass eine solche Person für- 
kommt, die also vorbemelter massen zu der Fertigung tauglich und man die 
Anzahl der Fertinger nach Gestalt des Salzausganges oder dass sonst an der 
gewesenen Anzahl der alten Fertinger ein oder mehr abgestanden oder mit Tod 
abgegangen, stärken und wieder ersetzen muss, so mag Er der Salzamtmann 
dieselbe doch in all weg mit Kat und im Beisein der anderen Amtleut zu einem 
Fertinger aufnehmen und bestatten, aber ihnen dabei in allweg einbinden und 
erzehlen, was eines Fertingers Pflicht mit ordentlicher Fertigung und Ver- 
wahrung des Kammergutes und auch entgegen die Straf, wo einer darwider 
handelte und sich einiger bösen Praktik und Durchschwärzung der Mautgebürhnis 
zu Abbruch Ihrer Mai. Salzamtsgefäll, gebrauchete, sein und bevorstehen solle. 
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Auf eine Fertigung kamen 10 — 12 Arbeiter, die Gesammtzahl 
der mit der Salzfertigung beschäftigten Personen belief sich daher auf 
circa 300 Personen. 

War schon die Grösse dieser Ziffer allein für die Salinenämter 
ein Grund, in das Arbeitsverhältnis zwischen Fertingern und ihren 
Arbeitern im Interesse eines ungestörten Betriebes regelnd einzugrei- 
fen, so kamen hier überdies noch Momente ins Spiel, welche eine 
solche Kegelung von salinenamtlicher Seite nach den Anschauungen 
damaliger Zeit zu einem Gebote der Notwendigkeit machten. 

Um diese zu verstehen, müssen wir zunächst die wirtschaftliche 
Stellung, in der die Fertinger sich befanden, kurz ins Auge fassen. 

Wesentlich war vor allem die Thatsache, dass sowohl der Ein- 
kaufspreis des Anfangsproduktes und des wichtigsten Hilfsstoffes 
als auch der Verkaufspreis des Endproduktes in seiner Höhe ein 
für allemal feststand. Das Fudersalz und das Küffelholz mussten 
um einen bestimmten Preis von dem Verwesamte eingekauft, die 
Salzküffel um eine bestimmte Taxe dem Grosskufenhandelsamt 
abgeliefert werden. Bei dieser Fixierung der Differenz zwischen 
Ein- und Verkaufspreis war die einzige Möglichkeit der Stei- 
gerung des Betriebsgewinnes in einem Herabdrücken der Be- 
triebskosten gelegen. Dazu waren aber nur zwei Mittel gegeben 5 
das eine bestand in der Niederhaltung der Löhne, das andere in 
einem möglichst sparsam arbeitenden technischen Verfahren durch 
Verwendung der geschicktesten Arbeiter. 

Dem unter diesen Umständen ungemein naheliegenden Drücken 
des Lohnes wurde ein Riegel vorgeschoben, da der Lohnbetrag, 
unter welchen unter keinen Umständen herabgegangen werden durfte, 
in einer vom Salzoberamte festgesetzten Ordnung für die ver- 
schiedenen x\rbeitsverrichtungen aufs genauste bestimmt war. 

Das zweite Mittel, durch Zahlung eines höheren Lohnes oder 
Zuwendung anderweitiger Vorteile die geschicktesten Arbeiter für 
den Betrieb zu gewinnen, schien einem Zeitalter, welches die freie 
Konkurrenz als wirtschaftliches Prinzip noch nicht anerkannte, als 
ein unberechtigter Eingriff in die Verhältnisse des dadurch ge- 
schädigten Konkurrenten und wurde daher einfach verboten ^ 



* Fertinger-Instraktion und Ordnung Kaiser Ferdinands III. Wien ; 28. März 
1657. Fertinger sollen einer dem anderen die Leut nicht abwendig machen. 
Und demnach uns erstlich glaubwürdig vorkommen, dass ein Fertinger dem 
anderen die Arbeiter mit Verheis- und Versprechung eines mehreren Lohnes auch 
anderer Gaben und Schankung abspannen benebens ihnen noch so viel fiirleihen 
oder vielmehr am Weinzechen hinausborgen, dass es nunmehr fast dahin kommen, 
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Neben diesen auf Sicherung der wirtschaftlichen Existenz der 
Eertinger sowohl als auch deren Arbeiter abzielenden salzämtlichen 
Normierungen gab es noch eine Reihe anderer Bestimmungen, durch 
welche die Verhältnisse der Arbeit mehr oder minder eingehend 
geregelt wurden. 

Historisch interessant sind in dieser Richtung vor allem die 
Vorschriften, welche die Auflösung des Arbeitsverhältnisses zwischen 
Fertingern und ihren Arbeitern regelten^, sofern hiebei schon damals 
ausdrückhch anerkannt war, dass es „bei jedesteils Willkür stehen 
solle, ob der Arbeiter dem Fertinger länger arbeiten oder aber der 
Fertinger den Arbeiter weiter befürdern wolle oder nicht". 

Sich ganz auf den Boden formeller Gleichheit beider Kontra- 
henten zu stellen, vermochte die damalige Zeit allerdings noch nicht, 
da weiters noch bestimmt wird, dass bei üebertretung der Auf- 
kündungs Vorschriften die Fertinger mit zwanzig Reichsthalern, die 
Arbeiter dagegen „nach Gelegenheit und Erkenntnis unseres Salz- 
amtmannes mit Eisen und Banden, Gefängnis oder in andere Weg 
abgestraft werden". 



wann ein Fertinger einen Küffer, Klentzer oder Bschlager mit End eines Jahres 
auf das folgende dingen und bestellen will, dass er denselben vorher von seinem 
Meister, dabei er in Arbeit gestanden mit zwanzig und dreissig mehr oder 
weniger Gulden ab- und auslösen muss, so solle nicht allein dergleichen Ab- 
und Auslösung ganz und gar aufgehoben sein sondern Wir setzten und befehlen 
und wollen auch nicht weniger, dass hinfuro keiner dem andern seine Arbeiter 
durch was Mittel und Weg es immer beschehen kann, aufrede oder abwendig 
mache, weder die gesetzte Belohnung, wie hernach zu vernehmen sein wird, 
es sei gleich mit Gab, Schenkung, Mehrung, Besserung oder Zubusse in Geld 
oder Geldeswert (weilen hieraus änderst nichts dann allerhand schädliche Kon- 
sequenzen erfolgen, auch eine Steigerung die andere alsbald nach sich zieht) für 
sich Selbsten und ausser Vorwissen und Bewilligung unserer Amtleut, aus was 
Ursachen und was Schein und Praetext es immer zu beschehen möglich, keines- 
wegs vermehre oder steigere. 

* Cit. Instruktion. Arbeiter sollen ihre Zeit ausdienen bei Vermeidung 
der gesetzlichen Straf. Träge sich aber fürs Vierte zu, dass ein Fertinger einen 
Küffer, Bschlager oder Klentzer, so bei einem anderen in wirklicher Arbeit 
stünde vor der bestimmten Zeit, das ist vor Sonnenwenden, es beschehe nun 
heimb oder öffentlich für sich selbst oder durch andere abredet und bestellte 
oder aber der Arbeiter hingegen einen anderen Fertinger sich verhiesse und 
solches auf einen oder den anderen Teil ausfindig gemacht und erwiesen würde, 
der Fertinger aber, dabei der Arbeiter in Arbeit gestanden ihn zur rechten 
Zeit anredete und dingen wollte, so solle die vorige Bestellung, wie es vor 
alters auch gebräuchig gewesen, ungültig und der Arbeiter schuldig sein, da es 
änderst des Fertingers, dabei er in Arbeit steht, Gelegenheit ist, bei demselben 
dasselbe Jahr hindurch noch in Arbeit zu verbleiben. 



92 Die Technik und die Arbeitsverfassung des Salinenbetriebes. [412 

Diese hier ausdrücklich festgestellte Verschiedenartigkeit der 
Behandlung beider Teile als Ausfluss einer die Fertinger vor ihren 
Arbeitern bevorzugenden Politik auf Seite der Salinenverwaltung 
ansehen zu wollen, wäre jedoch durchaus irrig. 

Sie findet vielmehr ihre einzige Erklärung in dem -Standesunter- 
schied, welcher hier obwaltete — die einen waren Bürger, die 
anderen aber nicht. Denn die Salinenämter ermangelten keines- 
wegs, im Interesse der Arbeiter auch gegen die Fertinger auf- 
zutreten. 

Die Fertinger waren bekanntlich die einzigen Wirte und Kauf- 
leute in den Märkten. 

Es lag daher auf ihrer Seite ungemein nahe, ihre Arbeiter mit 
Wein oder Kaufmannswaren abzulehnen. Zur Vermeidung der da- 
mit verbundenen Misstände wurde Auszahlung von barem Gelde 
oder eines äquivalenten Getreidequantums als einzig zulässig vor- 
geschrieben und etwaige Versuche der Fertinger, diese Anordnung 
damit zu umgehen , dass sie als Wirte ihren Arbeitern zunächst 
Wein vorschössen, um die so entstandene Schuldforderung im Wege 
eines Lohnabzuges zu kompensieren, wusste man dadurch zu ver- 
eiteln, dass dergleichen gegen die eigenen Arbeiter gerichteten For- 
derungen der Fertinger aus Weinschulden von den Gerichten als 
nicht klagbar abgewiesen werden mussten^ 

Trotz aller, wie wir sahen, die wichtigsten Gebiete des Arbeits- 
verhältnisses regelnder Eingriffe, welche die Salinenverwaltung bei 
der Zahl und Wichtigkeit der in Betracht kommenden Personen im 
Interesse des ganzen Salinenbetriebes vornehmen musste, blieb 
doch die Verschiedenheit des Arbeitgebers von entscheidender Be- 
deutung; die Fertingerarbeiter in privaten Unternehmungen be- 
schäftigt, wurden von den übrigen Salinenarbeitern, die sämmtlich 
kaiserliche Arbeiter waren, scharf unterschieden — eine Thatsache, 
die insofern für erstere schwer ins Gewicht fiel, als sie bei ihrer 



^ Cit. Instruktion. Arbeiter mit barem Geld und nicht mit Wein zu be- 
zahlen. Wir wollen meinen und setzen auch fürs Zehnte ernstlich, dass nun 
hinfuro die Arbeiter nicht mehr mit Weinen sondern mit barem Gelde oder 
Getreid bezahlt werden sollen. Befehlen dabei allen unseren Salzamtleuten und 
nachgesetzten Obrigkeiten jegliches Orts, wo ermelte Kammergutsarbeiter um 
Schulden, so vom Weinzechen herrühren beklagt werden, dass sie einige Klag, 
es wäre dann Sach, dass solche Schulden mit Hochzeit halten, Versprechen in 
Krankheiten, Kindlbetten und Aderlassen (darin aber jederzeit gebührliche Mass 
zu halten und zu observieren sein würdet), gemacht worden nicht annehmen, 
weniger darauf die Bezahlung verschaffen. 
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privaten Stellung aller jener Rechte und Vorteile entbehrten, die den 
kaiserlichen Arbeitern als solchen in einem, wie noch gezeigt werden 
soll, nicht unbedeutenden Ausmass zukamen. 



6. Das Transportwesen. 

Rücksichtlich des Tratisportwesens, sofern es sich um die aus- 
schliesslich zu Wasser erfolgende Salzbeförderung handelte, waren 
zwei Thatsachen von Bedeutung. 

Die eine, dass die einzelnen Betriebsstätten der Saline auf die 
relativ lange Strecke Hallstatt-Gmunden verteilt waren, die andere 
ergab sich aus Lage und Grösse des Gebietes, innerhalb dessien der 
Absatz des Gmundner Salzes erfolgte. 

Bei dem gleichsam internen bis Gmunden reichenden Verkehre 
kamen neben den Küflfeln auch noch die Salzfuder in Betracht, 
deren Transport insofern von viel geringerem umfange war wie der- 
jenige des Küffelsalzes, als er sich auf die Strecken Hallstatt- 
Lauffen und Ebensee-Gmunden beschränkte. Dies ergab sich einer- 
seits daraus, dass nur die Fertigungen zu Lauffen, die mit ihrem 
Salzdeputat an Hallstatt gewiesen waren, im Gegensatz zu den in 
Hallstatt und Ischl befindlichen die Salzfuder von auswärts beziehen 
mussten, andererseits aus der speziellen Bestimmung desjenigen Salzes, 
welches zu Ebensee gewonnen wurde. 

Letzteres diente zum weitaus grössten Teil zur Versorgung des 
Landes Oberösterreich. 

Da sein Verschleiss von Gmunden aus zu Lande erfolgte, so- 
mit der Holzverpackung in Form von Küffeln entbehren konnte, so 
wurden die in Ebensee erzeugten Fuder ohne jede weitere Fertigung 
direkt nach Gmunden gebracht, um von dort in unverändertem Zu- 
stand durch das Grosskufenhandelsamt in Verkehr gesetzt zu werden. 
Im einzelnen gestaltete sich der Transport bei den ganz eigenartigen 
Verhältnissen, welche sowohl Hydro- als Urographie der dortigen 
Gegend zeigten, ziemlich kompliziert. 

Von Hallstatt aus geschah er für die nach Lauffen bestimmten 
Fuder und das Hallstätter Küffelsalz zunächst auf dem Hallstätter 
See, dann traunabwärts bis nach Lauffen bezw. an Ischl und Ebensee 
vorüber nach dem Traunsee und auf ihm bis Gmunden. War auch 
die Fahrzeit auf dem Hallstätter See infolge einfallender Eisbildung 
auf die Monate März bis Dezember beschränkt, so konnten die 
Fahrten innerhalb dieser Zeitspanne doch regelmässig aufrecht er- 
halten werden, während die Traun wegen häufig eintretenden Hoch- 
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oder Niederwassers auch in dieser Zeit des öfteren unpassierbar 
wurde. Um dem hiemit verbundenen Uebelstande für die Salzabfuhr 
einigermassen zu begegnen , wurde die Wasserstrecke Hallstatt- 
Gmunden derart in zwei Abschnitte zerlegt, dass der eine von Hall- 
statt bis Steg — am nördlichen Ende des Hallstätter Sees ge- 
legen — der zweite von hier an abwärts bis Graunden reichte. 

Auf dem ersteren besorgten die „Hallstätter Schiffleute", auf 
dem letzteren die „Traunschiffleute** den Transport in folgender 
Weise. 

Die Fuder wurden in sogenannten „Sechserzillen", die Küffel 
in den „Siebnerzillen" verführt; diese Schiffe, welche sich im übrigen 
nur durch ihre Grösse und abweichende Zahl der Bemannung (sechs 
oder sieben Köpfe) von einander unterschieden, wurden von den 
„Fuderführern" bezw. „Küffelnaufahrern" mit dem an der LanduDgs- 
stelle des Pfannhauses oder der Fertinger gefassten Salz über den 
See bis unter die Schiffhütte bei Steg gerudert, daselbst dem 
Klausmeister zur Aufsicht gegen eine von ihm gefertigte Empfangs- 
bestätigung übergeben, worauf sich die Schiffleute mit dem Schiff- 
geschirr auf einer Plätte oder aber auf leeren wieder für Hallstatt 
bestimmten Salzzillen zurückbegaben, um von neuem Schiffe nach 
Steg zu rudern. Daselbst sammelte man bei ungünstigem Traun- 
Wasserstand die Hallstätter Salzschiffe an, um sie dann bei gün- 
stigerem von den Traunschiffern nach Lauffen bezw. Gmunden 
verführen zu lassen. Es geschah dies traunabwärts bis Ebensee 
durch die Strömung des Flusses, von dort durch Ruderkraft bis 
zur sogenannten „Ansetz", jener Stelle am Westufer des Traunsees, 
von der an die steil in den See abfallenden Gebirgswände einen 
Treppelweg zu erbauen gestatteten. Daselbst wurden die Schiffe 
von Pferden erwartet, bis Weiher gezogen, um von dort nach 
Gmunden hinübergerudert zu werden. Daselbst angelangt wurden 
die Küffel ausgeladen, vom Grosskufenhandelsamt übernommen, 
worauf sich die Traunfahrer zu Fuss möglichst rasch wieder zurück- 
begaben, um mit Ausnützung des Wasserstandes den nächstfolgenden 
Tag von Steg aus die Fahrt von neuem zu beginnen. 

Ganz analog geschah der Transport des Küffelsalzes von Lauffen 
bezw. Ischl nach Gmunden. Das Fudersalz von Ebensee wurde zwar 
auch in Sechserzillen verführt, dieselben waren aber den Wasser- 
verhältnissen des Gmundner Sees entsprechend doppelt so stark 
„betaucht" als die Hallstätter, welche auf der Strecke Steg-Lauffen 
mit den weniger günstigen Verhältnissen des Traunflusses zu rechnen 
hatten. 
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Alle diese Schiffe, die zur Schonung der Waldbestände an Schiff- 
holz von Gmunden aus in leerem Zustand nach ihrem Herkunfts- 
ort wieder zurückbefördert wurden und auf solche Weise niemals 
aus dem Bereich des Salzkammergutes kamen , waren, abgesehen 
von den zwischen Ebensee und Gmunden verkehrenden, im Eigentum 
der Salzfertinger, deren in der Fertigung beschäftigte Arbeiter 
aus schon erörterten Gründen im Sommer als Schiffleute auch die 
Abfuhr des Salzes besorgten. 

Hatte demnach der Wassertransport bis Gmunden infolge der 
privaten Stellung der Fertingerarbeiter privaten und nicht ärarischen 
Charakter, so erfolgte er von dort aus durch kaiserliche Schiff- 
leute in einer Art, welche nur verständlich wird, wenn wir die hy- 
drographischen Verhältnisse etwas näher ins Auge fassen. 

Die Traun zwischen Gmunden und dem an deren Einmündungs- 
stelle in die Donau gelegenen Zizelau war nicht gleichmässig 
schiffbar. 

Der obere Teil, Gmunden — Stadl, hatte ein ziemlich starkes 
Gefälle, welches in dem Kanäle, der zur Umgehung des Traunfalles 
gebaut worden war, eine derartige Grösse annahm, dass man die 
Schiffe zur Verminderung der Geschwindigkeit auf dem durch Holz- 
belag künstlich geebneten Kanalboden scheuern lassen musste. 

Dem häufigen Wassermangel konnte man leicht durch Stauung 
des Traunsees an einer bei Gmunden gebauten Wehre abhelfen, um 
dann nach erfolgter Oeffnung derselben die angesammelten Schiffe 
auf der Flutwelle hinabschwimmen zu lassen. Ganz anders lagen 
die Verhältnisse auf der Strecke Stadl — Zizelau. 

Die Traun war hier durch Aufnahme der Ager zwar sehr 
wasserreich geworden, bot jedoch der Schiffahrt insofern grosse 
Hindernisse, als die mit dem nunmehr schwachen Gefälle notwendig 
verbundene Versandung einen nur geringeren Tiefgang der Salz- 
schiffe gestattete, ein Moment, das nach Verlassen der Traun in 
gleichem Ausmass auf der Donau nicht mehr wirksam war. 

Diesen natürlichen Verkehrsbedingungen war nun die Organi- 
sation des Salztransportes von Gmunden abwärts in der Weise an- 
gepasst, dass ein jeder der drei erwähnten Abschnitte einem der 
Transportämter zur Salzabfuhr zugewiesen war. 

Dem entsprechend führten die Schiffleute des Grosskufen- 
handelsamtes die mit den Salzküffeln in Gmunden beladenen Siebne- 
rinnen durch den Kanal traunabwärts bis Stadl. Hier wurde das 
Salz vom Stadischreiberamt übernommen und in andere Zillen mit 
geringerem Tiefgang übertragen. Diese Umladung geschah nicht 
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nur wegen der yeränderten Wasserrerhältnissey sie war auch des- 
wegen geboten y weil die Zillen des Grosskufenhandelsamtes der 
reissenden Strömung ihres Weges entsprechend besonders stark 
gebaot waren, somit bei weiterer Abfahr traunabwärts ihren Gegen- 
trieb infolge grösseren Gewichts bedeutend verteuert hätten. Die 
leichteren Zillen des Stadischreiberamts, im Hinblick auf etwaiges 
Anlaufen auf Grund, relativ stark mit Stadler Schiffleuten bemannt, 
fuhren dann bis Zizelau, um von hieraus vom Personal des dortigen 
Salzaasrichteramtes auf dem Donaustrome nach Linz, Mauthausen 
oder Enghagen verfuhrt zu werden. 

Nach Linz und Mauthausen giug das nach Böhmen bestimmte 
Salz, nach Enghagen das übrige. 

In letzterem Orte wurden die Salzküffel dem dortigen Salz- 
befördereramt übergeben, die leeren Zillen dagegen nach Stadl 
zurückgebracht. 

Das Salzbeförderamt besorgte dann den Transport des Salzes 
in die an der Donau gelegenen „Leegstätten'^ ^ mit grossen Kehl- 
heimer Zillen, womit der Verschleiss, soweit er von Gmunden aus 
geleitet wurde, sein Ende erreichte, da die „Salzversilberung" in den 
einzelnen Ländern durch anderweitige Aemter erfolgte. 

Bei dem Mangel entsprechender Aufzeichnungen ist es zwar 
nicht möglich, einen näheren Einblick in das Arbeitsverhältnis der 
dortigen Schiffleute zu gewinnen. Allein so viel steht unzweifel- 
haft fest, dass gerade diese Arbeiterkategorie die ungünstigsten 
Lohnverhältnisse aufzuweisen hatte. 

Es ist dies auch leicht begreiflich, da die Schiffieute, nach der 
Zahl der transportierten Salzküffel gelohnt, bei der nur im Sommer 
und Herbst möglichen Salzabfuhr eine nicht geringe Zeit des Jahres 
ohne Beschäftigung und somit ohne Einkommen waren. Dem Salz- 
oberamte blieb unter solchen umständen nichts anderes übrig, als 
in Form von Geldbeihilfen den Schiffleuten über die arbeitslose 
Zeit hinwegzuhelfen, ein Auskunftsmittel, das insofern nicht ganz 
einwandsfrei war, als damit nachteilige Folgen auf moralischem Ge- 
biete für die damit Beteiligten nicht vermieden werden konnten. 

Daher ergriff auch das Salzoberamt „zur Abwendung ihres an- 
gewohnten Müssigganges und exzessiven Trunks"^ mit Freuden die 
Gelegenheit, die sich zur Verschaffung eines Nebenverdienstes im 



* Solche waren: Komeuburg, Stein, Stockerau, Fischamend, Ybs, Mölk^ 
Neustadl, Nieder Wallsee, Orth, Spitz, Treismauer, TuUn und "Wien. 
' Vgl. den Bericht des Salzoberamts vom 30. Oktober 1752. 
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Jahre 1752 dadurch ergeben hatte, dass sich die Linzer Wollfabrik 
bereit erklärte, den Gmundner Schiflfleuten Wolle zum Spinnen 
durch einen Faktor austeilen zu lassen. 

Die Schiflfleute wollten allerdings darauf nicht eingehen, und 
schickten nach erfolglosen Versuchen in Gmunden eine Beschwerde- 
schrift an die Ministerial-Banko-Deputation nach Wien, in welcher 
im Hinblick auf die geringe Bezahlung um Aufhebung der neuen 
Einführung ersucht wurdet 

Allein in Wien — von der Haltlosigkeit der Angaben der 
Schiflfleute durch das Salzoberamt verständigt^ — sah man sich 
keineswegs zu einer Abänderung veranlasst, hielt es vielmehr im 
Interesse der Arbeiter selbst gelegen, ihnen eine Arbeitsgelegenheit 
zu verschaffen, die ihnen täglich 5 — 8 Kreuzer zu verdienen ge- 
stattete. 



* Bitte sämmtlicher Salzschiffleute am Stadl an die Ministerial-Banko- 
Deputation vom 28. September 1752. Es will die Fabrika in Linz, dass wir 
"Wolle spinnen sollen, und das löbl. Kaiserl. Königl. Salzoberamt verschaffet alle 
insgemein mit dieser Bedrohung dazu, dass sofern wir uns dessen weigern sollten, 
wir unseres sonst gewöhnlichen Hilf- und Gnadengelds verlustigt sein sollen. Wir 
haben zwar alle auf ersteren Befehl unseren schuldigen Gehorsam geleistet, und 
jeder vom Ael testen bis Jüngsten das uns aufgetragene Pfund wohl angenommen, 
wovon wir 10, 11, 12 bis 14 und 15 mit 7 Schnalz gehaspelte Strendeln ge- 
sponnen und für jedes Strendel 1 kr. bekommen haben, so hat sich doch keiner 
befunden, der vor 14 Tagen 1 Pfund hat spinnen folglich im Verlauf dieser 
Zeit nicht mehr als 10, 12 höchstens 18 kr. verdienen können. In Betrachtung 
dieses so geringen Verdienens und unumgänglichen Verderbens also haben wir 
uns genötigt befunden, bei einem löbl. Kaiserl. Königl. Salzoberamt supplicando 
einzukommen, jedoch leider Gottes erfahren, dass unser wehmütiges Bitten kein 
Gehör finde, sondern dass man uns droht, mit aller strengster Schärfe mit dem 
Wollspinnen zu kontinuieren. Wir bitten daher um Gottes willen sich unserer 
erarmten Gemeinde gnädigst zu erbarmen und in dessen Beherzigung das zu 
unserem grössten Schaden und gänzlichen Verderben eingerichtete Wollspinnen 
einstellen zu lassen. 

^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
30. Oktober 1752. Man habe in Erwägung, dass bei ihnen Städlingern nur 
allein eine sträfliche Widerspenstigkeit und Eigensinn vorwalte, von Salzober- 
amtswegen den gemeinsamen Beschluss dahin abgefasset, dass sowohl zum Nutzen 
der Städlinger Schiffleute, und zur Abwendung ihres angewohnten Müssiggaugs 
und exzessiven Trunkes, als auch zur Aufnahme des comercii und um das Geld, 
80 ansonsten für das Wollspinnen ausser Lands verausgabet werden müsste, 
denen Landesunterthanen zu kommen zu machen, auf die Kontinuieruug er- 
öffneter Wollspinnerei allwegs gehalten werden solle. 



Wiener Stadien. I. Bd., 4. Heft. 
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6. Das Arbeitsverhältnis in den Salzbergen. 

a) Die Bergnorma Sternbachs, 

Am 28. November 1746 erging von der Ministerial-Banko- 
Deputation in Wien an den Gmundner Salzamtmann der Auftrag 
zur gründlichen Untersuchung der zu Hallstatt und Ischl gelegenen 
Salzberge, Feststellung ihres Zustandes und, wenn nötig, zur Vor- 
nahme verbesserter Einrichtungen. 

Eingeleitet wurde die Neuerung der Verhältnisse im Salz- 
kammergute durch die Entfernung des bisherigen Salzamtmannes 
Grafen v. Seeau, der für seine durch Auslieferung des Salzkammer- 
gutes an Bayern während des österreichischen Erbfolgekrieges be- 
wiesene untreue mit der Ausweisung nach dem Banate bestraft 
wurde. An seine Stelle trat im Jahre 1744 Freiherr v. Sternbach, 
der die ihm zugewiesene Aufgabe mit rücksichtsloser Energie, aber 
auch mit grosser Sachkenntnis durchzuführen verstand. Früher 
bei den Tyroler Bergwerken beschäftigt, und unbeeinflusst von den 
alten Traditionen der Verwaltung des Gmundner Salinenwesens, 
besass er die Fähigkeit die dortigen Verhältnisse unbefangenen 
Blickes zu prüfen. 

Wie sehr diese im Salzkammergute im Argen lagen, zeigt 
drastisch eine salzoberamtliche Verordnung, die sich Sternbach ge- 
legentUch einer gleich nach seinem Amtsantritte vorgenommenen 
Visitation an das Verwesamt Ischl zu richten bemüssigt sah, in 
welcher er missfällig bemerkt, „dass teils deren Bergarbeiter sich 
erfrechen, von ihrer Bergarbeit entweder zu Anfang der Woche 
ganz auszubleiben, oder aber unter der Woche vom Berge ab und 
nach Haus zu gehen, teils derselben aber, wie ebenfalls bisher ins- 
gemein vielfaltig geschehen, sich unterfangen, anstatt ihrer junge 
Buben und andere untaugUche Leute, so kaum ihr nötiges Proviant 
hinaufzutragen, zu geschweigen erst die Arbeit zu verrichten im 
Stande seien, hinaufzuschicken". 

Der neue Salzamtmann rechtfertigte in der That das von Wien 
aus in ihn gesetzte Vertrauen. Denn, nachdem Sternbach schon im 
Jahre 1750 an die Ministerial-Banko-Deputation berichten konnte, 
dass die von ihm neu eingeführte Ordnung bereits seit längerer 
Zeit „mit gewünschtem Effekt und gutem Nutzen" in den beiden 
Bergwerken beobachtet werde, weshalb er auch nicht zweifle, dass 
die von ihm verfasste Salzbergsnorma ratifiziert werden würde ^, 

^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
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anerkannte die Ministerial-Banko-Deputation mittels Resolution vom 
8. April 1750 nicht nur die Zweckmässigkeit der neuen Arbeits- 
ordnung, sondern sprach auch die feste Zuversicht aus, „dass der 
Herr Baron auf den Vollzug dessen, was darinnen vorgesehen ist, 
festhalten und also das nützliche Werk zur Ausführung zu bringen 
weiters beeifert sein werde" ^ 

Diese Erwartung der Ministerial-Banko-Deputation ist auch 
wirklich in Erfüllung gegangen. Denn in der Salzbergsnorma er- 
hielt die Arbeiterschaft in beiden Salzbergen der Gmundner Saline 
eine bis in das 19. Jahrhundert in voller Geltung gebliebene Arbeits- 
ordnung. Würde dies allein schon beweisen, wie vortrefflich die 
Bestimmungen derselben den dortigen Verhältnissen technischer und 
sozialer Natur angepasst waren, des Verfassers Fähigkeit erscheint 



14. März 1750. Nachdem Euer Exzellenz Gunst," Freundschaft und Gnaden 
allbereits vermöge einer sub dato 28. November 1746 ausgefertigten hohen Re- 
solution unter anderem auch gnädig anzubefehlen geruhet, dass bei denen zu 
Hallstatt und Ischl befindlichen 2 Salzbergen eine gründhche Untersuchung vor- 
genommen, der Stand, in welchem dieselben sich befinden, genau eruiere, hier- 
über allenfalls eine bessere Einrichtung vorgekehret und das weitere gehöre, 
dahin einberichtet werden solle, so habe auch zur gehors. Befolgung dessen 
sothane Untersuchung bei obbenannten 2 Salzbergen zu Hallstatt und Ischl vor- 
zunehmen keineswegs ermangelt, hiebei aber sonderheitlichen unter dem Berg- 
personal, respectu der vorhin confus und unordentlich bestellt gewesenen Ar- 
beiten, eine bessere Ordnung einzuführen höchst notwendig zu sein befunden; 
wie ich dann auch daraufhin allsogleich auch eine bessere Einrichtung vor- 
gekehret, hievon aber Euer Excellenz Gunst Freundschaft und Gnaden die ge- 
horsame Einberichtung zu machen darum bisher anstehen lassen, um mittels 
Abwartung einiger Zeit von deren gut und nutzbarem Fortgange zum Voraus 
genug vergewissert zu sein. Gleichwie nun aber dermalen sothane neue Ein- 
richtung bereits in vollkommenen Stand, auch ich Euer Excellenz Gunst und 
Freundschaft gehors. dienstschuldig versichern kann, dass selbe mit erwünschtem 
Efi'ekt und g^tem Nutzen kontinuieret, also habe auch zum gnädigen Ersehen 
die hierüber verfassten 2 Salzbergs-Normas gegenwärtig beischliessen und um 
deren gnädige Ratifikation in Gehorsam anlangen sollen. 

* Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
8. April 1750. Die von ihm Herrn Salzamtmann Freiherr v. Sternbach mit 
Bericht vom 14. März eingereichte Hallstätter und Ischler Salzbergs-Norma sei 
allhier eingesehen und von der Banko-Deputation-Buchhalterei durchgegangen 
.worden. — Zumal man nun befunden hat, dass die Aufsätze gar wohl gefasset 
und löblich adaptieret, auch von dem Herrn Baron viele Mühe darauf verwendet 
worden sei, also werden solche ohne einiges Bedenken hiemit ratifiziert, auf 
dass dieselben an die Beamten zur Beobachtung hinausgegeben werden, wobei 
man der guten Zuversicht ist, dass der Herr Baron auf den Vollzug dessen, was 
darinnen vorgesehen ist, fest halten und allso das nützliche Werk zur Ausführung 
zu bringen beeifert sein werde. 

7* 
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in noch hellerem Lichte, wenn man in Erwägung zieht, dass die 
Verhältnisse, welche er vorgefunden hatte, von einer derartigen 
Mannigfaltigkeit waren, wie sie notwendig ein im historischen Werde- 
prozess entstandenes Institut annehmen muss, dessen Ausbildung 
unter starrem Festhalten an dem Althergebrachten erfolgte. 

Wie sehr dies hier der Fall war, beweist die Thatsache, dass 
bis zur Einführung der Bergnorma Sternbachs noch Einrichtungen 
aus der Zeit der Erschliessung dieser Saline zu Anfang des 
14. Jahrhunderts zu Recht bestanden. So verschwanden die damals 
zur Bearbeitung des Hallstätter Salzberges verliehenen Berglehen 
erst in der Mitte des 18. Jahrhunderts, nachdem deren Inhaber, die 
Erbeisenhäuer, von allen Landesfürsten bis in den Beginn desselben 
die Konfirmation des 1311 verliehenen Stiftbriefes erlangt hatten^. 

Da den mit der Erweiterung des Betriebes und dem Wandel 
wirtschaftlicher und sozialer Verhältnisse sich ändernden Bedürfnissen 
bei dem Festhalten an dem Hergebrachten nur durch Anfügen neuer 
Einrichtungen an die schon überkommenen entsprochen werden 
konnte, so entstand im Laufe der Zeit eine Arbeitsorganisation von 
einer derartigen rein historisch gewordenen Komplikation, die jede 
straffe und ökonomische Leitung des Betriebes unmöglich machte. 
Wollte der Staat sich nicht selbst einer der wichtigsten Finanz- 
quellen berauben, so musste er auf eine Aenderung dieses Zu- 
standes Bedacht nehmen; sie trat auch wirklich ein in einer Weise, 
die zeigte, dass nunmehr eine neue Zeit angebrochen war. 

Konnte noch Kaiser Josef I. 1706 im Geiste seiner Zeit an- 
ordnen, dass die Bergarbeiter und deren Nachkommen bei ihren alten 
Freiheiten und Gnaden „je und allezeit ruhig gelassen und dawider 
von niemandem gehindert werden sollen können und mögen", so hob 
man jetzt ohne jedes Bedenken Einrichtungen, die im Sinne der 
alten Zeit eine mehrhundertjährige Sanktion für sich hatten, einfach 
deshalb auf, weil man einsah, dass dasjenige, was den Verhältnissen 
zu Beginn des 14. Jahrhunderts entsprach, unmöglich noch nach 
400 Jahren in der alten Form existenzfähig und berechtigt sein könne. 

b) Die Art und Organisation der Bergarbeit. 

Um die Organisation und die Art der in den Bergwerken der 
Gmundner Saline verrichteten Arbeit richtig zu verstehen, ist es 
notwendig, zunächst einen kurzen Blick auf die technische Seite 
derselben zu werfen. 



* Die letzte Konfirmation des Privilegiums der Erbeisenhäuer geschah durch 
Kaiser Josef I. am 9. Mäi'z 1706. 
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Wie bei der benachbarten Ausseer Saline findet sich auch im 
Hallstätter und in dem stratigraphisch gleichwertigen Ischler Salz- 
flötz das Salz nicht in reinem Zustand der grobkristallinischen 
Struktur, sondern in mehr oder minderem Grade den das Flötz 
bildenden Thonschichten beigemengt. 

Die daraus sich ergebende Gewinnungsart bestand und besteht 
noch heute im wesentlichen im Bau grosser in den salzhaltigsten 
Teilen des Flötzes angelegter Kammern, in welchen süsses ober 
Berg gesammeltes und eingeleitetes Wasser durch Auflösen des an 
den Kammerwänden befindlichen Salzes in eine wässerige Salzlösung 
(Sülze) umgewandelt wird, um schliesslich nach Ableitung derselben 
in die Pfannen der Sudhäuser durch Verdampfen des Wassers das 
Salz in feinkristallinischer Struktur zu gewinnen. Dieses Verfahren 
ist so alt, als die Gewinnung des Salzes im Hallstätter Salzflötz 
und unabänderlich vorgezeichnet durch die natürlichen Verhältnisse. 

Wesentlichen Veränderungen und Fortschritten waren nur 
unterworfen die verschiedenen Veranstaltungen technischer Natur, 
mittels deren man den oben skizzierten Produktionsprozess mög- 
lichst rationell und damit ökonomisch zu gestalten suchte. 

Dieselben waren um die Mitte des vorigen Jahrhunderts im all- 
gemeinen folgende: 

Am Hang des ziemlich steil ansteigenden Gebirges schon 
äusserlich durch die übereinander gelegenen Mundlöcher angedeutet, 
waren in mehreren übereinander gelegenen Etagen Stollen (Haupt- 
schachtrichte) in das Innere des steil einfallenden Salzflötzes ein- 
getrieben. Sie dienten ausschliesslich zum Transport teils der Sülze, 
welche in seitwärts an der Sohle des Stollens liegenden Röhren aus 
dem Berge geleitet wurde, teils alles übrigen Gebirges, das in auf 
Schienen laufenden Wagen (Truchen) an den Tag gefördert und 
unweit des Mundloches abgelagert wurde. 

Diese Stollen waren jedoch — aus gleich zu erörternden 
Gründen — nicht derart über einander gelegen, dass sie alle in die- 
selbe Vertikalebene fielen, sondern jeder höher gelegene war um 
ein gewisses Mass dem unter ihm befindlichen gegenüber in der 
Horizontalen verschoben. 

Der Umwandlung des Wassers in Sülze dienten besondere, der 
Lage des Salzaubruches entsprechend rechts oder links vom Stollen 
liegende Kammern (Schöpfgebäude), die in nachfolgender Weise ent- 
standen. 

Zunächst wurde vom Stollen unter 46® nach der Seite und 
42® abwärts ein relativ niedriger mit ausgehauenen Stufen ver- 
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sehener Gang (Sinkwerk) derart in die Tiefe abgeteuft , dass 
sein unteres Ende zwischen je zwei übereinander gelegenen Stol- 
len, horizontal und vertikal von ihnen gleichweit entfernt, zu 
liegen kam, und damit die Gefahren vermieden, welche sich aus 
der Lagerung des am Ende des Sinkwerkes errichteten Schöpf- 
gebäudes unmittelbar über dem nächst tiefer liegenden Stollen er- 
gaben. 

Um das beim Bau des Schöpfgebäudes auszubrechende „Häuer- 
auswerk" bequem an den Tag fördern zu können, wurde vor dessen 
Anlage vom Hauptstollen ein Nebenstollen (Säuberungsofen) in der 
Kichtung nach der Seite so abgebaut, dass er genau über das Ende 
des Sinkwerkes zu liegen kam, und von diesem Punkte aus dann 
ein senkrechter Schacht (Schöpfgrube) zum Sinkwerke hinab- 
getrieben. Dort wurde dann die sog. „Pittenstatt" ausgehauen, 
d. h. nach allen Richtungen schmale Gänge horizontal in das Ge- 
birge gebaut, um dem eingeleiteten Wasser eine möghchst grosse 
Oberfläche zu bieten. Waren nach Fertigstellung der Pittenstatt 
die nötigen Zimmermannsarbeiten vollendet, so wurden auf dem 
Wege des Sinkwerkes die Gänge derselben mit Wasser angefüllt 
und dasselbe solange belassen, bis es nach Durcblaugung der Wände 
zwischen den Gängen in Sülze umgewandelt war. 

Die derart durch Beseitigung der Zwischenwände entstandene 
Kammer war das Schöpfgebäude, benannt nach der Art, wie man 
die in ihr gesammelte Sülze zu Tage brachte. Letztere wurde 
nämlich mittels Eimer, welche an einer Haspel in der Schöpfgrube 
auf- und abgingen, in den Säuberungsofen hinauf befördert und von 
da in Bohren nach dem Sudhaus geleitet. 

Nach vollständiger Entfernung der Sülze aus dem Schöpf- 
gebäude begannen in diesem die „Säuberungsarbeiten", d. h. der 
nun den Boden und die Wände bedeckende Lehm (Laist) wurde 
abgestreift, in die Eimer gefüllt, im Säuberungsofen in die Truchen 
geleert und von dort an den Tag gefahren. 

Nach vollzogener Säuberung wurde von neuem durch das Sink- 
werk Wasser eingelassen und nach Umwandlung in Sülze aus- 
geschöpft, worauf sich diese Prozedur so oft wiederholte, bis das 
Schöpfgebäude derart erweitert worden war, dass es aus Rücksicht 
für die benachbarten verlassen und zur Anlage eines neuen ge- 
schritten werden musste. 

Mit dieser Art des technischen Betriebes hing auch eine be- 
stimmte Organisation der verschiedenartigen in ihm notwendigen 
Verrichtungen zusammen. 
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Vor allem entsprach ihr die Gliederung des gesammten Salz- 
bergpersonales zu Hallstatt und Ischl — für beide Bergwerke galt 
die neu eingeführte Norma in gleicher Weise — in Bergmeister- 
schaft und Bergarbeiter. Den ersteren oblag die Leitung und Be- 
aufsichtigung, den letzteren die Ausführung der im Berge erforder- 
lichen Arbeiten. 

An der Spitze der Bergmeisterschaft wie überhaupt des ganzen 
Betriebes stand ein Berginspektor. Den übrigen Mitgliedern der 
Bergmeisterschaft fielen besondere Funktionen zu, dem Oberberg- 
meister die unmittelbare Leitung der „Häuerschaft", dem Ober- 
schaffer die des „Säuberungspersonales", während der ünterberg- 
meister die gesammte Wasser- und Sulzenwirtschaft besorgte. Zur 
unmittelbaren Aufsicht über die Arbeiter im Berge waren drei Ge- 
schworene bestimmt. Sie hatten wechselweise die ganze Woche, so 
lange im Berge gearbeitet wurde, je sechs Stunden hindurch den 
Berg zu befahren, „allerorten die Arbeiter in vorsichtiger Stille zu 
visitieren und die erfindlichen Fehler zu deren Bestrafung unan- 
gesehen einiger Freundschaft oder anderweitigen Nebenabsicht in- 
stanter und, sobald selbe aus dem Berg kommen, dem Salzbergs- 
inspektor, wie die Sachen an sich selbst beschaffen, ohne mindeste 
Verhehlung anzuzeigen" ^. 

Die Bergleute zerfielen in zwei Kategorien, in die qualifizierten 
und nichtqualifizierten Arbeiter. Gelernte Arbeit verrichtete die 
Häuerschaft, deren einzelne Mitglieder „Wahlknappen" hiessen, und 
einige wenige andere Arbeiter für besondere Verrichtungen tech- 
nischer Natur, wie die „Rüster" und „Steinstreicher", welche die 
im Berge nötige Verzimmerung vorzunehmen, bezw. die Bohre für 
Wasser und Sülze zu legen hatten. 

Allen Vorgenannten stand das Säuberungspersonal, d. h. die 
Gruppe der ungelernten Arbeiter gegenüber. Es waren die „Knappen- 
knechte", die das von der Häuerschaft ausgeschlagene Häuerauswerk 
in den Hauertruchen , die „Truchner", welche bei Säuberung des 
Schöpfgebäudes den Laist in den Truchen an den Tag zu fahren 
hatten, nachdem er von den „Werkbuben" in die Eimer gefasst 
und durch die Schöpfgrube zur üeberfüUung in die Truchen in den 
Säuberungsofen hinaufgehaspelt worden war. üeber dem Säuberüngs- 
personale stand ausser den Geschworenen noch ein besonderes 
Aufsichtsorgan, die „Säubererhutleute" ^. 

^ Bergnorma. 

^ Alte verdiente, zur Arbeit im Berge nicht mehr fähige Arbeiter, denen 
man diesen Vertrauensposten deshalb anwies, um einerseits ihre Erfahrenheit 
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Da nämlich der besondere Charakter dieses Bergbaubetriebes es 
mit sich brachte, dass sich das Bedürfnis nach Arbeitskräften bald 
in dieser bald in jener Richtung besonders geltend machte, je nach- 
dem ein Schöpfgebäude gebaut, geschöpft oder gesäubert wurde, so 
war auch die von den einzelnen „Säuberern" zu leistende Arbeit 
nicht immer die gleiche, wenn man auch auf möglichste Belassung 
der einzelnen Gruppen des Säubererpersonales bei ein und derselben 
Arbeit Bedacht nahm. 

Die Bergmeisterschaft hatte daher die Art und Reihenfolge der 
verschiedenen Arbeiten im Berge derart festzusetzen, dass einerseits 
die nötige Sülze dem Sudhaus zugeführt und die Säuberer in der 
Regel in gleicher Arbeit beschäftigt werden konnten. 

Zu diesem Behuf entwarf sie am Ende jeder Woche den 
Arbeitsplan für die nächstfolgende und setzte die hiezu erfahrungs- 
gemäss erforderliche Arbeitsbelegung fest. Die Säubererhutleute 
hatten sich dann Montags früh eine Stunde vor Arbeitsbeginn in 
der Bergkanzlei einzufinden, woselbst ihnen der Oberschaffer die 
nächstwöchentliche Arbeitsveranstaltung bekannt gab, d. h. sowohl 
die Art der Arbeit als auch die Zahl der hiebei zu verwendenden 
Säuberer bestimmte. Jeder Hutmann fuhr dann mit den ihm unter- 
stellten Arbeitern in den Berg ein, um die Oerter nach der ihm 
gewordenen Weisung mit Mannschaft zu belegen. 

c) Die Zeit und Dauer der Arbeit. 

Da der Betrieb innerhalb jeder Woche, sofern ihn nicht ein- 
fallende Feiertage unterbrachen, ein kontinuierlicher war, so ergab 
sich daraus die Notwendigkeit von Schichtarbeit. 

Die Dauer der einzelnen von den Bergarbeitern gearbeiteten 
Schichten war zwar für alle die gleiche, dagegen war die Organi- 
sation des erforderlichen Schichtenwechsels für die beiden Haupt- 
kategorien innerhalb der Arbeiterschaft dem verschiedenen Schwierig- 
keitsgrad der von ihnen verrichteten Arbeit entsprechend verschieden- 
artig gestaltet, sie war bei den qualifizierten Arbeitern eine andere 
als bei den nichtqualifizierten. 

Herbeigeführt wurde dieser Unterschied dadurch, dass die ge- 
sammten Wahlknappen in drei, das Säubererpersonal hingegen nur 



im Betriebe zu verwerten, andererseits um ihnen alle jene nur den in voller 
Arbeit stehenden kaiserlichen Arbeitern zukommenden Vorteile belassen zu 
können. Infolge ihrer ausschliesslich beaufsichtigenden Thätigkeit nahmen sie 
eine Mittelstellung zwischen der Bergmeisterschaft und den Bergarbeitern ein. 
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in zwei Passe behufs wechselseitiger Ablösung bei der Arbeit ein- 
geteilt waren. 

Dadurch wurde es möglich , bei gleichzeitigem Schichten- 
wechsel des gesamten Personales die Häuerschaft nicht nur um ein 
Drittel kürzer arbeiten, sondern auch noch zwischen den einzelnen 
Schichten um das Doppelte länger als das Säubererpersonal ruhen 
zu lassen. 

Im einzelnen gestalteten sich die Verhältnisse wie Tabellen a 
und b der Beilage 3 zeigen. 

„Die Wahlknappen müssen'^ — § 1 der Bergnorma — „in 
einer ganzen Woche anstatt der vorhergemachten 8 vierstündigen 
nunmehr 6 sechsstündige Arbeitsschichten verrichten. 

Dann sollen selbe Montag früh um 5 Uhr wirklich schon bei 
den Berghäusern sein, und bis 6 Uhr kochen, essen, das Gebet ver- 
richten und von dem Gang ausrasten, um 6 Uhr aber strikte bei 
den Bergmundlöchern, wo selbe mit der Arbeit angewiesen sind, 
sich befinden und einfahren und mit der Arbeit kontinuieren, bis 
deren Grespann^, welche mittags um 12 Uhr anfahren, sie wirklich 
von dem Ort ablösen werden." 

„Sodann aber nach jeder Schicht 12 Stund Rast haben, welche 
Feierzeit aber jeder ohne Ausnahme an Berg zu verbleiben hat und 
nicht etwa anstatt der Rast seiner eigenen Partikulararbeit ab- 
zuwarten, womit sich dann ergiebt, dass die ersten Freitags früh 
um 6 Uhr, die änderten hingegen um 12 Uhr mittags und jene so 
auf der dritten Pass sich befinden abends um 6 Uhr ihre Wochen- 
arbeit vollenden, folgbar einem jeden Wahlknappen in einer ganzen 
Woche zwei Tage zu seiner eigenen Hausarbeit übrig bleiben, denn 
was letztere zu Ende der Woche später vom Berge kommen, dürfen 
selbe Montags ebensoviel später an den Berg gehen." 

„Soviel es aber die Arbeitszeit der Knappenknechte" — § 3 
der Bergnorma — „berühret , müssen sie gleich den Wahlknappen 
Montag früh um 5 Uhr sich bei Berg einfinden, damit selbe bis 
6 Uhr ausrasten, auch kochen und essen, mithin dann unverzüglich 
anfahren können und haben hienach mit ihrer Arbeit so lange zu 
kontinuieren, bis selbe von der anderen Pass wirklich abgelöst 
werden, allemassen sich gedacht andere Pass Montags Mittag um 
11 Uhr ebenfalls schon am Berg, einzufinden, alsdann aber um 

* So hiess jedes Mitglied der aus je 3 "Wahlknappen bestehenden Vereini- 
gung (Schlag), welche den 3 Passen entsprechend sich gegenseitig von der 
Arbeit ablösend gemeinschaftlich und auf gemeinsame Rechnung an ein und 
demselben Orte arbeiteten. 
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12 Uhr anzufahren und ihre Kameraden von der ersten Pass ab- 
zulösen hat. 

Auf welche Art selbe von 6 zu 6 Stunden abzuwechseln, wo- 
durch sich dann ergiebt, weil sie in einer Wochen jeder 8 Schich- 
ten zu machen haben , dass die erste am Ffingsttag (Donnerstag) 
Mitternacht, die andere aber Freitag früh ihre Wochenarbeit voll- 
enden." 

Demnach arbeiteten die Wahlknappen innerhalb der 7 Tage 
der Woche nur an 5 Tagen und an diesen viermal je eine und 
einmal zwei Sphichten. 

Die Schichtdauer effektiver Arbeit vor Ort betrug 6 Stunden. 
Nur die letzte Schicht der letzten Pass am Ende der Woche war 
ungefähr um eine halbe Stunde, der durchschnittlichen Dauer des 
Weges vom Mundloch bis zur Arbeitsstätte, deshalb abgekürzt, weil 
diese Pass nicht mehr wie die vorherigen auf die Ablösung der 
nachfolgenden zu warten hatte. 

Um diese Verschiedenheit in der wöchentlich effektiven Arbeits- 
zeit zwischen den einzelnen Passen auszugleichen, liess man die- 
selben am Anfang der Woche mit dem Beginn ihrer Arbeit derart 
abwechseln, dass successive jede derselben die erste, zweite und 
dritte wurde und durch Fortsetzung des Verfahrens die beabsichtigte 
Wirkung erfolgte. 

Rechnet man den mit jeder Schicht verknüpften Gang von und 
zu Ort, soweit er sich am Berge vollzog, der Natur der Sache ent- 
sprechend in die Arbeit mit ein, so erweitert sich die Schicht von 
sechsstündiger Arbeit im engeren auf eine solche von siebenstündiger 
Arbeit im weiteren Sinne des Wortes. Dann beträgt aber auch die 
Ruhezeit zwischen den einzelnen Schichten nicht, wie die Bergnorma 
mit Ignorierung dieses Unterschiedes in der Arbeit behauptet, 12 
sondern nur 11 Stunden. 

Die Knappenknechte, wie überhaupt das gesammte Säuberer- 
personal waren, wie erwähnt, in zwei Passe eingeteilt. 

Die eine, die „Frühpass'^, hatte Montag um 6 Uhr früh, die 
andere, die „Nachpass", um 12 Uhr mittags einzufahren und nach 
Absolvierung von 8 Schichten effektiver Arbeit mit je sechsstündig 
eingelegter Zwischenzeit am Donnerstag Mitternacht bezw. Freitag 
früh um 6 Uhr auszufahren. 

Um auch hier die durch den Ausfall der Ablösung am Freitag 
bedingte Kürzung der effektiven Arbeit der Nachpass sowie den Vor- 
teil dreier völlig freier Tage der Frühpass dem gesammten Säuberer- 
personale möglichst gleichmässig zukommen zu lassen, wechselten 
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die Pässe derart wöchentlich ab, dass die Frühpass der vorigen die 
Nachpass der folgenden Woche und umgekehrt wurde. 

Das Gesagte zusammenfassend ergiebt sich eine tägliche durch- 
schnittliche Arbeitszeit inklusive Ein- und Ausfahrt für 

die Hauerschaft von 8 Stunden, 

das Säubererpersonal r) ^^ n 

Allein um einen genauen Einblick in das zeitliche Moment des 
Arbeitsverhältnisses, in welchem diese Arbeiter standen, zu ge- 
winnen, ist es notwendig, in zwei Richtungen eine scharfe Unter- 
scheidung zu machen. 

Das unterscheidende Kriterium für die erstere ist die Dauer, 
für die zweite die Verwendungsart der zu untersuchenden Zeit- 
räume. 

Demgemäss ist einerseits die tägliche, wöchentliche und jähr- 
liche Arbeitszeit, andererseits die Dauer der Arbeit im engeren 
und weiteren Sinne sowie der „Ruhe" und der „freien Zeit" zu 
unterscheiden. 

Fassen wir zunächst die wöchentliche Arbeitszeit ins Auge, so 
zeigt ein Blick auf die Tabellen a und b, wie ungleichmässig die 
Arbeit auf die ganze Woche verteilt war. Die ganze wöchentlich 
zu leistende Arbeit war derart gegen den Anfang der Woche zu- 
sammengeschoben, dass von den 7 Tagen derselben der Hauerschaft 
durchschnittlich 2, den Säuberern 3 Tage am Ende der Woche „frei" 
geblieben waren. 

Dies hatte naturgemäss zur Folge, dass die Zeit zwischen den 
einzelnen Arbeitsschichten eine verhältnismässig sehr kurze (11 bezw. 
5 Stunden) war und mit Rücksicht darauf eine eigentümliche Unter- 
scheidung innerhalb derjenigen Zeit, welche der Arbeiter ausser 
Arbeit stand, insofern herbeigeführt wurde, als ein Teil derselben 
dem Arbeiter durch die Arbeitsordnung als „Ruhezeit" normiert 
bezw. der Rest als „freie Zeit" geblieben war. 

Diese Ruhezeit war nach § 1 der Bergnorma keineswegs derart 
zu verstehen, dass der Arbeiter über sie nach freiem Belieben hätte 
verfügen können, vielmehr war er gezwungen, während derselben in 
den bei den Mundlöchern gelegenen Berghäusern zu verbleiben. 

Daselbst waren Liegstätten zum Ausruhen sowie Kochherde 
zum Abkochen von Speisen in entsprechender Anzahl vorhanden, 
so dass die Arbeiter, welche sich am Montag den für die ganze 
Arbeitswoche notwendigen Proviantvorrat von Hause mitbrachten, 
für diese Zeit ein wenn auch höchst notdürftiges Unterkommen und 
eine nicht viel bessere Verpflegung hatten. 
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Um die im Berghause ausruhenden Arbeiter möglichst wenig 
zu stören, wurde nicht nur das mit dem Schichtenwechsel verbundene 
Ein- und Ausgehen auf das mögliche Mindestmass dadurch be- 
schränkt, dass der Wechsel viermal im Tage mit dem gesammten 
Bergpersonal gleichzeitig vorgenommen wurde, man schätzte die 
Arbeiter auch noch dadurch vor einem allzu grossen Verlust ihrer 
Buhezeit, dass man für ein rasches Abkochen ihrer Speisen sorgte. 
Zu diesem Behufe war ein eigener Arbeiter — Geimel genannt — 
angestellt, welcher der jeweils von der Schicht kommenden Mann- 
schaft heisses Wasser auf den Kochherden vorzubereiten hatte und 
ihnen damit den langwierigsten Teil der Zubereitung ihres Proviantes 
abnahm. 

Die Arbeiter standen daher von 168 Stunden der Woche aller- 
dings nur 42 bezw. 56 Stunden in Arbeit, allein an „freier Zeit" 
hatten sie davon nur 72 Stunden, welchen 96 gegenüberstanden, 
die sie ihrem Hauswesen und ihrer Familie gänzlich entzogen 
waren. Etwas weniger traurig erscheint jedoch dieses Bild einer 
nicht von Willkür oder Profitsucht des Arbeitgebers sondern — 
wie wir weiter unten sehen werden — von topographischen und 
sozialen Verhältnissen dortiger Gegend und damaliger Zeit dik- 
tierten Arbeitsverfassung, wenn wir die Grösse der jährlichen Arbeits- 
zeit betrachten. Hier war es die bedeutende Zahl der jährlichen 
Feiertage, welche der Arbeiterschaft nicht nur allein dadurch zu 
statten kam, dass sie die an sich nicht unmässige Arbeitszeit 
ohne Schädigung ihres Einkommens verringerte, sondern vorzüg- 
lich den in vielen Richtungen so ungemein schädlichen die ganze 
Arbeitswoche dauernden Aufenthalt am Berge unterbrach oder 
kürzte. 

Allerdings kamen nicht alle Feiertage in der bezeichneten 
Richtung den Arbeitern zu Gute. Denn da Samstag normalmässig 
überhaupt nicht gearbeitet wurde , so kamen diejenigen nicht in- 
betracht, welche im Kirchenkalender auf diesen Wochentag fielen, 
andererseits verschob man in den Wochen, in welchen am Mon- 
tag aus Rücksicht auf die Feiertagsheiligung nicht gearbeitet 
werden konnte, den Beginn der Arbeitswoche auf den Dienstag 
und absolvierte dann die normale wöchentliche Schichtenzahl, in 
welchem Ausnahmsfall das Ende der Wochenarbeit in den Sams- 
tag fiel. 

Bezüglich der übrigen der Zahl nach weitaus überwiegenden 
Feiertage galt eine eigene Vorschrift, in welcher alle möglichen 
Kombinationen der Feiertage nach Häufigkeit und Stellung in der 
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Woche vorgesehen und mit ihrem Einfluss auf die wöchentliche 
Arbeitszeit angegeben waren ^ 

Nach Inhalt derselben wurde für jedes Jahr im voraus eine 
^Scfaichtenspezifikation^ entworfen^ in welcher die in diesem Arbeits- 
jahre zu leistenden Schichten nach Zahl und Verteilung auf das 
genaueste bestimmt waren. 

Die thatsächliche Gestaltung der gesammten zeitlichen Ver- 
hältnisse der damaligen Arbeitsverfassung findet also erst bei der 
Analyse des Arbeitsjahres ihren richtigen Ausdruck, wenn man von 
den geringen Schwankungen zwischen den einzelnen Jahren absieht, 
die sich aus der jeweilig verschiedenen Stellung der Feiertage 
innerhalb der Wochen ergiebt. Dies zeigt ganz deutlich Beilage 4, 



1 Imo. Wenn Dienstag oder Freitag ein Feiertag einfällt, so solle sowohl 
jedem von der Hauerschsft als dem Säubererpersonale eine Feiertagsschicht 
zu gute kommen, sohin von denen Häuern nur 5, von denen Säuberern nur 7 
Arbeitsschichten gemacht werden dürfen. — 2^0- Sofern aber 2 oder 3 Feier- 
tage in einer Wochen einfielen, so ist sich folgender gestalten zu benehmen, 
dass nämlich zu gute zu kommen haben. 

(a = Wahlknappen, b = Säuberer.) 



Bei zwei Feiertagen 


Schichten- 
zahl 


Bei drei Feiertagen 


Schichten- 
zahl 


a 


b 


a 


b 


Mont. und Dienst. 


1 


1 


Mont., Dienst, und Mittwoch 


2V« 


3 


„ „ Mittwoch 


17« 


2 


„ Mittw. „ Donnerst. 


3 


3V« 


„ „ Donnerst. 


iVa 


2 


„ Donnerst. „ Freit. 


3 


3V« 


n Freit. 


IV2 


2 


„ Freit. „ Samst. 


2V« 


3 


„ „ Samst. 


1 


1 


Dienst., Mittw. „ Donnerst. 


3 


3V« 


Dienst. „ Mittwoch 


IV* 


2 


„ Donnerst. „ Freit. 


3 


372 


„ „ Donnerst. 


IV« 


2 


„ Freit. „ Samst. 


3 


3 


n Freit. 


iV« 


2 


Mittw., Donnerst. „ Freit. 


3 


3V« 


„ „ Samst. 


IV» 


2 


„ Freit. „ Samst. 


3 


3 


Mittwoch „ Donnerst. 


iV« 


2 


Donnerst., Freit. „ Samst. 


2V« 


3 


n « Freit. 


1V2 


2 








„ ,. Samst. 


IV« 


2 








Donnerst. „ Freit. 


1V2 


2 








„ „ Samst. 


IV« 


2 








Freit. „ Sonnt. 


1 


1 
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nach welcher von den 52 jährlichen Arbeitswochen nicht weniger 
als 29 durch die einfallenden Feiertage in ihrer normalen Gestaltung 
modifiziert wurden. 

Demnach wurden von jedem Wahlknappen statt der normal- 
massigen 312 Jahresschichten nur 27972, von jedem Säuberer statt 
416 nur 382 thatsächlich gearbeitet und damit nicht nur die wöchent- 
lich normierte Arbeitszeit für die ersteren um zirka 10 ^/o, die letz- 
teren um zirka 8 ^/o verkürzt, sondern auch noch in viel eingreifen- 
derem Masse die Ruhezeit vermindert und dadurch die freie Zeit 
verlängert. 

unter diesem Gesichtspunkt betrachtet und mit Zugrundelegung 
des heute als normal geltenden Verhältnisses von 300 Arbeitstagen 
gegen 65 Ruhetage innerhalb eines Jahres ^ ergiebt sich eine durch- 
schnittliche effektive Arbeitszeit pro Tag für 

die Häuerschaft von 5.7 Stunden, 
„ Sauber er „ 7.64 „ 

ein Ausmass, das nach dem heute geltenden Massstab als durch- 
aus nicht drückend bezeichnet werden kann. 

Was aber sehr hart empfunden werden musste, war die That- 
sache, dass die Arbeit den Bergarbeiter derart an den Ort seiner 
Arbeitsstätte fesselte, dass sich sein Leben vorwiegend nicht im 
eigenen Hause und in der Familie, sondern auf dem Berge abspielte. 

Zu diesem schweren von den schädlichsten sozialen Folgen be- 
gleiteten Misstand trat als Verschärfung der Zwang, in den Berg- 
häusern Erholung von der körperlichen und geistigen Arbeits- 
ermüdung zu suchen. Diese erfolgte nämlich in einer Weise ^, die 
durchaus nicht im Stande war, ihre Arbeitsfreudigkeit und geistige 
Spannkraft zu erhalten oder zu fördern. Dass die Bergarbeiter das 
Drückende dieser Verhältnisse auch wirklich empfanden, das beweisen 
ihre Versuche, auf dem Gebiete der Arbeitszeit Wandel zu schaffen. 

Diese gingen nicht auf die Kürzung der effektiven Arbeitszeit, 
da dies weder im Interesse derjenigen lag, welche infolge der Art 
ihrer Löhnung damit in ihrem Einkommen geschmälert worden 

^ Grandlage des deutschen Reichsgesetzes betreffend die Invaliditäts- und 
Altersversicherung zur Berechnung des Jahresarbeitsverdienstes aus dem orts- 
üblichen Taglohn. 

^ Untersuchungs-Hofkommissionsverordnung vom 6. Oktober 1763. Wo- 
hingegen, wie derzeiten beschehen, wann selbe beim Berg, allwo aus Mangel 
an genügsamen "Wohnungen das Personale überhäuft, dass fast einer auf dem 
anderen sitzet, in vollem Staub und Ungeziefer eine ganze Wochen fast ohne 
Ruhe und Schlaf verbleiben müssen, die Leute mehr erkranket und miserabel 
werden. 
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wären, noch ihr Ausmass derartig war, dass diese Frage neben 
der viel aktuelleren der Lohnhöhe hätte hervortreten können. 

Es zeigte sich dies deutlich im Jahre 1763. Damals war eine 
Üntersuchungs-Hofkommission im Salzkammergute erschienen, um 
sich persönlich durch Einvernehmen der Beteiligten über den Stand 
des Gmundner Salinen wesens zu orientieren und inzwischen ein- 
gerissene üebelstände an Ort und Stelle zu beheben. 

An diese wandte sich auch das gesammte Ischler und Hallstätter 
Bergpersonal mit der Bitte um Abänderung der Arbeitszeit in der 
Art, dass ihm eine längere Zeit im eigenen Hause zu weilen und 
zu arbeiten ermöglicht werde^ da sie sonst bei den niedrigen Löhnen 
nicht weiter Weib und Kinder zu ernähren vermöchten. 

Die Hofkommission glaubte diesem Wunsche am besten da- 
durch zu entsprechen, dass sie die Schichten Organisation in der 
Weise änderte^, wie es der Vergleich der Tabellen a und b mit 
c und d (Beilage 3) zeigt. 



^ üntersuchuDfi^s-Hofkommissionsverordnung an das Yerwesamt Ischl vom 
6. Oktober 1763. Es würde sowohl für Ihr. Mai. allerhöchsten Dienst, als auch 
dem Bergmann nutzbarer sein, wenn künftig die Wahlknappen anstatt der der- 
maligen 6 sechsstündigen in einer ganzen Woche 5 und wenn ein Feiertag ein- 
fallet 4 achtstündige Schichten verrichten, indem hierdurch der Wahlknapp in 
24 Stunden nur einmal den beschwärlichen Gang für den Ort zu machen hat, 
woselbe bei den dermaligen sechs sechsstündigen in 24 Stunden zu zweimalen 
anfahren muss und nebstdem auch zu seiner nöthigen Rast anstatt den der- 
maligen 12 16 Stunden zu geniessen haben. Von daher müssen künftig- 
hin die Wahlknappen, gleich wie es bei anderen ausländischen Bergwerken 
üblich, zu der Frü-Schicht am Montag um 4 Uhr früh, auf die Mittag-Schicht 
um 12 Uhr und die Nacht-Schicht um 8 Uhr abends anfahren. Wann also die 
Schichten auf diese Art verrichtet werden, so würde der Erste am Freitag zu 
Mittag, der Zweite um 8 Uhr abends und der Dritte am Samstag früh um 4 Uhr 
von ihren Schichten fertingen. — Nachdem sich auch die Säuberer und übrigen 
Arbeiter beschweret, wie dass die denselben vermög Norma bei denen 6 sechs- 
stündigen Schichten von einer Schicht zur anderen die zur Rast oder Feierzeit 
bestimmten 6 Stunden auf keine Weise zu gute kommen, indem selbe in dem 
Berg solange verziehen müssen, bis sie von denen anderen von ihrer Arbeit ab- 
gelöst werden, weil einige von der Arbeitstätte und noch mehr bis zum Berg- 
haus haben, hernach erst kochen und zu Anfang der kommenden Schichten 
ebenfalls wiederum vorher kochen müssen, unter welcher Zeit oftmals mehr als 
2 Stunden verstreichen, wie auch überdies sie Arbeiter in der wirklichen Rahe 
allda noch die übrigen 4 Stunden keine vollkommene geniessen, weil selbe wegen 
beständigen aus und eingehen s gestört werden. Damit also auch das Säuberer- 
personale künftighin eine längere Rastzeit bekomme und, nachdem selbe mehr 
ausgerastet, der Arbeit desto frischer vorstehen können, so sollen diese eben- 
falls wie die Wablknappen zu achtstündigen Schichten verhalten w*erden, all- 
diweilen die 6 achtstündigen Schichten wie die 8 sechsstündigen in einer ganzen 
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Die wöchentlich effektive Arbeitszeit der Häuerschaft wurde 
von 36 auf 40 Stunden erhöht, eine Aenderung, welche, wie aus 
dem Späteren ersichtlich, für ihren Arbeitsverdienst nur von Vorteil 
war, wogegen diejenige des Säubererpersonals die gleiche blieb. 

Dagegen veränderten sich alle übrigen zeitlichen Verhältnisse 
in der Weise, dass der Verminderung der Schichtenzahl entsprechend 
auch die wöchentlich auf den Gang zu und von Ort entfallende Zeit 
bei den Wahlknappen um eine, bei den Säuberern um 3 Stunden 
verkürzt und der frühere Unterschied zwischen Euhe und freier Zeit 
gänzlich wegfiel. 

Die Häuerschaft stand also trotz Verlängerung der effektiven 
Arbeitszeit um 4 Stunden doch nur 3 Stunden länger, die Säuberer 
bei gleichgebliebener sogar um 3 Stunden weniger als vorhin in der 
Arbeit und beide konnten über die übrige Zeit frei verfügen, da 
nun jeder nach vollendeter Schicht nach Hause gehen durfte. 

Durch Einführung dieser in allen übrigen Bergwerken längst 
geübten und erprobten Schichtenorganisation in den Betrieben der 
Gmundner Saline schienen nun alle früheren Mängel nach Möglich- 
keit beseitigt und die geeignete Form der Arbeitsverteilung inner- 
halb der Woche gefunden. 

Aber es schien nur so! Für die Arbeiter mit noch grösseren 
üebelständen wie bisher verbunden, war sie für die Bergwerke im 
Salzkammergute einfach unmöglich. Die Gründe lagen teils in un- 
abänderlichen, durch die Oro- und Topographie des Landes be- 
dingten, teils in zeitlich allerdings wandelbaren Umständen, wie in 
der wirtschaftlich-sozialen Stellung der Bergarbeiter. 

Denn der schon durch die natürliche Gestaltung des Bodens 
ungemein schmal zur Ansiedlung ausgemessene Raum wurde noch 

Woche 48 Stunden ausmachen, von daher, wenn die erste Pass am Montag früh 
um 4 Uhr mit denen Wahlknappen anfahret und alle Tag bis 12 Uhr Mittag 
arbeitet, so wird diese am Samstag zu Mittag um 12 Uhr fertig, die andere 
aber, so am Montag um 12 Uhr einfahret, erst am Samstag abend fertig würde; 
damit aber diese letzteren mit denen ersteren zu Mittag ausarbeiten und zu- 
gleich nach Haus gehen können, so müssen sie, nachdem selbe am Freitag abend 
um 8 Uhr abend ausfahren, nach verflossener 8 stündiger Rastzeit mit denen 
ersteren am Samstag früh einfahren. Wann nun die achtstündigen Schichten 
auf solche Art verrichtet werden und so die Anzahl der Arbeitsstunden die 
gleiche geblieben, mithin weder Ihr. Kaiserl. Mai. Dienst verkürzet noch die 
Arbeiter beschweret, sondern vielmehr beiden Teilen ein Nutzen verschaffet 
wird, weil die Leute, wann selbe nach vollendeter Schicht 16 Stund Rastzeit 
bekommen, folgsam wer nicht beim Berg verbleiben will auch nach Haus gehen 
dürfte, mithin eine viel bessere Ruhe gemessen und viel gesunder bleiben, her- 
nach auch der Arbeit um soviel kräftiger vorstehen und dauern werden können. 
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durch den ringsum an den Hängen des Gebirges tief herabreichenden 
Wald künstlich eingeengt, dessen Schonung für den Brennbedarf 
der Sudhäuser die Ansiedlung in seiner unmittelbaren Nähe aus* 
schloss. Zudem waren fast alle Bergarbeiter Bauern mit eigenem 
Haus und kleinem Grund, dessen Bewirtschaftung aufzugeben die 
Lohnhöhe nicht gestattete. Beide Momente zusammen erklären, 
warum die überwiegend grosse Anzahl derselben nicht in der Nähe 
des Bergwerkes angesiedelt war, sondern in bedeutender Ent- 
fernung hievon ihre Wohnstätten haben musste. Der Hofkommission 
blieben diese Verhältnisse keineswegs unbekannt. Dies zeigen die 
Bestimmungen, durch welche sie den hieraus für die Arbeitszeit sich 
ergebenden ungünstigen Folgen begegnen zu können glaubtet 

Was ihr aber entgangen war, das war einmal die Bedeutung 
dieser Verhältnisse für die Verteilung der Arbeitszeit, sowie die 
Thatsache, dass die Arbeiter an denselben etwas zu ändern nicht 
im Stande waren. 

Daher war es unvermeidlich, dass die angeordneten Strafbestim- 
mungen, nicht wie beabsichtigt, der Erhaltung der neuen Ordnung 
dienten, sondern im Gegenteil zu deren Aufhebung hinführten. Denn 
kaum war die neue Schichten Organisation im Jahre 1764 in Kraft 
getreten, so verlangten die Arbeiter ebenso dringend wie sie vorher 
eine Abänderung herbeigewünscht hatten, die Abschaffung des neuen 
und zum mindesten die Wiedereinführung des früheren Zustandes. 
Zunächst wandten sie sich in mehreren Bittschriften an den Salz- 
amtmann in Gmunden, und, als dies nichts fruchtete, direkt nach Wien. 
Hören wir die Arbeiter selbst. In dem 1766 an die Ministerial-Banko- 
Deputation gerichteten „ unter thänig wehmütigsten Anlangen und Bitten 
sämmtlicher Salzbergarbeiter zu Hallstatt" heisst es unter anderem: 

„Euer Hochgräfliche Exzellenzien und Gnaden wird annoch in 
Hochgnädigem Andenken ruhen, wasmassen von einer hier anwesend 



^ Aus der oben citierten Hofkommissionsverordnung vom 6. Oktober 
1763: Welches denselben auf ihre Supplique nur unter dieser Bedingung von 
Seite der Kommission zugestattet worden, dass sie (damit nicht etwa von 
jemand eingewendet werden könnte, als ob durch das späte Hinzugehen die 
Leut noch weit matter und zur Arbeit untauglicher auf ihre Schichten ein- 
fahren) 2 Stund vor der Schicht am Salzberg eintreffen und sich gleich wie bei 
dem Fortgang also auch bei ihrer Rückkunft bei dem Büchelschreiber richtig 
melden sollen. Wo sie dann noch vor der Bergbefahrung noch 2 Stund aus- 
zurasten haben, jene aber (welche die bestimmte Zeit nicht halten und also 
später dahin kommen) das erstemal mit einer einfach, das zweitemal mit einer 
doppelten Schicht belegt werden, nach dem dritten Betretungsfall hingegen keine 
Erlaubnis mehr nach Hause zu gehen bekommen sollen. 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. g 
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gewesenen Hochlöbl. k. k. allergnädigst bevollmächtigten Hofkommis- 
sion hochgnädig eingeführt und angeordnet worden sei. Wiesehr 
wir zwar beeifert und beflissen waren, denen hochguädigen Befehlen 
in allen genauest nachzuleben, so will uns Arbeitern bei schon ver- 
sucht langwieriger Probezeit doch sehr hart fallen, diese ob an- 
geführte hochgnädige Anordnung in allergehorsamste Erfüllung zu 
bringen, dahero gedrungen sind Euer Hochgräflichen Exzellenzien 
und Gnaden in alltiefster Submission zu behelligen und unsere 
fühlenden Beschwerden durch diese allerunterthänigste Bittschrift 
vorstellig zu machen. 

Welcher gestalten wir arme Hallstätterische Arbeiter die mehr- 
sten nicht zu Hallstatt sondern in weit entlegenen Orten und zwar 
zu Obertraun, Geisern und Gosau wohnhaft und also 2, 3 ja auch 
gar 4 Stunden weit vom Hallstätter Salzberge entfernt sind, so 
werden (um einen so weiten und wegen der Berge sehr beschwer- 
lichen Gang zu verrichten und hierauf noch eine gute Zeit aus- 
rasten zu können) bevorderst die alten Bergleute bemüssiget, all schon 
am Sonntag nach dem Mittagessen sich von dem Hause weg und 
zu dem Salzberg zu verfügen; wo wir denn zum Ende der Woche 
am Samstag ebenfalls nicht eher als um 4, 5 und 6 Uhr abends, 
auch bei kurzen Tagen und schlechtem Wetter noch später in die 
Nacht hinein nach Haus wieder rückkehren können. Und gleich 
wie denn die eingeführten 16 Stunden lange Rastzeit (welche uns 
nicht zu Nutzen kommt und verstattet nach Haus zu gehen, da wir 
den sehr weiten und beschwerlichen Gang, welcher uns mehr als die 
Arbeit ermüdet, verabscheuen und also zu Berg verbleiben müssen) 
die einzige Ursache ist, warum man Montags um 4 Uhr früh die 
Arbeit zu Berge anfangen und am Samstag zu Mittag um 12 Uhr 
solche vollenden muss, weil die ausgemessenen 6 Arbeitsschichten 
ansonsten andergestalten nicht hereingebracht werden könnten, also 
ergeben sich von wegen diesen frühen Zu- und spätem nach Haus- 
gang endlichen diese uns sehr empfindliche Folgen, dass wir 

1 ™° denen heilsamen hochgnädigen Befehlen gemäss denen sams- 
tägigen Litaneien und sonntäglichen Christenlehren und Ves- 
pern nicht beiwohnen 
2^^ und eine mehrere Kost zum merklichen Abbruch unserer 
armen Weiber und Kinder mit Uns zu Berg tragen müssen, 
3*^<^ da wir erst Samstag spät nach Hause kommen, und wieder 
Sonntag uns zu Berg begeben müssen, unsere in der Arbeit 
abgenützte schlechte Bergkleidung wegen Kürze der Zeit 
nicht gehörig ausbessern und 



4351 6. Das ArbeitsverhältniB in den Salzbergen. 115 

4*° den nötigen Hauswidt (Brennholz) weder verbacken noch 
sonst in unserem wenigen Hauswesen eine hinlängliche An- 
ordnung machen können.^ 

In Wien war man jedoch zunächst nicht geneigt, auf diese 
schliesslich auch vom Salzamtmam befürwortete Bitte der Arbeiter 
einzugehen. Man wies darauf hin, dass „diese Einrichtung bei 
allen wohl eingerichteten Berggebäuden jederzeit gut und nützlich 
befunden worden, weshalb man nicht einsehe, warum sie dort schäd- 
lich sein solle? Infolge der beiderseits erwachsenden Vorteile sind 
die gemachten Anstände nicht so beträchtlich, um die allerhöchst 
approbierte Ordnung nach der Leute Willkür abzuändern. Es 
kommt nur auf einen rechten Ernst und fieissige Nachsicht der Be- 
amten an, und man zweifle gar nicht, dass der gute Nutzen sich 
zeigen werde". 

Schliesslich gewann man aber auch in Wien aus den nicht 
endenwollenden Bitten und Beschwerden der Arbeiter die Einsicht, 
dass nicht die blosse „Willkür der Leute*', sondern der Zwang der 
Verhältnisse auf diesem Gebiete, wie auf so vielen anderen, eine 
besondere Rücksicht erheische und befahl^ dem Salzamtmann, „das 
gesammte Bergvolk zu Hallstatt und Ischl förmlich zu vernehmen und 
wann in dem einen oder anderen Orte zur Abwendung künftiger 
neuer Behelligungen um die frühere Einrichtung gebeten werden solle, 
2U berührter Abänderung, es sei bei den beiden oder nur bei dem 
einen Salzberge, fürgeschritten und der Erfolg einberichtet werde". 

In der That wurden seit 1771 nach siebenjähriger Unter- 
brechung die Bestimmungen der Sternbachschen Norm neuerdings bei 
beiden Werken eingeführt, um erst im nächsten Jahrhunderte durch 
neue, den veränderten Verhältnissen entsprechende Anordnungen 
ersetzt zu werden. 

d) Die Art und Höhe der Löhne. 

Zur vollständigen Würdigung aUer Momente des Arbeitslohnes 
ist eine Analyse desselben unter zwei Gesichtspunkten notwendig. 

Der eine ist die Bedeutung des Arbeitslohnes für die Wirt- 
schaft desjeniges Betriebes, in welchem er ausgezahlt wird, der 
andere sein Einfluss auf die Wirtschaft der entlohnten Arbeiter. 

Uns soll zunächst nur die erste Frage beschäftigen, die Frage 
nach der Gestaltung bezw. Zweckmässigkeit des Lohnsystems be- 



^ Resolution der Ministerial-Banko- Deputation an das Salzoberamt vom 
13. Oktober 1770. 

8* 
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trachtet unter dem Gesichtswinkel der Oekonomie des damaligen 
Betriebes. 

Auch hier im Lohnsysteme, wie bei den Verhältnissen der 
Arbeitszeit, spiegelten sich sowohl der technische Charakter des Be- 
triebes als auch die darauf aufgebaute Arbeitsorganisation auf das 
Deutlichste wieder. 

Und dies war auch ganz natürlich. 

Denn wenn dasselbe richtig gestaltet war, dann musste es einer- 
seits die Erhaltung einer entsprechenden Arbeitsintensität innerhalb 
der vorgeschriebenen Arbeitszeit garantieren, andererseits auch die 
Schwierigl^eit der geleisteten Arbeit als einen die Lohnhöhe mit- 
bestimmenden Faktor berücksichtigen, was der Natur der Sache 
nach nur unter genauester Rücksicht auf die technische Seite des Be- 
triebes erreicht werden konnte. 

Dieser war nun im Gegensatz zu den Verhältnissen in den 
Bergwerken anderer Art, in denen man sich im wesentlichen auf 
die Gewinnung und Förderung des Gebirges beschränkte, hier im 
Salzkammergute — wie oben geschildert — viel komplizierter 
soweit die qualifizierte Arbeit inbetracht kam, bezüglich der nicht- 
qualifizierten zwar einfachen aber zeitlich wechselnden Charakters. 

Diesem Unterschied entsprach auch der Unterschied in der Art 
der Löhnung der Arbeiter. 

Die einen wurden nach der Arbeitsleistung, die anderen nach 
der Arbeitszeit gelohnt. 

Damit waren allerdings nur bezüglich der ersteren Gruppe, der 
in Gedinglohn stehenden Häuerschaft, die beiden erwähnten Haupt- 
forderungen eines richtig gestalteten Lohnsystems erfüllt, da bei den 
im Zeitlohn arbeitenden Säuberern infolge des öfters vorkommenden 
Wechsels der Beschäftigungsart weder auf die Schwierigkeit der 
Arbeitsleistungen Rücksicht genommen, noch auch die Arbeits- 
intensität ohne einen von aussen hinzukommenden Apparat auf der 
geforderten Höhe gehalten werden konnte. 

Um dies zu ermöglichen hatte diese Arbeiterkategorie, wie er- 
wähnt, ein spezielles Aufsichtpersonal, die Säubererhutleute, denen 
nicht nur die Aufgabe zufiel, den Säuberern nach der wöchentlich 
bestimmten Arbeitsbelegung Ort und Art ihrer Arbeit anzuweisen, 
sie hatten sich auch während der übrigen Zeit „bei dem Stollen- 
mundloch zu befinden und gute Obsorg zu tragen, ob sich nicht 
einer oder mehrere Arbeiter unterstehen, vor vollendeter Schicht 
auszufahren, in welchem Falle solche dem Inspektor zu denominieren 
waren. Dann haben diese auch dahin genau zu invigilieren , dass 



437] 6. Das Arbeitsverhältnis in den Salzbergen. 117 

ihre Truchner jeder die vorgeschriebene Truchenzahl laufen, selbe 
nicht leer fassen und allezeit einer von dreien bei ihrer Anlaufung 
der vollen Truchen ein Licht habe." 

Die Zahl der Truchen, welche die Truchner pro Arbeitsschicht 
auszufahren hatten, war unter Berücksichtigung der Länge des zu 
laufenden Weges und der zum Fassen und Entleeren nötigen Arbeits- 
zeit derart ausgemessen, dass dieselben bei normalem Arbeitsfleiss 
dazu gerade die Dauer einer Schicht benötigten. Das übrige Säuberer- 
personale wurde dann in solcher Zahl angestellt, dass auch sie nur 
bei fortgesetzter Arbeit den Truchnern das zum Ausfahren nötige 
Förderquantum liefern konnten und so auf ganz einfache Weise der 
beabsichtigte Effekt erzielt. 

Bei der Hauerschaft besorgte dies die Art der Löhnung, da 
sie im Gedinge stehend an ihrem Fleisse finanziell interessiert waren. 
Weil sie nicht wie die Säuberer mit einem der generellen Durch- 
schnittsleistung entsprechenden Lohn fixer Höhe, sondern nach der 
konkret verrichteten Arbeit gelohnt wurden, so war vor allem ein 
Massstab notwendig, welcher den verschiedenen hier auftretenden 
Verhältnissen in möglichst einfacher Weise genügte, ohne jedoch die 
individuellen Momente zu vernachlässigen. 

Wenn in anderen Bergwerken das Quantum und Quäle des vor 
Ort ausgeschlagenen Gebirges schon als richtiger Ausdruck der 
geleisteten Arbeit betrachtet werden konnte, so wäre das hier nicht 
genügend gewesen, wo neben dem Grade der Härte des Gebirges 
noch der Grad der Schwierigkeit bei der Arbeit wesentlich inbe- 
tracht kam. 

Wechselte der erstere nach der Art des auszuschlagenden 
Materiales, so wechselte der letztere nach der Art der herzustellenden 
Bauten. Beim Bau eines Säuberungsofens arbeitete es sich leichter 
als bei Forttreibung der Hauptschachtricht oder in den schmalen 
Gängen der Pittenstätte; in diesen wieder weniger beschwerlich, als 
in dem schief abwärts sehr niedrig abzutäufenden Sinkwerk u. s. w. 

Die Bestimmung des Lohnes musste demnach derart geschehen, 
dass trotz der Veränderlichkeit dieser beiden Faktoren doch das an 
jeden Wahlknappen ausgezahlte Entgelt möglichst konstant und mit 
dem der übrigen gleich hoch ausfiel. 

Die Bergnorma erreichte dies auf folgendem Wege. 

Für jede Art der verschiedenen von den Häuern auszuschlagen- 
den Gebäude war die Grösse nach Stabein ^ in den drei Dimen- 



^ Das im Salzkammergute in den Bergwerken übliche Längenmass. 
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sionen und damit der Kubikinhalt derselben genau vorgeschrieben. 
Ferner war eine Taxe für jedes ausgeschlagene Kubikstabel nach 
der Art des Gebirges und des Gebäudes bestimmte Die Ziffern 
der Taxe waren derart empirisch gefunden, dass jeder Wahlknappe 
bei Einhaltung der vorgeschriebenen Grössenverhältnisse der Ge- 
bäude, mittlerem Fleisse und Zugrundelegung der der Gebirgsart 
entsprechenden Taxe in allen Fällen einen Lohn erhielt, dessen 
Höhe nur innerhalb enger Grenzen schwankte. Entsprechend dem 
dreimaligen Schichtenwechsel arbeiteten je drei Wahlknappen, sich 
nacheinander abwechselnd, vor ein und demselben Orte. Diese so 
von je drei Wahlknappen gebildete Vereinigung hiess ein Schlag. 
Jedes Mitglied der Häuerschaft wechselte demnach zwar wöchentlich 
die Pass, so dass jeder der drei Gespanne nach Ablauf von zwei 
Wochen wieder in die ursprüngliche Pass zurückkam, blieb dabei 
aber in ein und demselben Schlag mit seinen zwei Arbeitsgenossen 
vereinigt. 

Mit jedem dieser Schläge wurde nun das Geding besonders und 
alle Monat von neuem abgeschlossen, wobei als Vertreter der Wahl- 
knappen zwei vom Salzoberamt aus denselben auf drei Jahre er- 
nannte „ruhige und verständige'^ Ausschussmänner durch Teilnahme 
an der „Regulierung" der Taxe und der „Abmass" fungierten. 

Damit nämlich das Geding für den nächsten Monat „ordent- 
lich" im voraus gemacht werde, hatten sich einerseits die gesammte 
Bergmeisterschaft und ein Deputierter des Verwesamtes, andererseits 
die zwei Ausschussmänner der Häuerschaft vor Ort einzufinden. 
Daselbst machten zunächst die Vertreter der Wahlknappen das 
„Anbegehren", d.h. sie bestimmten diejenige Taxe, welche für die 
Art des zu erbauenden Gebäudes und diejenige Gebirgsgattung nor- 
miert war, deren Bearbeitung sie nach den gegebenen Aufschlüssen 



* Taxe für die Kubikstabel-Einheit. 



Art des Gebäudes 


Art des Gebirges 


gesalzenes 


stark uiit Gips 
vermischt 


ganzer Stein 


besser 


stärker 


besser 


mitt- 
leres 


stärker 


besser 


mitt- 
leres 


stärker 


fl. 


kr 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


Säuberungs-Ofen . . 

Schachtricht . . . 

U. 8. w. 


3 
5 


10 
35 


3 
6 


20 


3 

7 


45 
30 


4 
8 




4 
9 


15 


19 
19 




21 
21 


30 
30 


28 
28 


— 
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für die Zeit des nächsten Monates für wahrscheinlich hielten. Nach 
deren Entfernung wurde dann von den übrigen Anwesenden der ge- 
machte Vorschlag erwogen und, nachdem man ihm beigetreten oder 
eine andere Taxierung vorgenommen hatte, der Häuerausschuss zu- 
rückgerufen, um ihm das Resultat der Beratung mitzuteilen. Hatte 
man sich auf eine bestimmte Taxe geeinigt, und auf Grund der- 
selben den „Vorgriff" d. h. das Quantum, das der Schlag das nächste 
Monat zu „erobern" hatte, festgestellt, so wurde schliesslich der 
Gedingvertrag dadurch perfekt, dass alle Anwesenden die im „Tax- 
büchel" des betreffenden Schlages gemachten Aufzeichnungen unter- 
schrieben. 

Am Ende des Monates wurde dann die Abmass vorgenommen 
d. h. die Bergmeisterschaft bestimmte in Anwesenheit des Amts- 
deputierten und der Ausschussmänner durch Abmessen, wie viele 
Kubikstabeln thatsächlich von dem betreffenden Schlag während des 
vergangenen Monats ausgeschlagen worden waren und berechnete 
unter Zugrundelegung der bei der vorigen Regulierung bestimmten 
Taxe die Höhe der Summe, deren dritten Teil schliesslich jeder 
Gespann als Lohn für seine Arbeit erhielt. War die Abmass für 
diesen Ort vollzogen, so wurde daselbst gleich für den nächsten Monat 
die neue Regulierung der Taxe wie oben geschildert vorgenommen. 

Bei diesem Verfahren konnte also jeder Wahlknappe nur dann 
eine seiner wirklichen Arbeitsleistung entsprechende Entlohnung er- 
halten, wenn die Gebirgsgattung, in welcher er gearbeitet hatte, bei 
der Taxierung richtig beurteilt und bewertet worden war. War das- 
selbe härter geschätzt worden, als wie es sich dann in Wirklichkeit 
ergab, so verdiente er mehr, als ihm normiert war, indem er nicht 
nur mehr ausschlagen konnte, sondern dafür auch noch die höhere 
Taxe pro Kubikeinheit gezahlt erhielt. Im entgegengesetzten Falle 
konnte er innerhalb derselben Arbeitszeit trotz Anwendung normalen 
Fleisses nicht nur weniger erobern, er musste sich auch noch bei 
Anwendung der niedrigeren Taxe eine unverhältnismässige Verkürzung 
seines Lohnes gefallen lassen. 

Fanden zwar die sich aus dem Interessengegensatz zwischen 
Arbeitgeber und Arbeiter etwa ergebenden Differenzen ihre Kor- 
rektur in der Art, wie die Schätzung derselben vorgenommen wurde, 
so blieben doch noch alle die bei Schätzungen unvermeidlichen Ab- 
weichungen von der Wirklichkeit bestehen. Bei dem, wie wir oben 
sahen, grossen Einfluss, den die Taxierung auf die Lohnhöhe aus- 
übte, musste man für diesen nicht gerade häufigen, aber immerhin 
einschneidenden Fall Abhilfe schaffen. 
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Es geschah dies durch das sogenannte „Ebenmachen^. 

Zu diesem Zwecke hatte die Bergmeisterschaft sogenannte Stein- 
zettel zu führen, auf welchen die bei den Bergbefahrungen durch 
Augenschein wahrgenommenen Gebirgsgattungen, in welchen die ein- 
zelnen Schläge arbeiteten, von Woche zu Woche aufgezeichnet wurden. 

Mittelst dieser Aufzeichnungen war es dann leicht möglich, bei 
der Abmass bezw. der darauf folgenden Berechnung der Lohnhöhe, 
wenn nötig, eine entsprechende Korrektur vorzunehmen, durch welche 
„ihrem Verdienen bald etwas abgebrochen, bald zugelegt wurde''. 

So hatte man durch Regulierung der Taxe, Abmass und Eben- 
machen auf eine gegenüber der Vielgestaltigkeit der umstände ein- 
fache und sichere Weise erreicht, den Lohn der einzelnen Mitglieder 
der Hauerschaft trotz Verschiedenheit ihrer Arbeit auf eine gleiche 
und der jeweilig geleisteten Arbeit genau entsprechende Höhe zu 
bringen und trotz Wechsels der Arbeit im Laufe der Zeit auch zu 
erhalten. 

Aber noch ein unterschied war zu beseitigen, wenn man die 
Wahlknappen nicht nur nach der Arbeitsleistung und der Lohnhöhe, 
sondern auch bezüglich des ermüdenden Einflusses der von ihnen 
zu leistenden Arbeit möglichst gleichstellen wollte. 

War auch das Quantum der Arbeit, welche ein Wahlknappe 
durch Ausschlagen einer grösseren Menge weicheren Gebirges auf- 
zuwenden hatte, gleich dem zur Gewinnung einer entsprechend 
kleineren Menge härteren Steines, so war doch der ermüdende 
Einfluss auf die Arbeitskraft in beiden Fällen ein ungleich starker. 
Im ersteren war der Arbeitsaufwand gleichmässiger über die ganze 
Arbeitszeit verteilt als im zweiten, in welchem das Anschlagen des 
Gebirges die meiste Zeit und Kraft erforderte, demgegenüber das 
Abräumen des in kleiner Menge Gewonnenen nicht in Betracht kam. 

Erreicht wurde diese Ausgleichung durch die Einrichtung des 
„Wahlnens". 

Darnach wurden alle Schläge der „Wahl" knappen in eine 
durch Nummerierung äusserlich erkennbare Reihe gebracht. Am 
Anfang jeden Monats konnte sich der erste Schlag den Ort seiner 
nächstmonatlichen Arbeit nach Belieben auswählen, hierauf der 
zweite u. s. w. Da auf diese Weise den letzten naturgemäss die 
beschwerlichsten Arbeitsstätten blieben, so hatte am Anfang des 
nächsten Monates derjenige Schlag, welcher früher der letzte ge- 
blieben war, die erste Wahl, dann kam der im vergangenen Monat 
erste als zweiter, der frühere zweite als dritter u. s. w., so dass 
schliesslich jeder Schlag alle Glieder der Reihe durchlief. 
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Dieses in seinem Aufbau sowohl den technischen Verhältnissen 
als auch den billigen Anforderungen des Arbeitgebers und Nehmers 
in sinnreicher Weise angepasste Lohnsystem hatte doch in der Ein- 
richtung des ^Ebenmachens" eine schwache Seite. 

Hatte man es schon bei der Regulierung der Taxe aus begreif- 
lichen Gründen vorgezogen, statt mit den Arbeitern selbst mit den 
„ruhigen und verständigen^ Ausschüssen derselben das monatliche 
Geding zu schliessen, umsomehr hätte man voraussehen können, 
dass aus der nachträglichen Korrektur desselben grosse Misshellig- 
keiten mit den Arbeitern entstehen mussten. Denn war die Taxe 
unter Rücksicht auf das später härter befundene Gebirge zu niedrig 
bestimmt worden, so konnte man sicher sein, dass die Arbeiter 
eine entsprechende Erhöhung derselben bei der schliesslichen Ab- 
rechnung fordern würden, während sie sich umgekehrt nur höchst 
widerwillig etwas von ihrem erhoflften Verdienst „abbrechen" Hessen. 
Wollte also die Bergmeisterschaft nicht in permanentem Streit mit 
der Hauerschaft liegen, so musste sich schliesslich das Ebenmachen 
2u Ungunsten des Aerares dahin umändern, dass zwar immer eine 
Korrektur des Gedinges zu Gunsten, aber niemals zum Nachteil der 
Wahlknappen vorgenommen wurde. 

Dass es auch in der That so gekommen war, lässt sich aus 
den Abänderungen ersehen, welche in dieser Richtung von der er- 
wähnten Üntersuchungs-Hofkommission vorgenommen wurde. 

„Es solle" — Verordnung vom 5. September 1763 — „das 
Geding nach Erkenntnis des Gebirges und Steines gemacht werden 
und wenn sie (Wahlknappen) monatlich auf einen höheren Lohn 
hinaufkommen sollten, so wäre ihnen solcher beizulassen, würde es 
sich aber ereignen, dass die Häuer den vorgegebenen Vorgriff, 
welche die Gedinger nach Erkenntnis des Gebirges auszuschlagen 
für möglich erachtet hatten, nicht sollten ausgeschlagen haben, so 
solle ihnen der betreffende Betrag von ihrem Geding abgezogen 
werden." 

Mit der Aufhebung der Korrektur der ursprünglichen Taxe war 
die Einrichtung des Ebenmachens vollständig beseitigt und der all- 
monatliche Gedingabschluss hatte den Charakter eines Vertrages 
auf Gewinn und Verlust angenommen. Daraus ergab sich für die 
Arbeiter die unvorteilhafte Wirkung, dass die Höhe ihres monat- 
lichen Verdienstes den Schwankungen des Zufalles unterworfen blieb. 

Sie halfen sich, indem sie nunmehr die Ausgleichung selbst 
in die Hand nahmen. Die gesammte Hauerschaft trat vertrags- 
mässig zu einer „Hauerbruderschaft" zusammen: und diese errich- 
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tete eine „Hauerbruderlade" aus dem Gelde, welches diejenigen zu 
zahlen sich verpflichteten, denen das Geding mit Gewinn gemacht 
worden war. Es war dies die Hälfte desjenigen Betrages, mit 
welchen der thatsächlich ausgezahlte Monatslohn den Betrag von 
10 fl. überschritt. Dadurch wurde es möglich, denen, bei welchen 
sich im Laufe der monatlichen Arbeit das Gebirge verschlechtert 
und damit der Lohn verringert hatte, aus der Lade eine Er- 
gänzung bis auf 8 fl. zu gewähren. 

Die Leitung dieses Institutes besorgten die Hauerausschüsse^ 
von denen auch die nötigen Rechnungen verfasst wurden. 

Diese von der Hofkommission herbeigeführte Aenderung war 
nicht wie die in der Schichtenorganisation vorgenommene vorüber- 
gehenden, sondern dauernden Charakters. 

Die Höhe des den Bergarbeitern ausgezahlten Wochenlohnes 
zeigt folgende Tabelle: 



Arbeiterkategorie 



Wochenlohn 



fl. 



kr. 



Wahlknappe 
Knappenknecht 
Rüster . . 
Streifer . . 
Truchner 
Werkbube 



2 
1 
1 
1 
1 



28 
24 
17 
10 
42 



III. 

Die wirtschaftliche Lage der Salinenarbeiter 
und die Mittel zu deren Sicherung. 

1. Die allgeineine Lohnpolitik. 

Die wirtschaftliche Lage der im Salzkammergute beschäftigten 
Salinenarbeiter war vor allem bedingt durch das jeweilige Verhältnis 
der Einkommenshöhe zu der Preislage der notwendigsten ünterhalts- 
artikel. Im Wesentlichen handelte es sich, der niederen Lebens- 
haltung der dortigen Einwohner entsprechend, um unentbehrliche 
Nahrungsmittel. Die Aufgabe einer rationellen Lohnpolitik konnte 
daher in nichts anderem bestehen, als ein bestimmtes Verhältnis 
zwischen der Höhe der ausgezahlten Löhne und den Preisen der 



443] 1* I^ie allgemeine Lohnpolitik. 123 

unentbehrlichen Lebensmittel herbeizuführen und dauernd zu er- 
halten. 

Erreichbar war dieses Ziel auf zwei Wegen. Der eine bestand 
in der Anpassung der Löhne an die Preise, der andere in der Re- 
gulierung der Preise nach der Höhe der Löhne. 

Den letzteren ging man so lange, als die Salzkammerguts- 
Verfassung in ihren Grundzügen noch intakt war, den ersteren nach 
Aufhebung der politischen und wirtschaftlichen Sonderstellung des 
Salzamtsdistrikts. 

und dies war ganz natürlich. 

Denn die ganze Steuerpolitik mit ihrer Exemption von stän- 
dischen Steuern, die Polizeiverfassung und Polizeiverwaltung mit ihrer 
die Zufuhr von Lebensmitteln begünstigenden und deren Ausfuhr 
aus dem Salzkammergut verhindernden Massnahmen, sie alle waren 
nichts anderes, als Mittel, durch deren Anwendung man die Preise 
von Getreide, Fleisch, Schmalz u. s. w. bedeutend unter das Ni- 
veau in den nachbarlichen Gebieten herabzudrücken verstand. 

So lange man daher im 18. Jahrhundert an der Sonderstellung, 
in welche das Salzkammergut auf öflFentlichem und wirtschaftlichem 
Gebiete durch die Politik des 16. und 17. Jahrhunderts geraten war, 
in Wien noch keinen Anstoss nahm, gelang es in der That, die Gestal- 
tung der Preise derart zu beeinflussen, dass die Arbeiter mit ihren 
zur Zeit des dritten Reformationslibelles fixierten Löhnen im allge- 
meinen auskommen konnten. Dabei ist selbstverständlich von Zeiten 
allgemeiner Teuerung abzusehen, in denen auch das Elend der Salz- 
kammergutseinwohner ausserordentliche Beihilfen von Seiten des Salz- 
oberamts zur Abwendung einer Hungersnot notwendig machte. 

Ein derartiges im grossen und ganzen erfolgreiches Funktionieren 
des wirtschaftlichen Apparates im Salzkammergute war aber durch 
eine bestimmte Voraussetzung politischen Charakters bedingt. Es war 
dies die absolute Abhängigkeit, in welcher sich die Salzkammerguts- 
insassen auf dem Gebiete der Verwaltung und Justiz dem Salzamt- 
manne als nicht nur absolutem nur der Wiener Hofstelle verantwort- 
lichen Beamten der Saline, sondern auch als dem Träger sämmt- 
licher öffentlicher Gewalten im Salzkammergute gegenüber befanden. 

Denn da die Unterordnung unter Wien bei der Umständlichkeit 
des Verkehrs mit Gmunden sich lediglich auf Entscheidungen tech- 
nischer und finanzieller Fragen des Salinenbetriebes beschränkte, dem 
Salzamtmann als öffentlichem Beamten dagegen völlig freie Hand 
liess, so wurde dessen Machtbefugnis in allen den Salinenbetrieb 
nicht betreffenden Agenden thatsächlich zu einer unbeschränkten. 
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So ungünstig auch dieser Gang der politischen Entwicklung auf 
das Gebiet des Justizwesens zurückwirkte, die erfolgreiche Hand- 
habung der Wirtschaftspolizei wäre ohne diese Gestaltung der poli- 
tischen Verhältnisse nicht möglich gewesen. 

Denn nur das Bewusstsein der dortigen Einwohner, in allen 
ihren wirtschaftlichen und rechtlichen Angelegenheiten völlig in die 
Hand des Salzamtmannes gegeben zu sein, vermochte den Anreiz 
zu der so gewinnbringenden Uebertretung jener zahlreichen Verbote 
und Gebote wirksam zu bekämpfen, auf denen die Viktualiensperre, 
die Bildung von Widmungsdistrikten und alle übrigen Institute der 
Wirtschaftsverfassung in letzter Instanz beruhten. 

Als daher im Jahre 1757 der erste Schritt auf jenem Wege 
geschah, welcher schliesslich zur Aufhebung der gesammten Salz- 
kammergutsverfassung und damit zur völligen Gleichstellung der 
dortigen Einwohner mit denen des Landes Oberösterreich auf allen 
Gebieten der öffentlichen Verwaltung und des Justizwesens führte, 
vermochte der aufrecht gebliebene wirtschaftliche Sonderorganismus 
allein die ihm zugedachten Aufgaben nicht mehr zu erfüllen. 

Schon ein kurzer Blick in die Beilagen 5 und 6 zeigt uns 
an dem allgemeinen Ansteigen der Preise fast sämmtlicher Lebens- 
mittel und Waren, wie wenig erfolgreich die alte Wirtschaftspolitik 
unter den veränderten politischen Verhältnissen geführt werden 
konnte — eine Thatsache, die naturgemäss auch auf lohnpolitischem 
Gebiete die ungünstigsten Folgen nach sich ziehen musste. 

Am besten dürfte dies ein konkretes Beispiel illustrieren. 

Nehmen wir einen Holzknecht mit Familie und untersuchen wir 
dessen wirtschaftliche Lage 10 Jahre vor und 10 Jahre nach 1757, 

Sein wöchentlicher Durchschnittsbedarf an Nahrungsmitteln ^ war 

folgender: 

Kost für die Arbeitswoche: 



Mitgenommen auf 
dieHolzwerkstatt 


Gries 
Massel 

1,50 


schw. Mehl 

Hassel 


Brot 

Laib 

2 


Butter 
Pfund 

1,25 


Schotten 
Pfund 

1 


Schmal« 
Pfund 


Für Weib und Kind 














zu Hause und für 






• 








sich von Samstag 
Mittag bis Mon- 
tag früh . , . 




4 


3 




2 


1 


Summa 


1,60 


4 


5 


1,25 


3 


1 



^ Bericht des Salzoberamtes an die Minist.-Banco-Deput. 2. Juli 1737. 
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Die Auslagen für diese in einer Woche erforderlichen Lebens- 
mittel gestalteten sich in den beiden 20 Jahre auseinanderliegenden 
Zeitpunkten, wie Kolonne a und b nachfolgender Tabelle zeigen: 



Art und Menge 
der 


Deren Kosten in den Jahren 


1747 


1767 


1792 


wöchentlichen Lebensmittel 








fl. 


kr. 


i 


fl. 


kr. 


^ 


fl. 


kr. 


# 


1.5 M. Gries 




8 


1 


— 


12 






12 


— 


4 M. schw. Mehl 




12 






16 






24 




5 Laib Brot 




30 






30 






30 




1.25 Pfd. Butter . 




10 






12 


2 




20 




3 Pfd. Schotten 


— 


3 






3 


3 


— 


4 


2 


1 Pfd. Schmalz 




10 






14 






21 




Summa 


1 


13 


1 


1 


28 


1 


1 


51 


2 






a 






b 






c 





Der durchschnittliche Wochenlohn eines Holzknechts betrug 

1 fl. 30 kr. Während daher im Jahre 1747 wöchentlich 16 kr. 

2 ^ für Kleidung, Grenussmittel und andere Zwecke ausgegeben 
werden konnte, hätte sich dieser Posten ohne Einschränkung des 
Nahrungsmittelkonsums im Jahre 1767 auf 1 kr. 3 ^ reduzieren 
müssen. Bei der Unzulänglichkeit dieses Betrages blieb den Ar- 
beitern naturgemäss nichts anderes übrig, als die Auslagen für 
Ernährung zu Gunsten der übrigen herabzusetzen, was um so härter 
empfunden wurde, als die Lebenshaltung an sich, wie aus der Art 
des Konsums ersichtlich, eine ungemein niedrige war. 

Die erste Voraussetzung einer Lohnpolitik, welche unter starrem 
Festhalten der Höhe der ausgezahlten Löhne auf dem Wege der 
Preisregulierung ihr Ziel erreichen zu können glaubte, die durch- 
schnittlich gleich bleibende Lage des allgemeinen Preisniveaus war 
demnach in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts nicht mehr 
vorhanden. 

Zum Verlassen dieser Politik entschloss man sich trotz alle- 
dem nicht. 

Einesteils glaubte man das Ansteigen der Preise nicht so sehr 
auf die ünhaltbarkeit des nunmehr isoliert dastehenden Proviant- 
systems als auf vorübergehende Ursachen ausserhalb desselben zurück- 
führen zu können, anderseits war das im Salzkammergut im all- 
gemeinen noch immer niedrigere Preisniveau ein Moment, welches 
dieses System immer noch wertvoll erscheinen liess. 
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Man half sich daher über Zeiten besonderer Teuerung mit 
ausserordentlichen Beihilfen hinweg, die ihrem Charakter ent- 
sprechend wieder zurückgenommen werden konnten, was bei einer 
Lohnerhöhung nicht so leicht möglich gewesen wäre. Dieselben 
wurden entweder allen Arbeitern ohne unterschied oder nur einzelnen 
Kategorien in Form von Geld oder Getreide gewährt. 

Letzteres war das oben erwähnte Hofkorn, welches bekanntlich 
nicht nur dazu diente, in Zeiten normaler Ernte auf dem Gmundner 
Wochenmarktpreis wenn nötig drückend einwirken zu können^ dessen 
Hauptzweck bestand vielmehr darin, im Falle von Missernteu in 
Oberösterreich Brotgetreide zum Selbstkostenpreis an die bedürf- 
tigen Kammergutsinsassen verkaufen zu können. 

Dazu war naturgemäss ein grösserer Vorrat in den Hofkästen 
erforderlich. Dessen Bildung und Erhaltung geschah nicht derart, 
dass man nach Inanspruchnahme der Kästen das Getreide wieder 
eingefüllt und in denselben einfach so lange liegen gelassen hätte^ 
bis nach Ablauf von längerer oder kürzerer Zeit dessen Entnahme 
notwendig geworden wäre. Dies Verfahren war deshalb nicht mög- 
lich, weil das Getreide ohne Schaden eine längere Aufschüttzeit als 
zwei Jahre nicht vertrug. 

Man musste daher auf eine Erneuerung der Getreidevorräte 
Bedacht nehmen. Sie erfolgte durch ständige Inanspruchnahme und 
Ergänzung des Hofkornes in derartigem AusmasS; dass nach Ablauf 
der zulässigen Aufschüttzeit das gesammte Getreide bei stationären 
Kastenbeständen ausgewechselt war. 

Das auf diese Weise fortdauernd in gleicher Menge freiwerdende 
Hof körn wurde derart vom Salzoberamte verwendet, dass man 
sämmtlichen Meisterschaften und den höheren Kategorien der Berg- 
und Sudarbeiter ein bestimmtes Quantum um fixen Preis überliess^. 

Dieser kleinen Minderheit stand aber die überwiegende Mehr- 
heit der vom regelmässigen Hof kornbezug ausgeschlossenen Arbeiter 
gegenüber, deren Lage sich schliesslich derart verschlechterte, dass 
man selbst in Gmunden ohne eine allgemeine Lohnsteigerung nicht 
mehr auskommen zu können glaubte. 

Man schlug daher im Jahre 1775 der Ministerial - Banko- 
Deputation vor, jede Arbeitsschicht um 1 oder 2 kr. höher zu 
lohnen. In Wien glaubte man zwar, „dass zu einer Lohnvermeh- 
rung per 1 oder 2 kr. wegen bei einem so zahlreichen Personali 

^ Ein Mitglied der Meisterschaften erhielt jährlich 30 Y« Stokerauer Mezen, 
ein Arbeiter die Hälfte Hofkom um den Limitopreis von 1 fl. 22 kr. 3 ^ 
vom Hofkasten zu kaufen. 
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daraus erwachsenden sehr beträchtlichen Unkosten sich nicht herbei- 
gelassen werden könnte", erklärte sich aber trotz alledem bereit, 
^in Ansehung der angestiegenen und noch immer höher zu stehen 
kommenden Viktualien und übrigen nötigen Peilschaften dem Arbeiter- 
personali unter die Arme zu greifen'^ ^. 

Das geeignetste Mittel hiezu schien dem Salzoberamte bei den 
hohen Schmalzpreisen im Salzkammergute die Anschaffung von 
Schmalz auf amtliche Rechnung und dessen Verteilung unter die 
Arbeiter um einen möglichst niedrigen Preis, „massen es gewiss ist, 
dass der gemeine Arbeiter kaum sechsmal des Jahres Fleisch isst, 
folglich ihm eine beständig gleiche Schmalzwohlfeile höchst vertrag- 
hch und nach einem wohlfeilen Brot die erste Wohlthat sein muss"^* 

„Es scheint auch" — heisst es in dem Bericht des Salzober- 
amtes dann weiter — „dass er darummen gleichsam ein Recht hier- 
auf habe, weil in mehreren Stellen der Keformationslibelle vorgesehen 
ist, dass er lediglich in Rücksicht einer ihm wirksam verschaffenden 
Wohlfeile seiner täglichen Bedürfnisse geringer als ein Tagwerker 
im Land belöhnt worden sei. Wie sehr aber sind die Viktualien 
seit dieser Löhnungsregulierung wider sein Verschulden in ihren 
Preisen gestiegen und wie empfindlich fallt ihnen nicht die schon 
seit mehreren Jahren fürdauernde Belegung mit Kriegsschulden- 
steuer, wo er doch vermög Reformationslibellen von allen ordinari 
Tind extraordinari Anlagen ausdrücklich befreit worden. Wie dank- 
bar wird er sich finden lassen, wenn ihm durch Verschaffung einer 
beständig gleichen Schmalzwohlfeile hiervor eine so erwünschte als 
Angemessene Entschädigung geleistet wird!^ 

Dem Salzoberamte war demnach nicht nur das Fiasko der bis- 
herigen Lohnpolitik, sondern auch die Gründe, welche dazu geführt 
hatten, vollkommen klar geworden, wenn es auf die mit den Be- 
stimmungen der Reformationslibelle nicht mehr im Einklänge befind- 
liche Salzkammerguts Verfassung hinweist. 

Der neue Vorschlag des Salzamtmannes wurde in Wien ge- 
billigt^, die Arbeiter bekamen daher von nun an jährlich 600 Zentner 
Schmalz von den Salinenämtern um einen Preis zu kaufen, der um 
2 kr. niedriger war als derjenige, um welchen das Salzoberamt die 



^ Resolution der Ministerial-Banko- Deputation an das Salzoberamt vom 
5. Mai 1775. 

^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko -Deputation vom 
15. Januar 1776. 

^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
27. Januar 1776. 



128 I^ie wirtschaftliche Lagfe der Salinenarbeiter. [448 

gesaminte Schmalzmenge in Böhmen oder Bayern einzukaufen ver- 
stand. 

So wohlthätig diese Massregel auch wirken mochte, die Frage 
einer entsprechenden Lohngestaltung Hess sich durch sie doch nicht 
mehr aus der Welt schaffen. Es war dies um so weniger möglich, 
als mit der nicht lange darauf (1782) erfolgten Aufhebung der 
Wirtschaftsverfassung des Salzkammergutes nunmehr auch jede 
Berechtigung fehlte, an den Wiedereintritt der alten „Wohlfeile'^ 
zu denken. Aber gerade deshalb, weil es sich um die prinzipielle 
Frage handelte, was nach Aufhebung des bisherigen Lohnsystems 
an dessen Stelle zu treten hatte, verzögerte sich lange die Ent- 
scheidung und es ist fraglich, ob es noch im vorigen Jahrhundert 
zu einer durchgreifenden Aenderung auf lohnpolitischem Gebiete ge- 
kommen wäre, wenn sich nicht Josef II. selbst der Sache energisch 
angenommen hätte. 

Den Anstoss hiezu gab das Gmundner Salzoberamt mit einer 
an die Hofkammer in Münz- und Bergwesen über die traurige 
Lage der dortigen Salinenarbeiter gemachten Anzeige. Der Kaiser, 
durch das Ratsprotokoll ^ der Hof kammer in Münz- und Bergwesen 
auf das Elend im Salzkammergute aufmerksam gemacht, verlangte 
sofort nähere Aufklärung und Vorschlag geeigneter Mittel zu 
dauernder Abhilfe^. 

Trotzdem es der Höfkamüier in Münz- und Bergwesen sehr 
wohl bekannt war^, wie sehr es den wirtschaftlichen Anschauungen 
des Kaisers entsprochen hätte, den Salinenarbeitern nach an- 
gemessener Erhöhung des Geldlohnes die Sorge um den Unterhalt 
unter Ausschluss jedweden obrigkeitlichen Eingriffes vollständig 
selbst zu überlassen, so glaubte sie sich dennoch nicht berech- 
tigt, sich dem Gewichte jener Argumente zu entziehen, die das 



^ Deutsches Ratsprotokoll der Hof kammer in Münz- und Bergwesen vom 
6. bis 12. Dezember 1787. 

^ Allerhöchste Resolution vom 7. Januar 1788. 

^ Nota der vereinigten Hofstellen an die Hof kammer in Münz- und Berg- 
wesen vom 8. Mai 1788 : Es haben Seine Maiestät unterm 29. April über 
nachstehende, in die Wirksamkeit einer löbl. k. k. Hof kammer in Münz- und 
Bergwesen einschlagende Gegenstände die allerhöchst abgeforderten Vortrage 
zu betreiben geruht, und zwar 1™° Ob nicht und wie die bei Salinen und 
anderen Bergwerken derzeit übliche Anschaffung der Vorräte an Getreide, 
Schmalz und anderen Viktualien auf Aerarialrechnung, um sonach die Bergleute 
damit zu versehen, ganz abzustellen, den Bergleuten der verhältnismässige Lohn 
im Baren zu bestimmen, sofort aber auch ihrer eigenen Sorge zu überlassen 
wäre, sich ihre Bedürfnisse wie und woher sie wollen sich anzuschaffen. 
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Salzoberamt nicht nur aus allgemeinen Erwägungen , sondern auch 
infolge lokaler Gründe gegen ein derartiges Lohnsystem im Salz- 
kammergute angeführt hatte. 

^Es ist^ — sagt der Bericht des Salzoberamts an die Hofkammer 
in Münz- und Bergwesen vom 6. November 1788 — „ein in der Staats- 
wirthschaft bekannter Satz^ dass das Geld^ dessen äusserlicher Wert 
so willkürlich und zufällig ist, und welches durch Veränderung im 
Münzfusse und durch Vermehrung der zirkulierenden Masse ganz 
ausser dem gegenwärtigen Verhältnisse , in welchem es gegen die 
Viktualien und anderen Bedürfnisse steht, verrücket werden kann, 
nicht anders als mit vieler Vorsicht und Einschränkung zum be- 
ständigen Massstabe gesetzet werden kann. Auch ist der Arbeiter 
weder beweilt noch so bemittelt, dass er seine Bedür&isse von der 
ersten und wohlfeilsten Hand herholen könnte, sondern er müsste 
sie von Müllern, anderen Handwerkern und Krämern im Kammer- 
gut, mithin von der dritten und vierten Hand hernehmen, wohingegen 
das hohe Aerarium die unentbehrlichen Bedürfnisse des gemeinen 
Arbeiters an den Orten, wo sie am wohlfeilsten sind, kaufen und 
mittels des Salzzillengegentriebes mit sehr massigen Kosten in das 
Kammergut verschaffen kann, wobei man zuverlässig annehmen mag, 
dass jeder Artikel der unentbehrlichen Bedürfnisse dem hohen 
Aerarium um den dritten Teil wohlfeiler zu stehen käme, als wenn 
die Arbeiter sich solchen beischaffen müssten." 

Im Sinne dieser Ausführungen war daher auch der Vortrag 
gehalten, den die Hofkammer in Münz- und Bergwesen dem Kaiser 
unterbreitetet In ihm wird zunächst darauf hingewiesen, dass die 
Not im Salzkammergute bereits einen für die gesammte Bevölkerung 
bedrohlichen Charakter angenommen habe. Nicht nur die Krank- 
heiten unter den Erwachsenen hätten ungemein zugenommen, auch 
die Zahl der krüppelhaften und siechen Kinder steigere sich „zu 
bedauerlichstem Nachteil künftiger Generationes" in erschreckendem 
Masse. 

Nicht minder bedenklich sei die Thatsache, „dass, welches man 
ehedessen bei diesem gegen seine Oberen immer mehr als irgendwo 
folgsame Volk nicht beobachtet habe, zuweilen nicht gleichgültige 
Spuren von Halsstörrigkeit sich äussern und Neigung zu Aufr 
wieglungen bemerkt werde, weil der von bitterer Not gedrückte 
Mensch nichts oder wenig zu verlieren hat, folglich verhältnis- 



* AUerunterthänigster Vortrag der Hofkammer in Münz- und Bergwesen 
vom 27. Januar 1789. 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. 9 
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massig nichts oder weniger fürchten zu dürfen glaubt^. Es könne 
daher kein Zweifel bestehen, ,,das8 wirklich die dringende Not- 
wendigkeit vorhanden sei; diesen guten und nützlichen Leuten auf 
ein oder die andere Art wirklich zu Hilfe zu eilen, weil es, wann 
über alle anderen Betrachtungen hinausgegangen werden will; eine 
unwidersprechliche Wahrheit ist, dass Löhnungen die vor 100 und 
mehr Jahren bei einem noch sehr wohlfeilen Getreide- und Schmalz- 
preise reguliert und schon damalen nur nach der äussersten Not- 
durft ausgemessen werden, zum Lebensunterhalt dieser Arbeiter bei 
dem seithero allgemein viel höher gestiegenen Wert aller Lebens- 
erfordernisse glatterdings unzureichend seien^. 

Praglich sei daher nur die Art und Weise, wie man den 
Arbeitern zu helfen habe? Die einfachste Art wäre allerdings die 
Erhöhung des als Lohn bezahlten Geldbetrages. Würde man dabei 
für jeden Salinenarbeiter auch nur soviel Jahreslohn auswerfen, als 
der gemeine Soldat niedrigsten Sanges dem Staate in Friedens- 
zeiten koste, so würde dies bei einem Arbeiterstand von ca. 2300 
Köpfen schon 24,302 fl. jährlicher Mehrauslagen verursachen, dem 
einzelnen Arbeiter jedoch im Durchschnitt nicht mehr als 7 Pfennige 
pro Tag Mehrverdienst verschaffen. Nachdem also die Summe der 
Lohnvermehrung „im Ganzen genommen für das Aerarium zu gross, 
für das daraus zu beteilende Individuum aber viel zu gering sei**, 
müsse man ein anderes für die Arbeiter wirksameres und das Aerar 
weniger kostspieliges Mittel zur Anwendung bringen. 

Ein solches wäre die teilweise Auszahlung des Lohnes in Brot- 
getreide an sämmtliche im Salinenbetrieb beschäftigte Arbeiter. Die 
Arbeiter würden dadurch der schlimmsten Sorge des Brothungers 
endgültig enthoben, und auch das Aerar würde selbst dann auf 
diesem Wege billiger fahren als auf dem erwähnten der Geldlohn- 
erhöhung, wenn es an dem jetzigen Limito-Preis von 1 fl. 23 kr. 
3 ^ einem durchschnittlichen Gestehungspreis von 1 fl. 45 kr. 
gegenüber festhalten würde. Unter Anerkennung des beiderseitigen 
Nutzens der Kornlöhnung bliebe daher nur noch die Frage nach dem 
Massstabe übrig, der bei der Repartition des Brotgetreides zur An- 
wendung zu kommen hätte. „Der Grundsatz, von welchem hier die 
Justitia distributiva auszugehen haben dürfte, sei nicht Vorzüglich- 
keit der Gattung der Arbeit noch die Zahl von mehr oder weniger 
zurückgelegten Arbeitsjahren , welchenfalls schon die stufenweis 
regulierte bare Geldlöhnung den notwendigen und billigen Unter- 
schied mache, sondern die strenge Pflicht jedes Privaten, hier also 
des Staates, einem auch der geringsten seiner Arbeiter das Not- 
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wendigste und Unentbehrlichste zu seinem Lebensunterhalt zu ver- 
schaffen. Alles dieses vorausgesetzt erachte allerunterthänigst diese 
treugehorsamste Hofkammer in Münz- und Bergwesen, dass zur 
Regel der künftigen Hofkornverteilung für den arbeitenden Mann 
ohne Unterschied y ob er Meister, ordinari oder Hilfsknecht ist, 
jährlich acht Metzen, wann er verheirathet ist, für dessen Weib fünf 
Metzen und, wann er Kinder hat, für jedes derselben bis zum Alter 
von zwölf Jahren inklusive zweieinhalb Metzen jährlich bestimmt 
werden könnten." 

Diese vom Kaiser genehmigte und bald darauf zugleich mit 
einer die Schmalzabgabe betreffenden Aenderung^ von derHofkammer 
in Münz- und Bergwesen im Salzkammergute eingeführte Neuerung 
war nicht nur insofern bedeutungsvoll, als sie die dortigen Arbeiter 
aus ihrer Notlage in wirksamer Weise befreite, ihr grosser Wert für 
letztere lag nicht zum geringsten Teil auch darin, dass sie die Wieder- 
kehr ähnlicher Zustände ausschloss. 

Der frühere bei dem fixen ausschliesslich in Geld bezahlten Lohn 
unvermeidlich mit allen Preissteigerungen verbundene Uebelstand 
war nunmehr, wenn auch nicht ganz, so doch zum grössten Teile 
weggefallen, da sich der Geldwert des den Arbeitern ausgefolgten 
Lohnes den Preisschwankungen der beiden weitaus wichtigsten Be- 
darfsartikel auf das Genaueste anpasste. Stiegen die Preise von 
Korn und Schmalz, so stieg auch der Geldwert des den Arbeitern 
vom Salzoberamte für ihre Arbeit geleisteten Aequivalentes, fielen 
sie, so verringerte sich auch der Geldwert des letzteren. 

Die jetzige Art der Entlohnung, mit teilweiser Geldzahlung und 
teilweisem Korn- und Schmalzverkauf um einen fixen unter dem 
durchschnittlichen Marktpreis liegenden Geldbetrag, war daher, genau 
besehen, nichts anderes als eine Umkehrung der bisher befolgten 
Lohnpolitik, deren Prinzip bekanntlich in der Regulierung der Preise 
nach den Löhnen bestand. 



^ Resolution der Hofkammer in Münz- und Bergwesen an die Regierung ob 
der Enns vom 6. Februar 1789. — Bezüglich der Schmalzabgabe heisst es in der- 
selben: 6to Kann es bei der Abgabe des auf ein jährlich limitiertes Quantum 
von höchstens 600 Centner Rind- oder Schweinschmalz in Mittelpreis (11 kr.) jedoch 
dergestalten sein bewenden haben, dass damit nur allein die ärmste Klasse der 
Arbeiter, folglich mit Ausschluss der Beamten und Meister nur diejenigen ordi- 
nari und Hilfsknechte, welche nicht entweder selbsten ein Grundstückl besitzen, 
und sich wenigstens eine Melkkuh oder wo der Auftrieb ohne Nachteil des 
Waldstandes es zulasset, ein Gaisvieh zu halten vermögen, oder auch die- 
jenigen, welche nicht zum mindesten wöchentlich 1 fl. 30 kr. erreichen , beteilet 
werden sollen. 

9* 
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Eine solche Umkehr — Regulierung des Lohnes nach den 
Preisen — war aber auch unbedingt notwendig geworden. So ver- 
fehlt die Lohnpolitik seit der Mitte des 18. Jahrhunderts auch 
war, sofern die unbedingte Voraussetzung ihres Erfolges, die Be- 
herrschung der Preise y thatsächlich nicht mehr vorhanden war, 
unmöghch wurde sie doch erst in dem Momente, in welchem das Niveau 
der kontinuierlich ansteigenden Preise eine Höhe erreichte, welche die 
physische Existenz der Arbeiter gefährdete. 

Dass dies am Ende der achtziger Jahre erreicht war, bezeugt 
nicht nur die traurige Schilderung, die wir eben die Hofkammer 
in Münz- und Bergwesen dem Kaiser über die Verhältnisse im 
Salzkammergute machen sahen, viel schlagender beweisen uns dies 
die Ziffern der Kolonne c der oben erwähnten Preistabelle ^. 

Wir finden hier für das Jahr 1792 die gleiche Berechnung aus- 
geführt, welche wir bereits vorhin für die Jahre 1747 und 1767 zur 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage eines verheirateten Arbeiters 
anstellten. 

Mag die wöchentliche Ausgabepost für Nahrungsmittel Ende 
der achtziger Jahre auch etwas niedriger ausgefallen sein als die 
für das Jahr 1792 berechnete Summe, auf alle Fälle steht doch 
fest, dass vor der Lobnregulierung Josefs II. der Wochenlohn 
selbst eines besser gezahlten Arbeiters die Ausgaben für einen 
normalen Nahrungsmittelkonsum nicht nur nicht deckte, sondern 
ganz bedeutend (um ca. 20 kr.) hinter ihnen zurück blieb. Sehr 
treffend beleuchtet das Elend vergangener Jahre wohl auch die 
Art der Danksagung, die sämmtliche Arbeiter für die nunmehr 
geschaffene, zwar nicht glänzende, so doch auskömmliche Lage der 
Hofkammer abzustatten nicht unterliessen ; „wenn nunmehr über so 
grosse Gnaden die Unterzeichneten sich untereinander selbst Glück 
wünschen, wenn vordem ob Nahrungsmangel in Schwerpiut ein- 
gehüllte Gesichter sich gegenwärtig aufheitern und unzählig gefaltete 
Hände zum Himmel emporstreben, so sei es eine Hochlöbl. Hof- 
kammer in Münz- und Bergwesen, wofür sie für so viele Wohlthaten 
den Segen des Allmächtigen mit gerührtem Herzen erflehen!"* 



' S. S. 125. 

* Dankschreiben sämmtlicber Arbeiter des ob der Ennsischen Salzkammer- 
gutes an die Hofkammer in Münz- und Bergwesen zu Hallstatt, d. 16. August 
1790. 
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2. Die Krankengelder nnd Arztlöhnnngen. 

Waren die in kaiserlichem Dienste stehenden Arbeiter bei 
vorübergehender Arbeitsuntähigkeit verhindert, die angewiesene Arbeit 
zu verrichten, so erhielten sie an Stelle ihres Lohnes das Kranken* 
geld ausgezahlt. 

Der Betrag desselben war je nach der Arbeiterkategorie, 
welcher der Arbeitsunfähige angehörte, verschieden hoch, und 
wechselte auch innerhalb der Zeit infolge der Art und Weise, wie 
dessen Ausmass bestimmt wurde. 

Als Massstab diente hiebei nicht der wöchentliche Durchschnitts- 
lohn der Gedingarbeiter oder der fixe Lohnbetrag des in Zeitlohn 
arbeitenden Personals, sondern die konkrete Zahl der wöchentlich 
versäumten Arbeitsschichten, die bei der grossen Zahl der Feiertage 
bekanntermassen in den einzelnen Wochen verschieden oft gearbeitet 
wurden. 

Von dem den versäumten Schichten entsprechenden Lohne 
wurde ein bestimmter, in seinem Ausmass nach der Arbeiterkategorie 
wechselnder. Betrag abgezogen, der Best bildete dann das für die 
Woche ausgezahlte Krankengeld. 

Bei den Bergarbeitern z. B. gestaltete es sich folgendermassen: 
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Neben diesem Krankengeld zahlte der Staat seinen Arbeitern 
den Arztlohn d. h. die Kosten für die Visiten der Amtsbader und 
die von denselben verordneten Medikamente. Arztlohn und Kranken- 
geld wurden aber nur dann gezahlt, wenn der Arbeitsunfähigkeit 
eine Ursache zu Grunde lag, welche mit der Arbeit zu Berg, im 
Walde, Pfannhaus u. s. w. in kausalem Zusammenhang stand. An 
dieser Voraussetzung wurde immer festgehalten, geändert haben sich 
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im Laufe der Zeit nur die Anschauungen über ihr Zutreffen. Denn 
nur schrittweise war es gelungen, den Begriff des „in kaiserlichen 
Arbeit allein bresthaft gewordenen Patienten"* nach Umfangt und 
Inhalt genauer zu präzisieren, indem man nicht nur den Unfall 
von der Krankheit zu trennen^ lernte, sondern auch noch weiters 
eine Distinktion nach dem Gefährlichkeitsgrade der Krankheit, der 
culpa des Arbeiters und der Beschaffenheit der Unfallstätte zu 
machen* verstand. 



^ Kesolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
9. Juli 1741 : So will man wiederholt verordnet haben, dass Er Herr Graf 
und dieselben die in der kaiserlichen Arbeit allein bresthaft gewordenen Patienten 
kurieren lassen solle. 

^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
29. Juli 1746: Die rationes Physicas, welche dasiger Medicus, ob deren bei 
der Berg- und Pfannenarbeit erkrankenden Personen gegeben, kann man nicht 
anders als suf&cient ansehen, dass diese innerlich von Hitze und Dunst er- 
krankenden gleich anderen äusserlich verwundeten des Curierungsbeneficii ex 
commiseratione würdig geachtet werden sollen. 

' Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
12. Juli 1765 : Uebrigens findet man für billig, den in landesfürstlichcr Arbeit 
beschädigten Arbeitern ohne Unterschied nebst dem Arztlohn auch eine etwelche 
Beihilfe angedeien zu lassen. 

^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
20. Juni 1776 : Das Salzoberamt soll überlegen und einberichten, bei was 
eigentlich für Krankheiten oder Beschädigungen die Kurierungskosten und das 
Feierzeitsgeld zuzulassen sei? — Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial- 
Banko-Deputation vom 13. August 1776: Ueberhaupt scheint es zwar nicht 
wohl thunlich zu sein, genau und unmittelbar zu bestimmen, bei was für Krank- 
heiten und Beschädigungen die Arztlohnsunkösten und Erankenbeihilfen zu ge- 
statten seien, indem auch geringe Gebrechen als Zahn-, Kopfschmerzen, Magen- 
wehe und dergleichen, wie es der k. k. Oberamtsrath und Kammergutsphysikus 
Dr. P. erinnert, oft Vorboten grösserer Uebel seien, oder doch wenn solchen 
in Zeiten nicht gehörig vorgebogen würde, langwierig und schwere Krankheiten 
nach sich ziehen können. Da es aber gegenteils auch gewiss ist, dass obige 
Zustände öfters von keiner Folge sind, und ent^weder in Bälde selbst aufhören 
oder doch mit leichten Mitteln sich beheben lassen, so glaube dieses treu ge- 
horsamste Salzoberamt ganz unvorgreiflich, dass den betreffenden Aemtern mit- 
gegeben werden könnte, dass für derlei geringe Gebrechen, wenn änderst keine 
sichere Anzeigen eines grösseren damit verknüpften oder daraus erfolgen 
mögenden Uebels vorhanden sind, als Kopf-, Zahn-, Augenschmerzen, Brustdrucken, 
Magenweh etc. item gar kleine Beschädigungen, als wenn sich jemand nur 
leicht verletzet, einige ämtliche Licenzzettel zur Kurierung auf Aerarii Unkosten 
nicht abgegeben werden sollen. Hierunter wären im weiteren auch jene 
Krankheiten und Beschädigungen verstanden, und folglich von der ämtlichen 
Koursbewilligung ausgeschlossen, welche ein Arbeiter aus Nachlässig- oder 
Liederlichkeit sich selbst zuzieht oder ihm ausser der Arbeit und respektive des 
derentwillen zu machen habenden Hin- und Herganges offenbar zustossen. 
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Zur Konstatierung der jeweiligen Voraussetzungen sowie über- 
haupt zur Verwaltung dieses Institutes waren die Salinenämter, 
in erster Instanz die Verwesämter und das Hofschreiberamt, dann 
das Salzoberamt und schliesslich die Ministerial-Banko-Deputation 
berufen, wenn auch in sehr geringem Masse befähigt. 

Unter den Salzoberamtsräten befand sich zwar ein Medizinae 
Doktor, der als Salzkammergutsphysikus das Referat über Sanitäts-, 
Arztlohns- und Provisionssachen führte, allein die Entscheidung in 
all diesen Fragen stand dem Salzoberamte zu, geradeso wie auch 
die Verwesämter ganz selbständig über alle hiebei auftauchenden 
Fragen entschieden und den zu den Ortshandwerkern gerechneten 
Badern nur die Behandlung der vom Amte bezeichneten Arbeiter 
überliessen. 

Die Verwesbeamten hatten daher bei Erkrankung oder Verun- 
glückung der Arbeiter den Thatbestand genau zu prüfen ^ und erst 
nach Konstatierung der für das Krankengeld erforderlichen Momente 
die „Kourzettel" auszufolgen, auf Grund deren dann die Arbeiter 
von den Amtsbadern des betreflfenden Ortes behandelt sowie mit den 
eventuell nötigen Medikamenten und Verbandzeug versehen wurden. 

Diese Amtsbader waren nicht mit fixem Gehalte angestellt, 
sondern bekamen für jeden einzelnen Fall einen nach der Zahl der 
gemachten Visiten und der Höhe der Auslagen für verabreichte 
Heilmittel betimmten Betrag als Arztlohn ausgefolgt. 

Bei dieser Art der Bezahlung ist es begreiflich, dass nicht nur 
gegenüber den Arbeitern zum Schutz vor Simulation ^, sondern auch 
den Badern gegenüber die strengste Aufsicht und wenn nötig auch 
die entsprechende Bestrafung den Verwesbeamten vorgeschrieben war. 

„Der Bader, so einen Arbeiter, der nicht wirklich beschädigt 
oder krank sich befindet, sondern zu Haus seiner Arbeit obwartet. 



* Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
13. August 1776 : Die Beamten hätten daher bei vorkommenden Patienten die 
Beschaffenheit der vorgegeben werdenden Krankheit jederzeit wohl zu unter- 
suchen und dieselbe vor Abgebung der Kourszettel umständlich auszuforschen, 
indem es darauf sowohl als auf ihr deren Beamten vernünftige Beurteilung in 
diesem Fall sehr sehr viel und vorzüglich ankommt. 

^ Salzoberämtliche Verordnung an das Verwesamt Ischl vom 20. November 
1744 : Ist bis anhero der Missbrauch gewesen, und zum Öftern geschehen, dass 
teils Arbeiter sich krank simulieret oder nur wegen einer klein empfangenen 
Wunde, wovon zu gedenken nicht der Mühe wert, gleich zu dem Bader gelaufen, 
einige Pflaster oder andere Medikamente herausgenommen, zu Haus etliche 
Wochen verblieben und in solcher Zeit ihrer eigenen Arbeit vorgestanden seien, 
woraus aber . . . 
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in die Kour zu nehmen oder auch anstatt desselben das Weib oder 
die Kinder auf Unkosten des höchsten Aerarii zu kurieren sich 
erfrechet, soll das erstemal fiir jede Woche der ftirgedauerten 
Kourzeit nebst der Zurückbehaltung des angesetzten Arztlohns 
mit drei, das andertemal mit sechs Reichsthalem angesehen, das 
drittemal aber gar für je und immer von denen ämtlichen Kouren 
ausgeschlossen, und in weiterem der Arbeiter selbst das erstemal 
einer derlei sträflichen Anmassung nebst Einziehung des Kranken- 
geldes mit zehn, dann das andertemal mit zwanzig wohlempfind- 
lichen Kärdobätschstreichen gezüchtiget und das drittemal gänzUch 
von der Arbeit abgelegt werden. Und da auch vorgekommen, 
dass ein oder anderer ämtlicher Patient zwar einstmals zu einem 
Bader sich in die Kour begeben, bald darauf aber selben ver- 
lassen und zu einem anderen sich verfüget habe, also dass bis- 
weilen ein solcher Patient wohl gar zu dem dritten oder vierten 
Bader gekommen ist, wodurch die Arztlohnsunkosten und Kranken- 
gelder notwendig sehr haben vergrössert werden müssen, weil auf 
solche Art die Kour in die Länge hinausgezogen und sozusagen 
von einem jedweden Bader von neuem angefangen, ja was vielleicht 
von einem gut gemacht, von dem anderen hinwiederum verdorben 
worden, so wird den Aemtern angeordnet, dass derlei Wechselungen 
mit den Badern keinerdingen zugelassen werden, sondern der Patient 
bei demjenigen, wohin er anfangs das Vertrauen gesetzet ausser 
besonders erheblichen Ursachen, welche dem Kammerguts-Physiko 
bei der Patientenvorstellung zur Untersuchung beizubringen wären, 
zu verbleiben verhalten werden solle." (Resolution der Ministerial- 
Banko-Deputation vom 7. September 1776.) 

Diese Patienten Vorstellung geschah gelegentlich der Anwesen- 
heit des Kammergutsphysikus bei seinen jährlich viermal im Salz- 
karamergute vorgenommenen Visitationsreisen, auf denen er durch 
Besuch einzelner Patienten die Thätigkeit der Amtsbader in- 
spizierte und die Bestimmung des ihnen hiefür gebührenden Arzt- 
lohnes vornahmt 



* Arztlohns-Normale vom 29. Oktober 1773 : § 10. Damit aber wehrend 
der Patientenvorstellung die allenfalls in ein so anderen erforderlichen Aus- 
künfte sogleich eingeholt werden mögen, so sollen nebst den in jedem Ort be- 
findlichen Beamten und Officianten auch die Zuseher und obgedachten Meister- 
schaften denselben beiwohnen. — § 11. Und weil vorgekommen, dass die Bader 
bei sothanen Vorstellungen, bevor noch die Patienten vorgelassen werden, selben 
was sie zu reden und zu antworten hätten, vorher zu suggerieren pflegten, eine 
derlei vorläufige Subordination aber meistenteils zu mehrfältigen Hintergehungen 
angemasset wird, so seien zu dessen Hintertreibung alle thunlichen Vorsichten 
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Zu diesem Zwecke massten sich die Bader mit den von ihnen 
geheilten Arbeitern auf das Verwesamt begeben, woselbst sich der 
Physikus in Anwesenheit der Beamten durch beider Aussagen über 
die näheren Umstände der kourierten Krankheit erkundigte und 
daraufhin den vom Bader verlangten Arztlohn als entsprechend be- 
willigte oder als unberechtigt hoch verkürzte. Dass dies letztere 
die Regel war, dafür spricht nicht nur der Umstand, dass diese 
Prozedur schlechtweg als ^ Arztlohnsabbruch'' bezeichnet wurde, 
sondern auch der Bestand eines ^Traktätels''; an welches sich die 
Bader bei ihren amtlichen Kouren zu halten verpflichtet waren. 

In Wien^ war man auf die ebenso teuem als nutzlosen Medi- 
kamente, welche die Bader den kranken Arbeitern verabreichten 
und die den Hauptbetrag des Arztlohnes ausmachten, sowie auf die 
oft übermässig lange Dauer der Kouren nicht gut zu sprechen^, 
und schärfte bei jeder sich bietenden Gelegenheit dem Salzoberamte 
ein, diesem eigennützigen Missbrauch zu steuern. 

Da dies aber nicht viel änderte, so liess man von dem Kammer- 
gutsphysikus ein „Kourierungstraktätel'' verfassen ^, in welchem den 

anzuwenden. — § 12. "Wann nun die Patienten Vorstellung wirklich in pleno vor- 
genommen wird, so hat ein jeweiliger Kammergutsphysikus die Patienten sowohl 
als die Aerzte zu examinieren, mit was für einer Krankheit die ersteren behaftet 
waren und so weiters, damit alle in dem Patientenprotokoll enthaltenen Um- 
stände gegründet erhoben und die etwa ermangelnden noch beigerückt werden. 
— § 13. Nach diesen wird sodann von dem gedachten Eammergutsphysikus 
dem billigen Ermessen nach von ihrem öfters übermässig angesetzten Eourierungs- 
lohne der Abbruch gemacht und zugleich wohl erwogen, von was für einem bis 
welchem Datum jedem in der Kour gestandenen Arbeiter die Beihilfe oder so- 
genannte Ergötzung und wie viel zuzuerkennen sei. 

^ Die Konsignationen der von den Yerwesämtem auf Vorschlag des 
Physikus eingeratenen Arztlöhnungen wurden nämlich vierteljährlich durch das 
Salzoberamt an die Ministerial-Banko-Deputation zur Approbation eingesendet. 

' Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
9. Juli 1741 : . . . Wie wegen eines daselbstigen an Windsucht incurabel dahin 
gelegenen daran auch verstorbenen Josef K. mit 30 fl. für alleinige aus der 
Apotheken vergeblich angeschafften Medikamenten geschehen ist, was der 
Kammergutsphysikus selbst improbieren müsse. 

' Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
15. März 1752 : Der Gmundner Kammergutsphysikus Dr. L. hat in An- 
sehung, dass die Bader im Kammergut bishero denen Arbeitern bei ihnen zu- 
gestossenen Krankheiten zum Öfbern kostbare und teure Medikamente, welche 
jedoch bei diesen gemeinen Leuten keinen besseren Effekt, als wann von ihnen 
ordinari Mittel gebrauchet worden wären, nach sich gezogen haben, angewendet, 
die mit angebogenen Bericht gehorsam einbegleitende Norma bereits vor einiger 
Zeit zusammengetragen. Gleichwie man nun dessen Einführung sowohl pro 
Aerario als auch für den gemeinen Mann sonders gedeilich zu sein findet, also 
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dortigen Badern „eine Methode an Händen gelassen wurde, wie 
die bei denen Kammergntsarbeitem am öftesten sich änssemden 
innerlichen Krankheiten ohne sonderbarer Anwendung kostbarer 
Medikamente mit leidentlichem Unkostenanfwand traktieret und mit 
der Hilf Gottes wiederum abgewendet werden mögen^. 

Die Ministerial-Banko-Deputation übergab dasselbe van Swieten 
zur Durchsicht und ordnete nach dessen lobender Zustimmung^ die 
Anwendung desselben im Salzkammergute an^ 

Aber nicht nur durch Normierung des Heilverfahrens und der 
damit verbundenen Kosten suchte man die Ausgaben für Kranken- 
gelder und Arztlöhne auf dem unumgänglichen Mindestmass zu er- 
halten, man erkannte auch schon damals, dass das eigentlich wirk- 
same und daher auch wichtigste Mittel zur Erreichung dieses Zieles 
nicht so sehr in dem billigen und raschen Heilen als vielmehr in 
dem Verhüten der Krankheiten gelegen war. Namentlich war es 
der in damaliger Zeit im Salzkammergute endemische Scharbock 
(Skorbut), welcher in Zeiten von Misswachs und damit verknüpfter 
Lebensmittelteurung die Ausgabeposten für die erkrankten Arbeiter 
unverhältnismässig erhöhte. 

Trotz besten Willens in Wien und Gmunden, dieser Krankheit 
den zeitweilig epidemischen Charakter zu nehmen, gingen bei den 
kaum nennenswerten Ansätzen einer rationellen Hygiene und bei 
dem Umstände, dass die in sanitären Fragen am wenigsten be- 
rufenen Behörden zu entscheiden hatten, die Ansichten über die Wahl 
der zu ergreifenden Mittel oft weit aus einander. 



stelle man Euer ExcelleDz Ganst und Freundschaft gehorsam anheim, ob nicht 
allenfalls mehrsbesagte Xorma vorgehends einem oder anderen Herrn Medico 
zur Durchgehung und Approbation übergeben werden solle? 

^ Schreiben van Swietens an die Ministerial - Banko - Deputation vom 
5. April 1752: 

Votre Excellence! 

J'ay lu avec beaucoup de satisfaction Tecrit de le medecin et je ne puis que 
louer son zele et sa conneissance dans la medecine. 

J'ay ajoute par cy par la au marge une petite remarque. 
Je crois , que ce projet merite d'estre execut^, car les ignorants epuisent 
la bourse par des remedes egalement pretieux et inutiles ; les bons medecins 
n^ont pas besoin de tout ce fatras et seavent guerir a peu des frais. 
J'ay Thonneur d'estre avec tout veneration de vostre Excellence 

le tres humible et tres obeissant 
5. avril 1752. serviteur van Swieten. 

^ Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
15. April 1752. 
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In Gmunden war man der Meinung; dass vorzüglich der Genuss 
der von den Arbeitern zur täglichen Nahrung verwendeten ^ Schotten- 
suppe" ^ die Ursache des Skorbutes sei*, und schlug daher der Mi- 
nisterial-Banko-Deputation vor, dieselbe den Arbeitern zu verbieten 
und an ihrer Stelle die Einbrennsuppe anzuordnen, ^welche nicht 
nur wegen ihrer sehr gesunden Eigenschaft, sondern auch wegen 
der leichten und bequemen Art selbe zuzubereiten für unseren 
hiesigen Kammergutsarbeiter vor allem die tauglichste ist. Und 
wann ein Arbeiter mit einem Pfund Mehl und einem Viertel Pfund 
Schmalz das sogenannte Einbrennmehl zubereitet, welches er ganz 
bequem in den Berg als in die Holzung mitnehmen kann, so kann 
er von selber sich eine ganze Woche hindurch täglich zweimal eine 
gute und gesunde Suppe davon kochen"^. 

In Wien ging man zwar auf diesen Vorschlag ein, und verbot 
den Arbeitern bei schwerer Strafe den Genuss der Schottensuppe 
anstelle der nunmehr eingeführten Einbrennsuppe, scheint aber 
doch von der Wirksamkeit dieser Massregel nicht sehr überzeugt 
gewesen zu sein, da man es nicht unterliess, diesem Verbote 
beizufügen, dass die Bergarbeiter „nebstdeme noch ihre Woh- 
nungen öfters ausrauchen und so viel möglich abgesondert leben 
sollen**. 

Da diese leichter anbefohlene als durchgeführte Anordnung 
sowie das Verbot der Schottensuppe begreiflicherweise von dem er- 
wünschten Erfolge nicht begleitet waren, so glaubte man nunmehr 
in Gmunden eine Verfügung für diesen Misserfolg verantwortlich 
machen zu können, welche die in den Jahren 1763 und 1764 in 
das Salzkammergut abgeschickte Untersuchungs - Hof kommission 
zur Schonung der Wälder im Interesse des Sudwesens erlassen 
hatte. Damals waren nämlich die für die jungen Wälder sehr 
schädlichen Ziegen aus dem ganzen Salzkammergute abgeschafft und 
dieses „Gaisviehverbof* trotz des heftigsten Widerstandes und ein- 



^ Diese wurde derart zubereitet, dass Brotstücke in saure Milch hinein- 
geschnitten und darin solange belassen wurden, bis sie vollständig aufgeweicht 
und das Ganze in Gärung übergegangen war. 

^ Bericht des Salzkammergutsphysikus an das Salzoberamt vom 30. Januar 
1759: Da die Salzkammergutsarbeiter sich durchgehends so häufig des Schottens 
in ihrer täglichen Nahrung bedienen, der von allen Speisen nicht nur die härteste 
zum Verkochen, sondern auch wegen seiner vielen Schärfe und wegen seiner 
leichten Faulung die ungesundeste ist, so muss aus ihr notwendig ein sehr 
schweres Geblüt und aus solchem wieder kachektische Krankheiten und vor 
allem Scharbock entstehen. 

' Aus dem cit. Bericht des Salzkammergutsphysikus vom 30. Januar 1759. 
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dringlichster Bitten ^ der dortigen Einwohner^ denen diese Massregel 
ungemein hart fallen musste, auch aufrecht erhalten worden. 

Zweifelsohne hatte das Salzoberamt Recht; wenn es diese für die 
Ernährung der dortigen Arbeiter so nachteilige Neuerung mit dem 
Anwachsen des Skorbutes in Zusammenhang brachte. Allein die Art 
und Weise, wie dies geschah^, war nicht geeignet, für die Beseiti- 
gung dieser Hof kommissionsanordnung zu sprechen. Der Gmundner 
Phjsikus und mit ihm das Salzoberamt erklärten nämlich Ziegenmilch 
kurzweg als Heil- und Präservativmittel gegen Skorbut, dessen 
Erlöschen daher ohne Wiederzulassung der Ziegen im Salzkammer- 
gute nicht möglich sei, eine Ansicht, die von der Ministerial-Banko- 
Deputation durchaus nicht geteilt wurde. Man sah hier vielmehr 
die Ursache des epidemischen Auftretens in der durch das dichte 
Zusammenwohnen der Bergarbeiter in den Berghäusern bewirkten 
Uebertragung von den kranken Arbeitern auf die noch gesunden^ 
würdigte aber gleichwohl auch den Einfluss einer hinreichenden Er- 
nährung auf deren allgemeinen Gesundheitszustand. 

^ Bittgesuch säramtlicher Kamiuergatsinsassen an die MiDisterial-Banko- 
Deputation vom 17. Juni 1764 : Gleichwie nun aus angeführter Bewandsame 
zur Genüge erhellen wird, dass der den armen Kammergutseinwohnem solcher- 
massen verstattet werdende Austrieb des Gaisviehs sehr zuträglich auch den 
Pflichten gegen Gott als denen Nebenmenschen sowohl als den auf gute Gene- 
rationes gerichteten Absiebten des Staates allerdings gemäss und in der Haupt- 
sache auf keine Waldungsnacbteiligkeit zu sein scheint, also wurden diejenigen, 
welche diesen geringen Vorteil des armen Publici etwa aus Härtigkeit ge- 
flissener Dinge entgegenzustehen gedenken möchten, es vor dem erschrecklichen 
Gericht Gottes um diese armselige und christliche Generationes um so schwerer 
verantworten können, so gewiss es ist, dass im Fall hochgnädiger Willfährigkeit 
die dankbarkeitvollen Wünsche der Armen die Wolken durchdringen und bei 
Gott überflüssigen und unaufhörlichen Seegen des edlen Salzwesens zu erbitten 
nicht unterlassen werden. 

^ Bericht des Salzkammergutsphysikus an das Salzoberamt vom 21. Januar 
1765 : Das vorige Jahr sei der Scharbock wiederum so stark eingerissen und 
zwar aus zwei Ursachen. Erstens war 1763 in hiesiger Gegend an allen Obst- 
sorten ein gänzlicher Misswachs, so dass auch um teures Geld nicht das geringste 
an Kraut und Buben kaum zu bekommen war. Zweitens ist eben zu dieser 
Zeit von einer allhier anwesenden k. k. Hofkommission die Gais auf einmal ab- 
geschafft worden, wodurch das zweite und beste Praeservativ und Hilfsmittel 
wider den Scbarbock nämlich die Gaismilch und zwar eben damals als wir es am 
besten nötig gehabt hätten. Er habe auch wiederholt einer hier anwesenden be- 
vollmächtigten Hofkommission mündlich vorgestellt, dass der eingerissene Schar- 
bock von der gänzlichen Abschaffung des Gaisviehes herrühre und dass ohne 
hochgnädig wiederum bewilligende Gaismilch das Ueberhandnehmen dieser Krank- 
heit um so weniger verhindert werden könne, als die Arbeiter die Kuhmilch 
weder genug zu kaufen bekommen, noch auch zu kaufen im Stande seien. 
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Die Ziege gab man ihnen zwar nicht zurück, da sich die 
Hofkommission auf eine diesbezügliche Anfrage mit dem Hinweis^ 
^dass der landesfürstliche und allgemeine in der guten Waldbesorgnis 
bestehende Nutzen einig privaten Zuständen vorzuziehen sei^, ganz 
energisch dagegen ausgesprochen hattet 

Als Ersatz dafür gab man den Arbeitern die Kartoffel^, deren 
Einführung und Pflanzung nunmehr dem Salzoberamte anbefohlen 
wurde ; eine Neuerung, deren wohlthätiger Einfluss auf die Er- 
nährungsverhältnisse der dortigen Einwohner die Seuche zwar nicht 
zu verdrängen, wohl aber seltener und milder zu machen vermochte. 

Gewiss waren alle diese Massnahmen der Absicht entsprungen, 
die aus der Fürsorge für den kranken Arbeiter erwachsenden Aus- 
lagen möglichst zu mindern; allein man würde dieselben doch ganz 
falsch beurteilen, würde man bei ihrer Betrachtung neben den rein 
rechnerischen nicht auch den mitwirkenden ethischen Motiven in 
vollem Umfange gerecht werden. Dass diese auch hier trotz teil- 
weiser Yerdeckung durch die ersteren vorhanden waren, das bezeugen 
nicht nur direkte Beweise ^ sondern vor allem auch die That- 

* Bericht der Untersuchungs-Hofkommission an die Hofkammer vom 
20. Februar 1766. 

' Resolution der Minis terial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
4. März 1765 : In den Bergwerken und Sonderheit lieh in dem rauen grossen 
Gebirge, wo das gemeine Volk sehr zerstreuter und weit von der Gruben sein 
Wohnhäusel hat, pflegt solches bis nach verrichteter Arbeit sich über Nacht 
bei der Gruben in gewissen dazu bestimmten Unterkommen au&uhalten, bei- 
sammen zu schlafen und zu liegen, folgsam wann der Raum ihres Unterkommens 
besonders zur Winterszeit sehr eng ist, und ein so anderer mit einer anstecken- 
den Krankheit wie dem Scharbock darunter behaftet ist, kann es wohl sein, 
dass sich unter diesen Leuten sothane Krankheit ausbreite. Dass aber die Gais- 
milch das hauptsächlichste Curativ- und Fraeservativ-Mittel wider den Schar- 
bock sein solle, kann man sich sowenig als dieses beifallen lassen, dass der ge- 
meine Mann in den Gebirgen zu seiner Nahrung unumgänglich das Gaisvieh 
notwendig habe, massen das ganze Herzogtum Krain und in anderen Ländern 
viele gebirgige Gegenden das Zeugnis geben, dass ohne das Gaisvieh, welches 
der Waldfexung und dessen Wachstum so schädlich ist, der gemeine Mann 
sich genugsam von der Milch des Hom- und Schafviehes nähren könne. — Dem 
Oberamte werde hingegen mitgegeben, sich umsomehr die Pflanzung und Kultur 
der Erdäpfel einzuführen und allda auszubreiten, als vermög der Auskunft des 
Fhysikus zu vernehmen ist, dass die gewöhnlichen Erdgewächse als Kraut, Rüben 
und Obst allda wenig angebaut und öfters in dem dasigen Klimate nicht über 
sich gebracht, die Erdäpfel hingegen in allen Gegenden mit gutem Fortgang 
und reicher Fexung gebaut werden können. 

' Resolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
3. Februar 1770: Ihro Mai. haben aus landesmütterlicher für ihre Unter- 
thanen mildest wachende Obsorge jüngst allei*gnädig8t anzubefehlen geruhet, dass 
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Sache, dass sich die Fürsorge des Staates for seine Arbeiter auch 
auf solche Gebiete erstreckte, auf denen er finanziell gar nicht 
interessiert war. 

So zweifelt beispielsweise die Hofkammer in einer an die Mini- 
sterial-Banko-Deputation gerichteten Note^, in wdcher auf die von 
der Untersuchungs-Hofkommission aufgedeckte traurige Lage der 
Salzkammergutseinwohner infolge vollständigen Mangels an geeigneten 
Hebammen hingewiesen wird, nicht im geringsten, „dass eine löbl. 
Ministerial-Banko-Deputation, wenn derselben die Bewandnus ehe- 
dem angezeigt worden wäre, einen Bezirk von etlichen Meilen im 
Umkreis ohne die vorgeschlagene den armen Leuten unentbehrliche 
und dem gemeinen menschlichen Besten erspriessliche Hilfe gelassen 
haben würde^. 

Wenn auch die im Namen „des gemeinen menschlichen Besten^ 
unternommenen Veranstaltungen nur sehr bescheidenen Umfanges 
waren, so lag das eben in den ungeheuren Schwierigkeiten begründet, 
mit der jede derartige Neuerung bei dem Fehlen aller Voraus- 
setzungen damals zu kämpfen hatte. 

An dem ernsten Willen, das Beste zu leisten, fehlte es sicher- 
lich nicht, denn auch in diesem Falle sehen wir wieder einen Mann 
wie van Swieten mit dem Vorschlage des Salzoberamtes ^ auf das 
Eingehendste beschäftigt. 

mit dem k. k. Leib- und erster Medico Freiherm van Swieten, wie dem im 
Salzkammerguie öfters um sich greifenden Scharbock zu begegnen sei, das Ver- 
nehmen gepflogen werden solle. 

^ Note der Hofkammer an die Ministerial-Banko-Deputation vom 11. Ok- 
tober 1763. 

^ Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banko-Deputation vom 
10. Februar 1764: Neben allen diesen ist auch in dem k. k. Salzkammergute 
zu betrachten, dass die Kammergutsarbeiter nicht allein in den Marktflecken, 
sondern grössenteils auf dem Lande viele Stunden weit zerstreut wohnen, dass 
also wann auch in jedem Markt eine ordentliche Hebamme angestellt würde, 
diese doch nicht erklecken würden allen und jeden Parteien beizuspringen und 
die meisten sich doch eben wie bishero behelfen werden müssen, wie es halt 
durchgehends bei gemeinen Bauersleuten auf dem Lande üblich und nicht leicht 
anders einzurichten. Damit jedoch das k. k. Salzkammergut mit genugsam 
tauglichen Hebammen versehen werde, scheint unmassgeblich hiezu das leichteste 
und sicherste Mittel zu sein, wann aus denen vielen armen Witwen der k. k. 
Salzkammergutsarbeiter die tauglicheren herausgesucht und denen in den Markt- 
flecken dermalen vorhandenen Hebammen obrigkeitlich anbefohlen wurde, dass 
sie diese zu künftigen Hebammen bestimmten Weiber mit sich zu den ge- 
bärenden Frauen fuhren und ihnen einigemal die notwendigen Handgri£Pe und 
Arbeiten zeigten und sodann auch einigemal unter ihrer Aufsicht selbst ver- 
richten Hessen. 
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War derselbe auch derart beschaffen^ dass van Swieten in seinem 
Gutachten^ mit vollem Rechte die Frage aufwerfen konnte wie „in 
Hinblick auf das bekannte nemo dat quod non habet eine gänzlich 
unwissende Weibsperson eine andere unterweisen soll?", so blieb 
der Ministerial-Banko-Deputation schliesslich doch nichts anderes 
übrig, als durch Genehmigung^ des Gmundner Projektes wenigstens 
die allerärgsten Missstände zu beseitigen. 



3. Die Provisionen. 

Lag der Schwerpunkt in den Einrichtungen bezüglich der Arzt- 
löhne und Krankengelder in den Eontrollvorschriften während der 
Dauer der vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit, so lag er bei den 
Provisionen in der Bestimmung eines entsprechenden Ausmasses 
der dauernd zu gewährenden Hilfe. 

Diesem in der Natur der Sache gegründeten Unterschied ent- 
sprach auch die Art, wie sich diese beiden Institute entwickelt und 
ausgebildet hatten. 

Einer richtigen Handhabung der bei vorübergehender Unter- 
stützung so wichtigen Kontrollvorschriften mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln zeigte sich, wie wir sahen, die damalige Zeit schon 
gewachsen, dagegen gelang es ihr noch nicht, ein auf bestimmten 
Grundsätzen folgerichtig aufgebautes System zur Behebung der wirt- 
schaftlichen Folgen dauernder Arbeitsunfähigkeit auszubilden und bei 
Bemessung der Provisionshöhe anzuwenden. 

Darüber kann auch nicht die Thatsache hinwegtäuschen, dass 
ein sog. „Provisionsschema" mit Abstufung der Provisionshöhe nach 
Arbeiterkategorie und innerhalb derselben nach drei Bedürfnisklassen 
bestand und denjenigen Zahlungen zu Grunde gelegt wurde, durch 
welche der Staat der dauernden wirtschaftlichen Not seiner Arbeiter 
abzuhelfen suchte. 

Es geschah nämlich die Klassifizierung des Bedürfnisses in einer 
Art und Weise, welche den Mangel bestimmter dabei zur Anwendung 
gekommener Grundsätze durch Einbeziehung aller möglichen mit 
der dauernden Arbeitsunfähigkeit in keinem Zusammenhang stehender 
Umstände abhelfen zu können glaubte^. 



^ Note des Protomedikus Baron v. Swieten sur les sages femmes dans le 
salzamt et autres endroits vom 12. Juni 1764. 

^ Besolution der Ministerial-Banko-Deputation an das Salzoberamt vom 
13. August 1764. 

3 S. Beilage 7. 
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Waren die Momente^ nach denen die Einteilung der Provisio- 
nisten in 3 Klassen erfolgte, noch so verschieden, anerkannt wurde der 
Anspruch auf Provision überhaupt nur dann, wenn neben der Arbeits- 
unfähigkeit gleichzeitig auch noch unverschuldete Armut bestand. 

Da die Entscheidung über eine derart unbestimmt formulierte 
Bedingung wie „unverschuldete Armut" ausschliesslich den Verwes- 
ämtern zufiel, so nahm die dem Arbeitgeber nach dem Provisions- 
schema zufallende Verpflichtung vollständig den Charakter einer frei- 
willigen Leistung an. 

Aber nicht nur die Zuerkennung der Provisionen war beim 
Fehlen objektiver Kriterien der Willkür der Verwesbeamten anheim- 
gestellt, auch die Bestimmung des Ausmasses derselben lag innerhalb 
gewisser G-renzen in ihrer Hand. Dies zeigt deutlich die Kolonne a 
des nachfolgenden Provisionsschemas der Bergarbeiter. 



Arbeiterkategorie 


Wöchentliclie 


Lohn 


Provisionen 


I. 
Klasse 


n. 

Klasse 


III. 
Klasse 


I. 
Klasse 


n. 

Klasse 


m. 

Klasse 


fl. kr. 


fl. 


krJ 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


fl. 


kr. 


Wahlknappe .... 

dessen Witwe . . 

Knappenknecht . . 

dessen Witwe . . 

Rüster 

dessen Witwe . . 
Truchner 

dessen Witwe . . 

Werkbube .... 
dessen Witwe . . 


2 
1 

1 

1 


28 

24 
10 

42 


1 

-1 


20 

24 

18 
15 

24 

15 

24 
20 

15 


1 
■ 

1 


36 
30 

18 
15 

20 
12 

20 
12 
18 

12 


< 


24 
20 

14 
10 

15 
10 

16 
12 

10 

15 
12 

10 

7 


— 


30 

18 
24 
12 

24 
12 

18 

12 
15 


i 
1 

1 

1 

! 

i 


24 

15 
20 
10 

20 
10 
15 

10 
12 


«... 


20 

12 

18 
9 

18 

9 

12 

9 
10 



a 



Kolonne a zeigt ferner, wie unverhältnismässig dem wöchent- 
lichen Lohnbezuge gegenüber die Wahlknappen vor den übrigen Berg- 
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arbeitern im Falle dauernder Arbeitsunfähigkeit bevorzugt waren, 
da abgesehen von der untersten Arbeiterkategorie, welche über- 
haupt nicht provisionsfahig war, einem Maximalbezug von wöchentlich 
1 fl. des Wahlknappen ein solcher von 24 kr. für die erste Klasse 
der noch provisionsfahigen Truchnern gegenüberstand. 

Diesem Missverhältnis wurde, wie Kolonne b derselben Tabelle 
zeigt, im Jahre 1770^ abgeholfen. 

Damals versuchte man auch den Uebelstand zu beheben, der 
sich bei dem Fehlen objektiver Kriterien bei der Bestimmung des 
Ausmasses der Provisionen in einer für die Arbeiter höchst nach- 
teiligen Weise geltend gemacht hatte*. 

Aber das Einzige, was man trotz verschiedener Versuche und 
Vorschläge zur Einschränkung der Willkür der Verwesbeamten in 
Wien an dem früheren Systeme zu ändern gewusst hatte, war die 
Festsetzung der Provisionshöhe auf eine fixe Summe in jeder Klasse. 
War auch der innere Charakter dieses Institutes dadurch gar nicht 
geändert worden, so bedeutete die Aenderung im Jahre 1770 insofern 
doch einen grossen Fortschritt, als nunmehr die ganz unmotiviert 
grosse Ungleichheit zwischen den Provisionsbeträgen der einzelnen 
Arbeiterkategorien aufgehoben und auch die unterste derselben 
provisionsfahig erklärt worden war. 

Auch die den erwerbsunfähigen vater- und mutterlosen Waisen 
gewährten „Kinderzuchtsbeihilfen" waren wenige Jahre vorher auf 
eine rationellere Basis gestellt worden. 

Dieselben waren nämlich bis zum Jahre 1768 auf die Kinder 
der Wahlknappen beschränkt gewesen und nach einem dreifach ab- 
gestuften Ausmass von wöchentlich 20, 18 — 15 und 14—10 kr. pro 
Waise ausgezahlt worden. 



^ Besolution der Ministerial-Banko- Deputation an das Salzoberamt vom 
8. Februar 1770 : Ueberhaupt und eigentlich sei das bereits unterm 19. August 
1768 dem Oberamte zugesendete Provisionsschema zu beobachten und bei- 
zubehalten. 

' Resolution der Ministerial-Banko -Deputation an das Salzoberamt vom 
28. November 1746; Aus seinem Herrn Salzamtmanns Bericht vom 11. Sep- 
tember umständlich ersehen, dass bei denen bis anher abgereichten Provisionen 
die arme entkräfftete Knechtschaft in dem beschwert worden, weil selbe die 
überreichten Memorialien zu bezahlen bis zur Erlangung der Provision öfters 
Jahr und Tag in äusserster Not zuzuwarten bemüssiget waren. Wo anbei die 
Beamten mit Abgebung ihrer Amtsberichte in ihrem Gutachten nicht so viel 
auf die erworbenen Verdienste als die dabei unbillig genossenen Accidentien 
und Partikularabsicht konsiderieret. Gleichwie nun dieses pflichtlose Verfahren 
keineswegs zu verstatten, dahingegen billig ist. • . . 

Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. iq 



146 1^16 wirtschaftliche Lage der Salinenarbeiter. [466 

Diese früher ganz allgemein auf die Dauer der Erwerbsunfähig- 
keit dieser Kinder gewährte Beihilfe änderte nunmehr ihren Charakter 
vollständig, da sie in einen nur bis zum erreichten 13. Lebensjahr 
gezahlten Erziehungsbeitrag umgewandelt wurde ^ welcher nunmehr 
den Kindern aller Arbeiter ohne Unterschied der Kategorie in 
gleichem Ausmass zukam ^. 

Eine Neuerung prinzipieller Natur auf dem Gebiete des Pro- 
visionswesens erfolgte erst unter der Regierung Kaiser Josefs II. 

Hatte man in früherer Zeit ohne eine feste Anschauung über 
die rechthche Natur der den Arbeitern zugewendeten finanziellen 
Fürsorge in derselben einen den Arbeitern aus Mitleid freiwillig 
gewährten G-nadenakt gesehen, so musste dieser Zustand der Un- 
klarheit von dem Momente an aufhören, als man zur Einsicht 
gekommen war, dass die Dinge auch anders gestaltet sein könnten, 
als sie thatsächlich historisch geworden waren. 

Es traten numnehr ganz klare Anschauungen und Meinungen 
auch auf arbeiterpolitischem Gebiete auf. 

Dieselben kamen zwar in den Massnahmen lohnpoUtischer Natur 
am unmittelbarsten und in einer Weise zum Ausdruck, welche die 
naturrechtliche Quelle dieser Reformen nicht verkennen lässt, die 
Spuren der neuen Anschauungen lassen sich aber auch an den Neue- 
rungen des Provisionswesens unschwer nachweisen. 

Die dem Arbeiter gewährte Gnade ^ verwandelte sich im Be- 
wusstsein der Josefinischen Zeit in die Pflicht, das dem Arbeiter 
Gebührende^ zu geben. 

Man blieb jedoch bei der prinzipiellen Anerkennung dieser Ver- 
pflichtung nicht stehen, sondern übersetzte sie auch durch Einführung 
der sog. „Jubilationen" in die Wirklichkeit. 

Durch ein Hofkanzleidekret vom 12. Juli 1789 wurde nämlich 
verordnet, „dass jene Arbeiter, welche nach einer 40jährigen guten 
Dienstleistung noch zu einer minder schweren Arbeit kräftig genug 



^ Resolution der Ministerial-3anlco -Deputation an das Salzoberamt vom 
19. August 1768: 3tio. Man finde es billig, dass denen armen Kammerguts- 
arbeiterwaisen, wenn sie vaterlos sind, jedem wöchentlich 3 kr., mithin jährlich 
2 fl. 36 kr., wann sie aber vater- und mutterlose arme Waisen sind, jedem 
wöchentlich 7 kr. bis nach erreichtem 12. Jahre zur Erziehung abgereicht werde. 

* Sitzungsprotokoll der Ministerial-Banko-Deputation vom 18. Juni 1764. 
. . . und somit die hinterlassenen Witwen und Waisen mit einer nach der letzten 
Arbeit abgemessenen Provision zu begnädigen sein würden. 

' Bericht des Salzoberamtes vom 8. Juli 1790: ... als ihnen gleich anderen 
unter 40 Jahren dienenden Arbeitern nach der höchsten Klasse der Ordinarien 
Provisionen und ihrer bekleideten Arbeit gebühre. 



467] 3. Die Provisionen. 147 

seien, zu derselben verhalten, jedoch der vorhin genossene grössere 
Verdienst als Jubilationsgehalt verabfolgt werden solle". 

Diese Neuerung unterschied sich von den noch weiter bestehen- 
den Provisionen nicht nur dadurch vorteilhaft, dass ihr der Charakter 
einer Annenunterstützung vollständig fehlte, sie bedeutete auch inso- 
fern einen Bruch mit der bisherigen Anschauung, als die durch Alter 
hervorgerufene Unfähigkeit, die bisherige Arbeit fortzusetzen, nunmehr 
für den Arbeiter ohne den geringsten finanziellen Nachteil blieb. 

Und doch war die Normierung des Jubilationsgehaltes in einer 
mit dem bisherigen Lohne gleichen Höhe ein entschiedener Fehler 
gewesen, welcher, der mangelhaften Beurteilung der realen Verhält- 
nisse entsprungen, in der Verkennung der psychologischen Seite des 
neu geschaffenen Zustandes gelegen war. 

Denn da die jubilierten Arbeiter bei ihrer Verwendung zu 
ganz leichten Arbeiten gerade so wie die wirklichen Arbeiter alle 
an die kaiserliche Arbeit geknüpften Emolumente^ noch weiter zu 
gemessen hatten, so lag ein Missbrauch der neuen Einrichtung von 
ihrer Seite ungemein nahe. 

Zu welch unhaltbaren Zuständen dieselbe in der That führte, 
zeigt ein Bericht des Salzoberamtes an die Hofkammer in Münz- 
und Bergwesen in klarster Weise :^ 

„Wie das Jubilationsverzeichnis beweiset, so sind hierunter 
Arbeiter von 56, 57 bis 59 Jahren begriffen, die vorgeben, dass 
sie nicht mehr arbeiten können. 

Unmöglich lassen sich die vorgegeben werdenden innerlichen 
Gebrechen, als kurzer Atem, Entkräftung u. dgl. äusserlich be- 
urteilen und behaupten, dass selbe nicht bestehen, und dadurch 
wird von den Parteien das Gesetz eludiert und missbraucht; von 
jeher und bevor diese Jubilationsart hier eingeführt wurde, sind 
Arbeiter bis in ihr 70. Alter verblieben und man hat sie als er- 
fahrenere immer lieber als jüngere gebraucht, jetzt aber artet es 
solchermassen aus, dass jeder 56jährige schon nicht mehr arbeiten 
will, da ihre Arbeitsjahre schon mit dem 15. Jahresalter an- 
gefangen gezählt werden." 

Um diesem Unwesen zu steuern, wurde auch bald nach dem 
Tode Kaiser Josefs das Institut der Jubilationen aufgehoben^. 



^ Nur dem in Arbeit stehenden Personale kamen Ejrankengeld, Arztlohn, 
sowie der Bezog des Hofkornes und Schmalzes zu, nicht aber den Provisionern. 

^ Bericht des Salzoberamtes an die Hofkammer in Münz- und Bergwesen 
vom 10. Dezember 1791. 

^ Hofkammerdekret vom 4. September 1792 : Da die Provisionsfälle 

10* 
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In Wien, wo man jetzt im bewussten Gegensatz zur unmittel- 
bar vorgegangenen Epoche auch auf arbeiterpolitischem Gebiete V 
Kestaurationspolitik trieb , — man sprach wieder von Missbrauch 
einer den Arbeitern ^zugedachten allerhöchsten Wohlthat" — er- 
kannte man ganz richtig den bisherigen Fehler und verwandelte zu 
dessen Vermeidung die Jubilation in eine neue Provision. 

Sie unterschied sich zwar von den bisherigen Provisionen so- 
wohl nach Voraussetzung als Ausmass der Bezahlung, ihr Bezug 
hatte aber bei der Enthebung dieser neuen Provisionisten von jeg- 
licher Arbeit wie bei den alten den Verlust aller Emolumente zur 
Folge. War so der Anreiz, nach vollendeter 40jähriger Dienstzeit 
mit dem bisherigen Lohn in die Provision zu gehen, erheblich ver- 
mindert worden, so wurde überdies noch dem Missbrauch durch 
entsprechende Strafsanktion ein Kiegel vorgeschoben und damit erst 
ein den Verhältnissen entsprechendes Institut geschaffen ^ 

4. Die Bruderladen. 

Es ist leicht begreiflich, dass bei dem Bestände der oben 
geschilderten Wohlfahrtseinrichtungen den bei den Bergwerken zu 
Hallstatt und Ischl vorhandenen zwei Bergbruderladen sowie der 
Holzknechtsbruderlade der gesammten Holzknechte eine grosse Be- 
deutung nicht zukommen konnte. 

Dieselben entstanden erst in verhältnismässig sehr später Zeit 
zu Beginn der fünfziger Jahre des 18. Jahrhunderts und entbehrten 
bei anfänglich geringen Mitteln und bescheidener Aufgabe einer 
festen Organisation der Verwaltung und einer entsprechenden Be- 
aufsichtigung. 

Die Folgen dieses Zustandes blieben nicht aus. Denn die- 
jenigen Beamten der Bergmeisterschaft, welchen die Verwaltung der 

um den ganzen Lohn gar zu oft vorkommen und es hierdurch scheine, dass die 
diesfalls den Arbeitern zugedachte allerhöchste Wohlthat missbrauchet werde, 
so könne künftighin keine Provision mit dem ganzen Lohn eines Arbeiters 
stattfinden, bis darüber die ausdrückliche Begenehmigung einer hohen Hofstelle 
erfolget sei; auch solle auf eine solche Provision nur dazumahl von Seite der 
betreffenden Aemter eingeschritten werden, wenn nach pflichtmassigem Befund 
des Kameralphysikus ein derlei Provisionswerber zu gar keiner, allenfalls auch 
leichten Arbeit mehr fähig und anwendbar wäre. 

* Hofkammerdekret vom 29. Juli 1798: Wenn aber ein Arbeiter unter 
was immer für einen Vorwand die Provision mit List zu erwirken und das 
Aerarium zu hintergehen wagen sollte, so wird bei der Entdeckung dieses 
Verbrechens nicht nur die ihm verliehene Provision einzuziehen, sondern auch 
derselbe wegen des begangenen Betruges gesetzmässig zu bestrafen sein. 
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Laden überlassen worden war^ übten diese thatsächlich nicht nur 
ohne jede Aufsicht aus, sie hoben auch noch einen bestimmten 
Geldbetrag für die Verfassung der Bruderladenrechnungen durch 
Einstellung in dieselben von den Arbeitern ein. Es bestand zwar 
ein Organ der Arbeiterschaft zur Kontrolle der Bruderladen- 
verwaltung in dem oben erwähnten aus den Wahlknappen eines 
jeden Bergwerkes entnommenen Ausschusse. Das begreifliche In- 
teresse desselben^ sich mit der Bergmeisterschaft wegen der von ihr 
für die Hauerschaft vorgenommenen „Begulierung der Taxe" mög- 
lichst gut zu stellen, erklärt aber auch das thatsächliche Fehlen 
jeder Kontrolle sowie das grosse Misstrauen und geringe Interesse, 
welches infolgedessen die nicht zu den Wahlknappen gehörigen 
Mitglieder der Bruderlade diesem Institut gegenüber hatten. 

Dem suchte man zwar dadurch abzuhelfen^, dass man den mit 
der Verfassung der Rechnungen betrauten Beamten die Annahme 
einer Remuneration ausdrückUch untersagte sowie die Ausschüsse 
anwies, über die Gebahrung der „aus der schweren Arbeit her- 
fliessenden und alleinig zu guten Werken in der dringendsten Not 
bestimmten Abzugsgelder" schärfere Aufsicht zu führen. Da damit 
aber der Kern des Uebels — die Ausübung der Kontrolle durch 
ein einseitig interessiertes Organ — nicht getroffen wurde, so 
änderte sich an den bestehenden Verhältnissen thatsächlich nicht viel. 

So konnte es auch kommen, dass nach schon 40 jährigem Be- 
stände dieses Institutes das Salzoberamt sich nach Wien mit der 
Frage wandte^, ob dem Begehren der Ischler Bergarbeiter, „welche 
mittels einer Bittschrift diese Bruderschaftslade angepacket und 
von selber die Hinausbezahlung der gesammten gemachten Einlagen 

^ Resolution der Ministerial-Banko- Deputation vom 6. Oktober 1770: 
Die ohnehin wenig Zeit erheischende Verfassung der Bruderladenrechuungen 
ist unentgeltlich von den bei den zwei Aemtern angestellten Bechnungsbeamten 
vorzunehmen. Die Bruderladenrechnung selbst im Beisein der Bergmeisterschaft 
und Ausschüsse jährlich aufzunehmen und sowohl von denen Yerwesämtem als 
folgends von der Kevisionsbuchhalterei auf die genaue Gebarung mit sothanen 
aus der schweren Arbeit herfliessenden und alleinig zu guten Werken in der 
dringendsten Not bestimmten Abzugsgelder sorgfältig zu wachen. 

* Bericht des Salzoberamtes vom 12. Juli 1790: Es hat das unruhige 
Ischler Bergvolk mittels einer Bittschrift diese Bruderschaftslade angepacket 
und von selber die Hinausbezahlung der gesammten gemachten Einlagen unter 
dem Vorwand der bestehenden Teuerung verlangt. Da aber nur 26 Arbeiter 
die Hinausbezahlung y 146 aber solches gar nicht, sondern nur mehr Ordnung 
und Richtigkeit sich erbitten, so müsste nur der von ihnen 26 Arbeitern ein- 
gezahlte Betrag herausbezahlet werden. Man bitte daher um gnädigen Ver- 
haltungsbescheid. 
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unter dem Yorwande der bestehenden Teuerung verlangt hätten^, 
Folge gegeben werden könne oder nicht? 

Während man in Gmunden bei der geringen Bedeutung, die 
man den Bruderladen beimass^ mehr der ersteren Ansicht zuneigte^ 
war man in Wien ganz anderer Meinung und nahm diesen Vorfall 
zum Anlass, durch entsprechende Reorganisation dieses Institutes 
seinen Bestand im Salzkammergute dauernd zu sichern. 

^Da die sogenannten Bruderladen^ — heisst es in der dies- 
bezüglichen Verordnung der Hofkammer in Münz- und Bergwesen 
vom 27. August 1790 — „ein Kommunitätsvermögen sind, welches 
nicht nach Willkür einzelner Kommunitätsmitglieder versplittert 
werden darf^ sondern nach dem von der ganzen Gemeinde ursprüng- 
lich bestimmten Endzweck zur Aushilfe und Unterstützung der er- 
krankten oder sonst notleidenden Mitglieder verwendet werden 
muss, so versteht es sich von selbst, dass ein so lang und mit 
gutem Nutzen bei allen Berg- und Salzwerken im ganzen Staat be- 
stehendes Institut aus Eigensinn oder Eigennutz einiger weniger 
unruhiger Ischler Salzbergleute bei dem dortigen Amt allein nicht 
aufgehoben werden könne. Man kann auch nicht billigen, dass von 
Seite des Oberamtes schon mit zu vieler Nachgiebigkeit denjenigen 
wenigen Bergarbeitern; die auf die Hinauszahlung ihrer zur Bruder- 
lade gemachten Beiträge hartnäckig gedrungen haben, diesfalls 
willfahret werden wollte, denn dieses würde unfehlbar, wenn es ge- 
schehen wäre, ein die übelsten Folgen nach sich ziehendes Beispiel 
für mehrere andere gewesen sein. 

Derlei Beiträge können mit Recht von einem eingebenden Mit- 
gliede nicht mehr zurückgefordert werden, da sie nicht mehr ein 
Privat-, sondern ein Kommunitätseigentum sind, auf dessen Genuss 
diejenigen, die dazu institutmässig qualifiziert sind, nämlich die Er- 
krankten und Notleidenden Anspruch machen können. Jedes In- 
dividuum verbindet sich bei dem Eintritt oder Aufnahme in die 
Bergarbeitergemeinde schon stillschweigend zu diesem fast unempfind- 
lich kleinen Beitrag und Abzug von seinem Arbeitslohn, welcher 
auch nicht als ein unbilliger Zwang angesehen werden kann, da es 
jedermann freisteht (!), unter dieser Bedingung in der Bergarbeit 
zu bleiben, oder, wenn er ein derlei Kommunitätsinstitut für zu 
lästig finden sollte, Arbeit und Verdienst anderweits zu suchen. 
Welches also dem dortigen Bergvolk mit guter Art wohl begreiflich 
zu machen ist mit der ausdrücklichen nötigenfalls auch in Erfüllung 
zu bringenden Mahnung, dass diejenigen, welche diesen wöchentlich 
höchstens 2 Pfennige betragenden kleinen Betrag zur Kommunitäts- 
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lade institutmässig ferner zu leisten sich hartnäckig weigern oder 
gar widerrechtlich auf die Hinausbezahlung der schon gemachten 
Beiträge bestehen wollen, als die Ruhe und gute Ordnung der Ge- 
meinde störende Mitglieder ohne weiters von der Bergarbeit ab- 
gedanket würden. 

Da es jedoch die strengste Pflicht der betreffenden Obrigkeit 
mit sich bringt; auf die ordentliche getreue und institutmässige Ver- 
waltung dieses Kommunitäts Vermögens wachsames Auge zu tragen, 
und alles zu beseitigen, was der Gemeinde im ganzen und jedem 
Mitgliede insbesondere zum Verdacht eines zweckwidrigen und un- 
gleichen Gebahrens Anlass geben könnte, so wird das Oberamt die 
allenfalls bei der Ischler Bergbruderlade als auch allerorten, wo 
derlei Institute im Salzkammergute bestehen, hiebei unterlaufene 
Gebrechen sorgfaltig zu untersuchen, ernstlich abzustellen und sich 
hiebei folgende Hauptregeln gegenwärtig zu halten haben: 

jmo Muss die Bechnung über eine derlei Bruderlade von einem 
dazu von dem k. Oberamt zu benennenden Beamten und 
dem ersten oder ältesten Meister der Kommunität, dann 
einem von der ganzen Gemeinde selbst dazu per majora 
immer auf 3 Jahre lang zu wählenden Ausschussmann ge- 
meinschaftlich geführet werden. 
2^° Hat jeder dieser drei Individuen durch seine besondere Sperr 
an der Bruderlade, in welcher auch die allfalligen Bruder- 
schaftskapitalsobligationen nebst dem baren Geld in einem 
vor Feuergefahr sicheren Ort aufbewahrt werden müssen, 
anzulegen, und nur in Gegenwart aller drei, oder desjenigen, 
der das erkrankte oder sonst abwesende Individuum sub- 
stituieren würde, müssen alle eingehenden Beträge oder 
sonstigen Gelder in die Lade eingelegt und so auch die 
Zahlungen daraus geleistet werden. 
3*^° Wann einem erkrankten oder sonst notleidenden Arbeiter 
eine Aushilfe aus der Bruderlade zu leisten ist, so muss in 
den Fällen, wo nicht das bestehende Normale es ohnedies 
schon ausmisst, das zu bewilligende Quantum mit Zuziehung 
12 anderer Mitglieder der Gemeinde, welche ebenfalls alle 
drei Jahre von allen Mitgliedern per majora zu wählen sind, 
mit nothwendiger Rücksicht auf das Kassavermögen von den 
mehreren Stimmen bestimmet werden. 
4*° Nach Verfliessen eines jeden Jahres muss die von allen drei 
Rechnungsführern zu unterfertigende gehörig dokumentierte 
Rechnung längstens binnen vier Wochen an einem dazu be- 
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stimmten Tage, wo die Arbeiter nichts zu versäumen haben, 
in Gegenwart des in loco befindlichen ersten Beamten und 
allen Mitgliedern, die dabei erscheinen wollen, öffentlich vor- 
gelesen und sodann an das k. Oberamt und so weiters an 
die hiesige Hofbuchhalterei zu gehöriger Revision eingesendet 
werden. 
5*° Kapitalien aus der Bruderlade können nur nach dem ge- 
meinschaftlichen Gutachten der puncto tertio erwähnten 
12 Ausschussmänner und mit jedesmaliger Appellation des 
k. Oberamtes, welches auf die Sicherheit sehen muss, aus- 
geliehen werden. 
Gleichzeitig wurden genaue Vorschriften über Einnahmen und 
Ausgaben der Bruderladen erlassen. 

Das gesammte Bergpersonal wurde nach Lohnhöhe in vier Klassen 
eingeteilt und dementsprechend ein wöchentlicher Lohnabzug von 
2, 172, 1 und 72 ^' zu Gunsten der Bruderlade vorgenommen. 
Diese Abzugsgelder sowie gewisse Taxen, welche jeder Bergmann 
beim Aufrücken in eine höhere Lohnkategorie in die Bruderlade 
zu zahlen hatte, ermöglichten es mit Zuhilfenahme der Interessen 
der Bruderladenkapitalien ^ in Erkrankungs- und Unglücksfällen der 
Brüder je nach Angehörigkeit zu einer der vier Klassen 15, 12, 10 
oder 77« kr. pro Woche als Unterstützungsbeitrag auszuzahlen. 

So waren die Bruderladen auf eine versicherungs- und ver- 
waltungstechnisch richtige Basis gestellt worden und damit in der 
That die Erwartungen der Hof kammer in Münz- und Bergwesen er- 
füllt, „dass das gegen die bisherige Bruderladen Verwaltung miss- 
trauisch und daher zum teil unruhig gewordene Bergvolk von seinen 
unbilligen Forderungen von selbst abstehen und das Gute und 
Nützliche dieses Institutes nicht weiter verkennen werde" ^. 



^ Der Vermögensstand der Ischler Bergbruderschaftslade betrug Ende 
1788: 

an Obligationen 2050 fl. 

an barem Geld 85 fl. 55 kr. 2*/» «^. 

Summa 2135 fl. 55 kr. 2^^ ^ 

* Aus der oben citierten Verordnung der Hof kammer in Münz- und Berg- 
wesen vom 27. August 1790. 



Anhang. 



Beilagen 1—7. 
Karte des Gmiiiidner Salzkammergntes. 
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Beilage 1. 

Bevölkerung im Jahre 1743 in 

a = Zahl der Familie, 
b = Anzahl der Familienglieder. 
Hallstatt. Lauffen. 



Bürger- 
schaft 


Ha.nd- 
werker 


Arbeiter 


a 


b 


a 


b 


a 


b 


a 


b 


a 


b 


1 


10 


1 


6 


1 


1 


31 


2 


61 


6 


2 


11 


2 


3 


2 


2 


32 


1 


62 


2 


3 


10 


3 


2 


3 


5 


33 


6 


63 


2 


4 


7 


4 


6 


4 


6 


34 


5 


64 


5 


5 


7 


5 


3 


5 


4 


35 


4 


65 


4 


6 


9 


6 


2 


6 


1 


36 


9 


66 


6 


7 


11 


7 


4 


7 


4 


37 


5 


67 


4 


8 


8 


8 


3 


8 


1 


38 


4 


68 


3 


9 


7 


9 


4 


9 


4 


39 


6 


69 


4 






10 


4 


10 


3 


40 


6 


70 


3 






11 


3 


11 


2 


41 


1 


71 


5 






12 


3 


12 


5 


42 


6 


72 


1 






13 


7 


13 


2 


43 


5 


73 


4 






14 


5 


14 


2 


44 


2 


74 


7 






15 


4 


15 


3 


45 


4 


75 


5 






16 


3 


16 


7 


46 


4 


76 


2 






17 


2 


17 


2 


4r 


2 


77 


3 






18 


2 


18 


1 


48 


1 


78 


5 






19 


2 


19 


6 


49 


5 


79 


2 






20 


5 


20 


6 


50 


3 


80 


2 






21 


5 


21 


4 


51 


3 


81 


3 










22 


4 


52 


3 


82 


6 










23 


4 


53 


4 


83 


10 










24 


5 


54 


5 


84 


6 










25 


7 


55 


4 


85 


2 










26 


5 


56 


6 


86 


3 










27 


4 


57 


5 


87 


4 










28 


2 


58 


6 


88 


4 










29 


3 


59 


3 


89 


3 










30 

1 S^H^B« 


6 


60 


4 


90 


3 



80 + 78 + 



354 



Bürger- 
schaft 


Hand- 
werker 


Arbeiter 


a 


b 


a 


b 


a 


b 


a 


b 


1 


9 


1 


8 


1 


4 


31 


3 


2 


9 


2 


o 


2 


6 


32 


3 


3 


4 


3 


3 


3 


8 


33 


7 


4 


16 


4 


4 


4 


3 


34 


4 


5 


5 


5 


5 


5 


7 


35 


3 


6 


9 


6 


4 


6 


1 


36 


2 


7 


4 


7 


5 


7 


5 


37 


2 






8 


5 


8 


5 










9 


3 


9 
10 
11 
12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 


5 
4 
6 
3 
3 
8 
2 
1 
2 
9 
3 
2 
1 
3 
5 
2 
5 
2 
3 
4 
3 












^■^^^^B V 


30 


4 







56 + 42 + 143 



Summe der 
Ortsinsassen 5i2 



271 



Bericht der Marktgerichte Hallstatt u. Lauflfen an das Salzoberamt. 20. JuH 1 743. 
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Beilage 4. 

Schichtenspezifikation für das Jahr 1763. 







Zahl der 






Zahl der 


o 


Feiertage 


Schichten f. 







Feiertage 


Schichten f. 




1 

00 




1 

QQ 


1 


Dreikönigstag . . . 


5 


7 


27 




6 


8 


2 




6 


8 


28 




6 


8 


3 




6 


8 


29 


Maria Magdalena 


5 


7 


4 


Pauli Bekehrung . . 


5 


7 


30 


Jacobi am Montag . 


6 


8 


5 


Maria Lichtmess . . 


5 


7 


31 




6 


8 


6 




6 


8 


32 


Lorenzi 


5 


7 


7 


Fastnacht .... 


472 


6 


33 


Maria Himmelfahrt a. 
Montag .... 


6 


8 


8 


Mathias 


5 


7 


34 


Bartolomi .... 


5 


7 


9 




6 


8 


35 




6 


8 


10 




6 


8 


36 


Maria Geburt . . . 


5 


7 


11 


Josef am Samstag . 


6 


8 


37 




6 


8 


12 


Maria Verkündigung 


5 


7 


38 


Matheus 


5 


, 7 


13 


Gründonnerstag . . 


5 


7 


39 


Michaeli 


5 


7 


14 


Hl. OsterfeiertAg . . 


4V» 


6 


40 




6 


8 


15 




6 


8 


41 




6 


8 


16 




6 


8 


42 




6 


8 


17 




6 


8 


43 


Simon Judae . . . 


5 


7 


18 


■ 


6 


8 


44 


Allerheiligen . . . 


5 


7 


19 


Christi Himmelfahrt 


5 


7 


45 


Martini 


5 


7 


20 




6 


• 8 


46 


Leopoldus .... 


5 


7 


21 


Hl. Pfingstfeiertag . 


4 


6 


47 


Katharina .... 


5 


7 


22 


Fronleichnam . . . 


5 


7 


48 


Andreas 


5 


7 


23 




6 


8 


49 


Nikolai und Maria 
Empfängnis . . . 


47» 


6 


24 




6 


8 


50 




6 


8 


25 


Johannes d. Täufer . 


5 


7 


51 


Thomas 


5 


7 


26 


Peter und Pauli . . 


5 


7 


52 


Stephani, Jobanni u. 
















unschuldige Eindlein 


27, 


5 


Sa. d. Jahres-Schichten 


27972 


382 



Visitations-ProtocoU des Salzamtmannes vom Jahre 1763. 
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BeUage 5, 

Preistabelle für die Jahre 1747 und 1767. 



Waren- und Arbeitskategorie 



Frais im Jahre 



1747 



1767 



kr. 


^ 


fl. 


kr. 


7 


2 




10 


9 






12 


13 






18 


3 






3 


2 






3 


19 






25 


3 






5 


20 






30 


3 


2 




5 


24 




2 


22 


15 






24 


7 






11 


27 






45 


40 




1 




51 




1 


8 


45 




1 


3 


22 






36 


40 




1 


7 


30 






40 


45 




1 




20 




1 


36 


32 






44 


7 


2 




10 


12 






18 


4 






7 


16 






20 


4 






H 



^ 



Zur Leibeskleidang. 

1 Elle ungebleichte rupffene Leinwanth .... 
1 „ gebleichte „ „ . . . . 

1 „ harbe Hausleinwanth, so sich der Arbeiter 

schafft 

Macherlohn dem Weber für eine Elle 

Für ein Hemd zu machen 

Eine rupffene schwarze Hose 

Macherlohn dem Schneider 

Ein zwilchene Hose 

Macherlohn dem Schneider 

Eipe schwarz gefärbte Hose von Kalbleder . . . 

Macherlohn dem Schneider 

Paar weisse rupffene Strümpfe für den Arbeiter 

« weisse baumwollene auf den Feiertag . . 

„ blaue baumwollene 

„ Hamburger Strümpfe 

„ gemeine Wintersocken 

„ Halbsocken 

„ gemeine Schuhe von Rindsleder .... 

„ Weiberschuhe von Kalbsleder 

„ Mannsschuhe „ „ 

„ „ von Juchten 

Pfund Juchten 

Paar ordinäre Schuhsohlen 

„ Pfundledersohlen 

„ sogenannte Brandsohlen 

Dopplerlohn für ein Paar Schuhe 

100 Schuhnägel 



2 
2 



2 
2 



Bericht des Salzoberamtes an die Ministerial-Banco-Deputation 2. Juli 1773. 
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Waren- und Arbeitskategorie 



1 lederner Hosenträger 

1 Elle ord. Loden 

Zu einem ganzen Rock 

Item Macherlohn dem Schneider 

1 Elle gemeines schmales Iglauer Tuch .... 

Macherlohn für einen derlei Eock 

1 Elle schmales Flor 

NB. Die alte EUen-Mässerei hat gehalten 
32 Zoll, die neue hat 31 Zoll. 
1 ord. grober Hut 

Viktualien und Esswaren. 

1 Pfund Schmalz 

1 „ Butter 

1 n Schotten 

1 „ Speck 

1 „ Rindfleisch 

1 „ Kalbfleisch 

1 „ Kuh- oder Stierfleisch 

1 „ Schaffleisch 

1 „ Bock- oder Gaisfleisch 

1 halbes Kiz 

1 „ Lämpel 

1 Kalbfell ungearbeitet 

Arbeitslohn für solches 

1 gearbeitetes Kalbfell 

Eine ungearbeitete mittlere Ochsenhaut .... 

„ ,, „ Kuhhaut 

„ Schweinshaut ungearbeitet 

„ „ gearbeitet 

Arbeitslohn für eine solche Schweinshaut . . . 

1 Pfund Unschlitt 

1 „ ord. schwarze Unscblittkerzen .... 

1 „ Schweinfett 

1 Metzen Weitzen, nach der grossen Mässerei samt 

15 kr. Liefergeld 

1 kleiner do., samt der Lieferung, welches um den 

6. Teil weniger hält 

1 grosses Massel schönes Mundmehl 

1 dermal kleines Massel, ungeachtet dass solches 

um den 5. Teil weniger hält 

1 grosses Massel Semmelmehl 



Preis im Jalire 



1747 I 1767 



fl. 



kr. ^ 



4 
2 



2 



10 
17 
30 
12 
54 
18 
7 



30 



10 
8 
1 
7 
3 
2 
2 
2 
2 

12 
9 

87 
5 

45 

30 
34 
45 

8 
6 
7 
9 

44 



9 



2 

2 
2 
2 
2 



fl. 



kr. 



2 
1 



1 
7 
3 
1 
1 



15 
23 

15 

24 
11 



48 



14 

10 

1 

11 

3 

3 

3 

3 

3 

20 

15 

6 
10 

30 
3 

15 
9 
9 

10 

12 



34 



11 



^ 



1 
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Waren- und Arbeitskategorie 



Preis im Jahre 



1747 I 1767 



fl. 



kr. 



^ 



kleines Massel Semmelmehl 

grosses „ sogenanntes Ghinzmehl .... 
kleines „ „ i, . . • . 

grosses „ Sprenggries 

kleines „ „ 

grosses „ ord. Gries 

kleines „ „ „ 

grosses „ Rotgries 

kleines „ „ . 

grosser Hetzen Korn 

kleiner „ „ 

grosser „ Gerste 

kleiner „ „ 

grosser „ Hafer 

kleiner „ „ 

grosser „ Linsen 

kleiner „ „ 

Centen dürrer Zwetschken 



1 

1 



3 

9 

7 

3 

41 

38 

51 

1 

30 



1 
3 



30 



fl. 



kr. 



^ 



8 



1 

1 

1 

1 
3 



4 

12 

8 

4 

51 

30 

15 

45 
30 
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Beilage 6. 

PreistabeUe für die Jahre 1772 und 1792. 



Warenkategorie 


Preis im Jalire 


1772 1 1792 


fl. 


kr. 


4 


fl. 


kr. 


4 


Gattungen eines Müllners. 
1 Metzen Weitzen 


2 

1 


22 
24 

42 

8 
5 
7 
5 
4 
2 
9 
6 
5 

5 
3 
2 
2 

7 
10 

9 
11 

12 
9 
8 
1 
2 


2 

2 
2 

2 


3 
1 

1 


45 
42 
25 
54 

10 
8 
9 
7 
6 
4 
16 
11 
9 

8 

5 

5 

4 

15 

20 

16 

18 

21 
19 
16 

1 
5 


2 
2 


1 „ Koru 

1 n Gerste 


1 „ Hafer 

1 „ Linsen 


1 Massel SDrenfffirries 


1 „ gemeiner Gries 

1 - Semmelmehl 


1 « ffemeines Mehl 


1 „ schwarzes Mehl 

1 ^ Bollmehl 

1 „ Redelgerste 

1 „ gemeine Redelgerste 

1 „ Arbes 

Gattungen eines Fleischhackers. 
1 Pfund Schweinfleisch 


1 „ Rindfleisch 


1 „ Kälbernes 


1 „ Bock und Lämmernes 

1 „ geschmolzenes Unschlitt 

1 „ Schmer 


1 „ Speck 

1 - Geselchtes 


Gattungen eines Fratschlers. 
1 Pfund Rindschmalz 


1 „ Schweinschmalz 

1 „ Butter 


1 „ Schotten 

1 „ Zwetschken 



Bittgesuch eines Hallstätter Insassen an das Inspectoratsamt zu Lambach. 

3. Mai 1792. 
Wiener Studien. I. Bd., 4. Heft. n 
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[484 



Warenkategorie 



Preis im Jalire 



1772 



1792 



fl.. 


kr. 


^ 


fl. 




8 








10 








2 








3 








6 








5 








20 








15 








9 








30 








12 








18 








6 






1 


30 




2 


1 


24 
24 




1 




40 




1 




20 






1 


30 




2 




50 




1 




9 






7 






14 


4 






8 


1 


15 




2 


3 






5 


1 






2 




45 




1 




14 








16 








24 




- 




3 








6 







kr. 



^ 



Pfund Seife . 

„ Kerzen . 

y, Käse 
Massel Bohnen 

„ Brein . 
Fiesolen 



Gattungen der steiermärkischen 

Ortschaften. 
1 Elle Loden 

1 „ harbe Leinwanth 

1 „ rupfene „ 

1 Pfund Zwirn 

1 „ Schafwolle 

1 „ gehechelte Haare 

1 „ rauhe Haare 



Kleidung. 

1 Paar juchtene Schuhe . . . 
1 „ rinderne „ ... 
1 Paar wollene Strümpfe . . 

1 wollene Hose 

1 harbes Hemd 

1 rupfenes Hemd 

1 Rock 

1 Hut 

1 Paar wollene Handschuhe 



1 
1 
1 
1 
1 
1 



Leder, das gearbeitet ist. 

Stück Ochsenhaut 

Kuhhaut 



Kalbfell 
Bockfell 
Gaisfell 
Schaffell 



Trank. 

1 Mass wohlfeilsten Wein . 
1 „ ord. "Wein .... 
1 „ besserer Wein . . 

1 „ Bier 

1 « Most 



16 
17 
4 
6 
7 
9 



30 
22 
15 
45 
24 
30 
11 



15 
43 
38 
44 
6 
34 
50 
15 
17 



]5 



20 
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Beilag^e 7. 

Klassen, 

nach welchen sich die dem k. k. Salzoberamt Gmunden subordinierten 
Aemter bei Einratung der Provisionen zu regulieren haben. 



Erste Elasse oder höchste. 



Ein Mann. 



Eine "Wittib. 



Wann er treu und fleissig ge- 
dient, in der Arbeit beschädigt 
worden, anbei abers sehr alt und 
arm ist. "Wann er lange Jahre treu 
und gute Dienste geleistet, mehrere 
ausserordentliche Arbeiten verrich- 
tet, anbei aber viele kleine Kinder 
hat, auch mittellos und vor Alter 
entkräftet ist. 

Wann er ohne Verschulden von 
seiner Arbeit entlassen worden, id 
est bei Reduzierung des entkräfteten 
Personals, zuvor getreue Dienste 
geleistet, nichts im Vermögen, auch 
miesel sichtige Kinder hat. 

Wann er willkürlich der neuen 
Einrichtung unter denen ersteren 
beigefallen, dem Aerario nützliche 
Dienste prästiert mit einem schwer- 
lich kurablen Schaden, Ruptur oder 
Beinbruch in der kaiserlichen Ar- 
beit verunglücket worden, nebstdeme 
alt erlebt und ausser Stand, sich 
sein Brod zu gewinnen und nichts 
im Vermögen. 

Wann er eine unvorgesehene 
Schädlichkeit oder Unglück, Feuer 
oder Wasserschaden ausser seiner 



Wann ihr Mann in währender 
kaiserlicher Arbeit schmerzlichen 
Tod hat nehmen müssen, vormals 
lobwürdige Dienste geleistet, sie 
hingegen mit unmündigen Kindern 
verlassen, zugleich auch eine unhin- 
längliche Nahrung sich verschaffen 
könne. 

Wann ihr Mann unterschiedliche 
oder Extraarbeiten verrichtet und 
zwar von Jugend auf bis in sein 
spätes Alter, hingegen mit krumpen, 
taub, ohngewächsig und mieselsüch- 
tigen Kindern nicht weniger auch 
alt, hoc ipso unfähig zu der Arbeit 
hinterlassen. 

Wann ihr Mann und Vater ohne 
Ausstellung treu gedienet, sie stets 
bettlegerig ist oder eine langwierige 
Krankheit zu erleiden hat, anbei 
aber ohne Mittel und mit kleinen 
Kindern versehen ist. 

W^ann ihr Mann nach erlittener 
Beschädigung in der kaiserlichen 
Arbeit eine Zeit darauf bei 1,2 
oder mehreren Jahren in grössten 
Schmerzen zu Bett gelegen, endlich 
daran gar hat sterben müssen, nebst- 

11* 
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Erste Klasse oder höchste. 



Ein Mann. 



Eine Wittib. 



Schuld zu erleiden gehabt, seine 
Voreltern aber wie auch er lange 
Zeit totsgefährliche Arbeiten gut 
verrichtet, hiernächst minderjährige 
Kinder und ein hohes Alter er- 
reicht hat, folgbar zur Arbeit un- 
tauglich ist und nichts im Vermögen. 



bei sie unbemittelt krank mit Kin- 
dern hinterlassen, die sich kaum 
des Tages auch sehr fleissig 2 kr. 
verdienen können. 



Andere Elasse oder mittlere. 



Wann er in kaiserlicher Arbeit 
eine solche Schädlichkeit oder Rup- 
tur hat überkommen, welche ihn 
merklichenteils von seiner ferneren 
Arbeit verhindert und also nur 
etwas geringen verrichten kann, 
folgsam sich nicht genugsam mit 
Weib und kleinen Kindern zu unter- 
halten vermag. 

Wenn er treu und emsig gedient, 
unterdessen aber in kaiserlicher 
Arbeit dergestalten beschädigt 
worden ist, dass er hierwegen öfters 
unpässlich und wenig zu ver- 
dienen im Stande, anbei auch mit- 
tellos ist. 

Wann er bis in sein graues 
Alter jederzeit der kaiserlichen 
Arbeit mit Lob und sonderem 
Fleiss vorgestanden, anbei aber 
mühseelige oder liegerhafte ein oder 
zwei Kinder hat, und nichts im 
Vermögen. 

Wann er viele Jahre gearbeitet, 
dabei nach und nach schwacher 
Komplexion geworden, anjezo aber 
zu keiner Arbeit fähig und arm ist. 



Wann ihr Mann eia guter em- 
siger Arbeiter gewesen, sie aber 
Alters halber nicht kapabel dasBrod 
zu gewinnen, auch einige Kinder hat. 

Wann ihr Mann in kaiserlicher 
Arbeit mit einer Beschädigung un- 
glücklich geworden, sie selbst auch 
mühseelig, auch bei höheren Jahren 
und sich, kaum etwas verdienen kann, 
weder mit einigen Mitteln versehen. 
Wann sie zwei verdienstliche Män- 
ner nach einander gehabt, nicht 
weniger alt, arm und viele Kinder 
hat. 

Wann ihr Mann langwierig treu 
gedient, sie auch mühseelig eben- 
solche kranke oder gar unmündige 
Kinder hat, so sich beinebst nichts 
verdienen können. 
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Dritte oder mindeste Klasse. 



Ein Mann. 



Eine "Wittib. 



Wann er langwierig gute Dienste 
geleistet, nunmehr aber eralte t, 
anbei etwas Weniges im Vermögen 
besitzet, jedoch nicht so viel, dass 
er sich mit Familie suffizient er- 
nähren könnte, anbei auch zu dienen 
nicht mehr im Stand. 

Wann er blos treue und lange 
Dienste gethan und nunmehr anbei 
aber mittellos. 

Wann er bei Reduzierung und 
Restringierung des Personals oder 
bei hohem Alter abgelegt worden 
und zwar wegen keinen Verbrechen, 
anjezo aber entkräftet, arm und 
mühseelig. 

Wann er in voriger Zeit sich 
übel aufgeführt, hernach aber seinen 
Fehler bereuet, hierüber dem 
Aerario nützliche Dienste gethan, 
anbei aber arm. 

Wann selber lang jedoch ohne 
Beschädigung gedient, zugleich arm, 
alt und ohne Kinder ist. 



Wann ihr Mann zwar gute 
Dienste geleistet, aber nicht lang, 
sondern frühzeitig verschieden, sie 
auch mit selben nicht 10 Jahre 
verehelicht gewesen, anbei immer- 
hin unpässlich und arm. 

Wann ihr Mann gute getreue 
Dienste geleistet, sie arm und kleine 
Kinder hat. 

Wann der Mann treu geflissene 
Dienste gezeuget, sie hingegen mit 
Schulden und gar klein unmündigen 
Kindern verlassen, deshalben sie 
kaum etwas gewinnen mag. 



Druckfehler-Bericlitig'ang. 

Seite 57, Zeile 15 v. o. hat wegzufallen: „letzteren 
„ 89, „ 15 v. u. statt „fünf** richtig sechs. 
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